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Vorwort 

Alle vier Jahre wird ein Bericht zur sozialen Lage der Studierenden gemacht. Ich bedanke 

mich beim Institut für Höhere Studien und allen, die bei der Erstellung dieses Berichts mitge­

arbeitet haben. 

Im Zuge der Einführung von Studienbeiträgen an österreichischen Universitäten und Fach­

hochschulen gibt es ein Bedürfnis nach gesicherten Informationen, wie sich diese Reform auf 

die soziale Situation, die Studienbedingungen und das Studierverhalten der Studierenden 

auswirken würde. Eine repräsentative Untersuchung erbringt nun diese verlässl ichen Daten. 

Gefragt nach den Auswirkungen der im Wintersemester 200 I /02 eingeführten Studienbeiträ­

ge, geben die Studierenden in erster Linie an, ihr Studium beschleunigen zu wollen (56%) und 

ihre Rechte an der Universität stärker zu betonen (47%). Das bestätigt die Erwartungen, die 

an die Einführung der Studienbeiträge geknüpft waren: Studierende wollen zielstrebiger stu­

dieren, die Studiendauer wird dadurch verkürzt werden und die Serviceorientierung der Uni­

versitäten wird gestärkt. Als weitere Auswirkung wird von etwas weniger als der Hälfte der 

Studierenden erhöhter finanzieller und zeitl icher Druck angegeben. 

Die Studienautoren kommen auch zu dem Schluss, dass sich der Hochschulzugang in den 

letzten Jahren im Hinblick auf die soziale Herkunft der Studierenden nicht verändert hat. 

Auch nach Einführung der Studienbeiträge zeigen sich keine Veränderungen. Durch den Aus­

bau der Studienförderung auf 1 45 Mio. € wurde sichergestellt, dass jeder, der studieren 

möchte und dazu befähigt i st, auch studieren kann. 

Die vorl iegenden "Materialien zur sozialen Lage der Studierenden" leisten einen wichtigen 

Beitrag zur hochschulpolitischen Diskussion der nächsten Jahre. 

Elisabeth Gehrer 
Bundesministerin für Bi ldung, 
Wissenschaft und Kul tur 
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I Soziale Förderung von Studierenden 

Die staatl iche Studienförderung umfasst alle öffentl ichen Aufwendungen, die Ausbildungen im 

postsekundären Bereich unterstützen. Dabei handelt es sich meist um soziale Unterstützungen 

für Studierende, Ausgaben für den Hochschulbetrieb s ind in der Studienförderung nicht enthal­

ten. 

Systematisch lassen sich die staatlichen Leistungen der Studienförderung in zwei Gruppen glie­

dern: Transferleistungen, die Studierende in Geld direkt erhalten (direkte Studienfärderung), und 

Ausgaben, die den Studierenden entweder als Transferleistungen an die E ltern oder als Sach­

leistungen zugute kommen (indirekte Studienfärderung). 

Ziel al ler sozialen Fördermaßnahmen ist es, förderungswürdigen Personen mit Problemen beim 

B i ldungszugang, Studium und einen zeitgerechten Studienabschluss zu ermöglichen. 

Staatliche Studienförderung 

Direkte Studienförderung Indirekte Studienförderung 

Stud ien bei h i lfe Fam i l ienbe i h i lfe, Kindera bsetzbetrag 

Stud ienzuschuss Kranken- und Unfa l lversicherung fü r Stud ierende 

Fa h rtkostenzusch uss Steuerbegü nstigungen 

Versicheru ngskosten beitrag Förderungen von Studentenheimen und -Mensen 

Studienabsch lu ss-Stipend ium Su bventionen fü r d i e  Österreich ische 

Hochschü lerschaft 

Bei h i lfe fü r Auslandsstud ium 

Reisekostenzusch u ss  

Sprachst ipend ium 

andere Stipend ien und Zusch üsse 

Waisenpension fü r Studierende 

Studien unterstützung 

Geförderte Stud iendar lehen 

Le i stungsstipend i u m  

Förderungsstipend iu  m 

Würd igungspre is  

Promotion unter den Auspizien des 

Bundespräsidenten 

Die Vergabe von direkten Studienfärderungen für Studierende erfolgt in der Regel nach diffe­

renzierten sozialen Kriterien und nur bei Vorliegen eines günstigen Studienerfolgs, zu einem 

geringen Teil nach reinen Leistungskriterien. 

11 
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Die verschiedenen Formen solcher Studienförderung sind mit Ausnahme der Waisenpensionen 

und der Promotion unter den Auspizien des Bundespräsidenten im Studienförderungsgesetz 1 992 

geregelt. 

Die indirekten staatlichen Studienfärderungen, die wichtiger Bestandtei l  der sozialen Absiche­

rung während des Studiums sind, bestehen in der H auptsache aus Mitteln, die von den Eltern der 

Studierenden (bzw. über die Eltern) in Anspruch genommen werden können. Anspruchsgrundla­

ge für diese Förderungen ist die gesetzliche Verpflichtung der Eltern, Kindern bis zur Erreichung 

der Selbsterhaltungsfahigkeit Unterhalt zu leisten. Durch staatl iche Förderungsmaßnahmen sol­

len die Eltern dazu in die Lage gesetzt werden. Daneben gibt es Unterstützungen, die den Studie­

renden durch Subventionen oder Ermäßigungen zugute kommen. 

Der Förderungscharakter dieser Leistungen l iegt überwiegend darin, dass die indirekten Leistun­

gen grundsätzlich mit dem vollendeten 1 8 . bzw. 1 9 . Lebensjahr limitiert sind, anlässlich eines 

Studiums aber maximal bis zum 26. oder 27. Lebensjahr verlängert werden. 

Das Studienförderungsgesetz bi ldet insofern eine Klammer für sämtliche Studienförderungen, 

als andere Sozialgesetze hinsichtlich der Unterstützung für Studierende immer wieder auf das 

Studienförderungsgesetz verweisen. D ie große Bedeutung des Studienförderungsgesetzes l iegt 

einerseits in dieser Funktion, andererseits auch in der Ausweitung der direkten Studienförderung 

nach der Einführung von Studienbeiträgen ab 200 1 .  Dieser Ausgleich für zusätzl iche finanzielle 

Belastungen kommt allen Bezieherlinne/n einer Studienbeihilfe zugute, darüber hinaus aber auch 

noch Studierenden mit gutem Studienfortgang, denen wegen einer begrenzten Überschreitung 

der Einkommensgrenze keine Studienbeihilfe zusteht. 

12 
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1 Förderungen nach dem Studienförderungsgesetz 
(Direkte Ausbildungsförderung) 

Die staatl iche Studienförderung in Österreich wurde in den sechziger Jahren als begleitende 

Maßnahme zur Öffnung der Universitäten eingeführt, um auch Kindern aus einkommensschwa­

chen Schichten ein Hochschulstudium zu ermöglichen. 

Seit 1 992 ist die Studienförderung in zunehmendem Maß mit anderen ( indirekten) staatlichen 

Förderungsmaßnahmen verknüpft, wobei die Anspruchsvoraussetzungen schrittweise harmoni­

siert wurden. 

1.1 Rechtliche Grundlagen 

Das Studienförderungsgesetz 1 992 (StudFG 1 992) in der derzeit geltenden Fassung regelt die 

Gewährung von Studienbeihilfe ( "Sozialstipendium") sowie ergänzende Förderungsmaßnahmen 

wie Studienzuschuss, Fahrtkostenzuschuss, Studienabschluss-Stipendien, Versicherungskosten­

beitrag, Beihilfen für Auslandsstudien, Reisekostenzuschuss, Sprachstipendien, Leistungsstipen­

dien, Förderungsstipendien und Studienunterstützungen. Für die Aufwendungen nach dem Stu­

dienförderungsgesetz wurden im Budgetbereich Wissenschaft des Bundesministeriums für Bi l­

dung, Wissenschaft und Kultur im Jahr 200 1 1 52, 1 77 Mi l lionen Euro ausgegeben; im Budget 

2002 waren dafür 1 85 ,289 Mi l lionen Euro vorgesehen. 

Grundsätzl ich können folgende österreichische Staatsbürger/innen, Bürger/innen eines EWR­

Landes und gleichgestellte Ausländer/innen Studienförderung erhalten: 

- ordentliche Studierende an österreichischen Universitäten und Universitäten der Künste; an in 

Österreich gelegenen Theologischen Lehranstalten; zur Studienberechtigungsprüfung zuge­

lassene Personen; Studierende an Fachhochschul-Studiengängen, Studierende an Privatuni­

versitäten, 

- ordentliche Studierende an öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Pä­

dagogischen Akademien, Berufspädagogischen Akademien, Akademien für Sozialarbeit, so­

wie an vergleichbaren Privatschulen und Land- und forstwirtschaftlichen Berufspädagogi­

schen Akademien, 

- ordentliche Studierende an öffentlichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten 

Konservatorien und 

- Studierende an medizinisch-technischen Akademien und an Hebammenakademien. 

1 3  
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1.1.1 Studienbeihilfe 

Die Studienbeihilfe ist die bedeutendste der im Studienförderungsgesetz geregelten Fördermaß­

nahmen. Ihr Ziel ist es, die Differenz zwi ehen der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Eltern 

und dem Finanzbedarf der studierenden Kinder auszugleichen. Üblicherweise ergänzt die Stu­

dienbeihilfe die eigenen Einkünfte der Studierenden zuzüglich der Unterhaltsbeiträge von Eltern 

und Partnern sowie der Familienbeihi lfe auf den zur Lebenshaltung notwendigen Betrag. Bei der 

Berechnung der Studienbeihilfe werden die zumutbaren Unterhalts leistungen von Eltern und die 

Eigenleistung der Studierenden auf die H öhe der Studienbeihilfe angerechnet. 

Die ovelle 2000 brachte eine Änderung bei der Berücksichtigung des Einkommens, das die 

Studienbeihilfenbezieher/innen selbst erzielen. Seit dem Studienjahr 200 1 102 wird beim Studie­

renden nur mehr das parallel zur Studienbeihilfe erzielte Einkommen berücksichtigt. Der Begriff 

des begünstigten Ferialeinkommens wurde abgeschafft. Den Studienbeihilfenbezieherlinne/n ist 

nunmehr die Vertei lung des Einkommens über das Jahr freigestel lt . E ine Kürzung der Beihilfen­

höhe erfolgt erst ab einem Jahresbetrag des Einkommen von 5 . 8 1 4,-- €. 

Der Anspruch auf Studienbeihilfe hängt im wesentlichen von sozialer Förderungswürdigkeit 

( Einkommen, Famil iensituation) und vom Studienerfolg (zügig betriebenes Studium : Einhaltung 

der Studienzeit, nur wenige, zeitgerechte Studienwechsel ) ab. 

Wie bereits im letzten Bericht über die soziale Lage ausführlich dargestellt, absolvieren Bezie­

herlinnen von Studienbeihilfe pro Semester mehr Prüfungen als andere Studierende, außerdem 

liegen die Studienzeiten von Beihilfenbezieher/inne/n beträchtlich unter den durchschnittlichen 

Studienzeiten, die Neigung zum Studienabbruch ist deutlich geringer. Die Wirksamkeit dieser 

Förderung auf das Studienverhalten lässt sich damit nachweisen. 

Die Beträge der Höchststipendien sowie der Einkommensgrenzen und Absetzbeträge wurden 

gegenüber 1 999 beträchtl ich angehoben und zuletzt mit der Novelle 2000 ab dem Studienjahr 

200 1 102 in E uro-Beträgen neu festgesetzt, wobei es durchwegs zu Aufrundungen kam. Durch 

deutlich höhere Absetzbeträge für studierende Geschwister und den zweiten Elternteil wurden 

die Famil iengröße und die Lebenshaltungskosten Erwachsener stärker berücksichtigt als bisher. 

14 
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Ta be l l e  1: Höchststudienbeihilfen im Studienförderungsgesetz (Jahresbeträge) 

Höchststudienbeihilfen Stand 1999 Änderung 2000 Anpassung an Euro; 
AlS AlS Änderung 2001, Euro 

Fü r  Vol lwaisen, auswärtige Stud ierende 
- verhei ratet ohne K ind 96.960 99.960 7.272 (100.065 ATS) 
- verhei ratet m it K ind 104.160 107.160 7 .800 (107.330 ATS) 
- unverhe i ratet und ohne K ind 96.960 99.960 7 .272 (100.065 ATS) 
Vier J ah re vor der ersten  Zuerkennung von 
Studienbei h i lfe sel bst erha lten 
- verhei ratet ohne  K ind 96.960 99.960 7 .272 (100.065 ATS) 
- m it K ind  104.160 107.160 7.800 (107.330 ATS) 
- u nverhei ratet und ohne Kind 96.960 99.960 7.272 (100.065 ATS) 

Wen n  kei ne der oben angefüh rten Voraus-
setzungen zutrifft 
- verhei ratet ohne K ind  96.960 99.960 7 .272 (100.065 ATS) 
- mit K ind 104.160 107.160 7.800 (107.3 30 ATS) 
- u nverhe i ratet und ohne K ind 66.960 69.960 5.088 (70.012 ATS) 

Erhöhungsbetrag fü r erheb l ich beh inderte 
Studierende 2 1.000') _ ') 
0 )Wird ab Wintersemester 1999/2000 durch Verordnung des Bundesministers für Bi ldung, Wissenschaft und Ku ltur 
je nach Art und Umfang der Behinderung geregelt, je nach Behinderung bis zu 2.180,- € (30.000,- ATS). 

Ta bel l e  2: Absetzbeträge im Studienförderungsgesetz 

Ausgewählte Absetzbeträge Stand Änderung 
1999 AlS 2001 € (AlS) 

für Kinder im  Vorschu l a lter 38.000 2.762 (38.006) 
fü r sch u l pfl ichtige K inder bis e in -
schl ießlich achte Schu l stufe 51.000 3.707 (51 .009) 
für Kinder nach der 8. Schu l stufe, d ie  
noch n icht studieren  58.000 4.2 16 (58.013) 

fü r stud ierende Kinder 62 .000 5.088 (70.012) 
94.000' 7 .272' (100.065) 

für jedes erhebl ich beh inderte K ind 
weitere . . . . .  26.000 1.890 (26.007) 

fü r den zweiten E lternte i l  58.000 5.088 (70.012) 

I)  bei auswärtigen Studierenden 

15 
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Ta bel l e  3 :  Einkommensgrenzen für zumutbare Unterhaltsleistungen im 
Studienförderungsgesetz 

Beitragsgrenzen tür die "zumutbare Stand Anderung 
Unterhaltsleistung" 1999 (AlS) 2001/02 € (AlS) 

der E ltern 

öo/c,-fü
-
r -die ersten - - - - - - - - - - - - - - - - - -

- - - - - - - - - - - - - - - --- - - - - - - - - - 4."725 -(65:0-1"7) - - - -65 .000 

10% für  d ie  weiteren 65.000 4.725 (65.017) 

15% für  d ie  weiteren 75.000 5.450 (74.994) 

20% für die weiteren 150.000 10.905 (150.056) 

25% vom Betrag a b  35 5.000 25.805 (355.085) 

des Ehegatten 

3Öo/c,-des
-
.�.·f Übersteigenden Beträges der - - - - - - - - - - 51�ööö1----- - - - -

3� iäi*) (sl.öögf - - -
Bemessungsgrundlage 

1.1.2 Studienzuschuss 

Als Ersatz der ab dem Studienjahr 200 1 102 eingeruhrten Studienbeiträge an Universitäten der 

Künste und Fachhochschul-Studiengängen gibt es den Studienzuschuss. Es gelten im H inblick 

auf den Studienfortgang jene Voraussetzungen, die auch rur die Studienbeihilfe gelten. 

Für die Voraussetzung der Förderungswürdigkeit gilt Folgendes: Alle Studierenden, die eine 

Studienbeihi lfe beziehen, erhalten jährlich einen Studienzuschuss in der H öhe des jährlichen 

Studienbeitrages (726,72 €). Liegt das E inkommen der Eltern bis zu etwa 2 .000,- € jährlich über 

der Grenze rur Studienbeihilfe, erhalten Studierende den Studienzuschuss in abgestufter Höhe 

( 1 50,-- € bis 726,72 €). 

Der Studienzuschuss ist gemeinsam mit der Studienbeihilfe zu beantragen. Die Auszahlung er­

folgt zweimal j ährlich, jeweils zur H älfte im Wintersemester und im Sommersemester. 

1.1.3 Fahrtkostenzuschuss 

Der Fahrtkostenzuschuss ersetzt seit 1 997 jene Leistungen, die bis dahin im Familienlastenaus­

gleichsgesetz als Schülerfreifahrt oder Schulfahrtbeihilfe vorgesehen waren, und ist an den Be­

zug der Studienbeihilfe gekoppelt. 

Der Fahrtkostenzuschuss wird nach Richtlinien des Bundesministeriums fiir Bildung, Wissen­

schaft und Kultur im Nachhinein von der Studienbeihilfenbehörde ausbezahlt und richtet sich 

unter Berücksichtigung eines Selbstbehaltes nach den tatsächlich notwendigen Fahrtkosten. Ein 

Rechtsanspruch besteht nicht. Unter diesem Titel werden sowohl die Fahrten im innerstädtischen 

Verkehr und des tägl ichen E inpendelns als auch gelegentliche Fahrten zum E lternwohnsitz un­

terstützt. 
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1.1.4 Versicherungskostenbeitrag 

Der Versicherungskostenbeitrag gebührt jenen Studienbeihilfenbezieherlinne/n, für die eine be­

günstigte Selbstversicherung in der Krankenversicherung besteht, sobald die Angehörigeneigen­

schaft (Mitversicherung bei den Eltern) - meist wegen Überschreitung der Altersgrenze - wegge­

fal len ist. 

Bei der begünstigten Selbstversicherung wird die Hälfte der Versicherungsprämie auf Grund 

eines Vertrages mit dem Hauptverband der Sozialversicherungsträger für al le begünstigten 

Selbstversicherten durch das Bundesministerium für Bi ldung, Wissenschaft und Kultur getragen. 

Der Versicherungskostenbeitrag deckt für Studierende mit Anspruch auf Studienbeihilfe auch 

die zweite Hälfte der Kosten für die Krankenversicherung. Die Höhe beträgt 1 9  monat lich (bei 

zwölfmaliger Auszahlung). Der Versicherungskostenbeitrag wird seit dem Sommersemester 

1 999 regelmäßig nach Ende eines Semesters durch die Studienbeihilfenbehörde von Amts wegen 

ausbezahlt . Im Studienjahr 200 1 102 wurden für Versicherungskostenbeiträge insgesamt 3,64 1  

Mio € ausbezahlt. 

1.1.5 Studienabschluss-Stipendium 

Das Studienabschluss-Stipendium sol l  bisher berufstätigen Studierenden an Universitäten, die ihr 

Studium neben einer Erwerbstätigkeit fast zum Abschluss geführt haben, die Möglichkeit eröff­

nen, die Studienabschlussphase, insbesondere die Arbeit an der Diplomarbeit, ohne berufliche 

Belastungen zu absolvieren. 

Voraussetzung ist mindestens eine Halbbeschäftigung durch drei Jahre innerhalb der letzten vier 

Jahre, die bereits erfolgte Übernahme der Diplomarbeit, eine geringe Anzahl von offenen Prü­

fungen, die Aufgabe der Berufstätigkeit und ein Alter unter 38 Jahren. 

E ine Novelle des Studienförderungsgesetzes verbesserte die Förderungsbedingungen ab dem 

Studienjahr 200 1 /02 erheblich. Richtlinien der Bundesministerin für Bi ldung, Wissenschaft und 

Kultur präzisieren die Rahmenbestimmungen. 46 % des budgetären Aufkommens für diese För­

derung werden vom Europäischen Sozialfonds finanziert. Die Vergabe erfolgt durch die Stu­

dienbeihilfenbehörde im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung auf Basis der Richtlinien. 

Die Höhe der Studienabschluss-Stipendien orientiert sich am Ausmaß der bisherigen Beschäfti­

gung und beträgt bis zu 1 .000 monatlich. Ein Studienabschluss-Stipendium kann bis maximal 

1 8  Monate gewährt werden. 

Ergänzend ist eine Finanzierung der in der Studienabschlussphase oder während einer Beruf: -

praxis anfallenden Betreuungskosten für noch nicht schulpflichtige Kinder bis zu 1 50 € im Mo­

nat möglich. 

Bevor eine Förderungsvereinbarung mit dem Studierenden abgeschlossen wird, werden in den 

Betreuungseinrichtungen der Studienbeihi lfenbehörde (Studienabschluss-Stipendium und Kin­

derbetreuung während der Studienabschlussphase), Österreichische Hochschülerschaft ( Kinder­

betreuung während eines Berufspraktikums) oder DANUBE ( Berufspraxis) eingehende Bera-
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tungsgespräche geführt. Wird da geförderte Studium nicht innerhalb von sechs Monaten ab 

letzter Auszahlung des Studienabschluss- tipendiums abgeschlossen, ist die gesamte Förderung 

zurückzuzahlen. 

1.1.6 Beihilfe für Auslandsstudien 

Voraussetzung für den Anspruch ist die Absolvierung einer Diplomprüfung oder eines Rigoro­

sums (sofern derartige Prüfungen nicht vorgesehen sind, ist die Absolvierung von vier Semestern 

erforderlich), außerdem muss das Studium an der ausländischen Universität (Hochschule) dem 

österreichischen Studium gleichwertig sein und eine Mindestdauer von drei Monaten haben. Die 

Förderung ist für maximal zwanzig Monate möglich. 

Die Beihilfe fur das Auslandsstudium beträgt monatlich maximal 582,-- €. Die genaue Festle­

gung der monatl ichen Beihilfe erfolgt durch eine Verordnung der Bundesministerin für B ildung, 

Wissenschaft und Kultur und orientiert sich dabei an den Lebenshaltungs- und Studienkosten im 

jewei l igen Studienland. Die Zuerkennung der Beihilfen erfolgt durch Bescheid der Studienbei­

hilfenbehörde. 

Als Förderung der internationalen Mobil ität ist auch jene Bestimmung des Studienförderungsge­

setzes anzusehen, der zufolge während eines Auslandsstudiums die Studienbeihilfe vier Semester 

lang (neben der Beihilfe für Auslandsstudien) weiterbezogen werden kann. 

Die seit dem Studienjahr 200 1 /02 geltende Verordnung verbesserte die Auslandsstudienförde­

rung und differenzierte sie stärker nach dem jewei l igen Finanzbedarf der Studierenden. 

1.1.7 Reisekostenzuschuss und Sprachstipendien 

Der Reisekostenzuschuss dient der Unterstützung der notwendigen Reisekosten bei geförderten 

Auslandsstudienaufenthalten. Die Beträge wurden zuletzt im Sommer emester 2002 angepasst. 

Die Vergabe erfolgt nach Richtlin ien der Bundesministerin für Bi ldung, Wissenschaft und Kul­

tur durch die Studienbeihilfenbehörde. 

Sprachstipendien dienen der Finanzierung von Sprachkursen als Vorbereitung für geförderte 

Auslandsstudienaufenthalte. 

Die Auszahlung erfolgt durch die Studienbeihilfenbehörde im Wege der Privatwirtschaftsver­

waltung auf Grund von Richtlinien der Bundesministerin für Bi ldung, Wissenschaft und Kultur 

nach Absolvierung des Auslandsstudienaufenthaltes. 
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1.1.8 Leistungsstipendien 

Leistungsstipendien werden nur Studierenden zuerkannt, die hervorragende Studien leistungen 

erbracht haben. 

Die H öhe des Leistungsstipendiums beträgt mindestens 726,72 € pro Studienjahr, entspricht also 

dem jährlichen Studienbeitrag. 

Die Mittel für Leistungsstipendien betrugen bis 1 998/99 jährl ich 1 ,5% der im Bereich des dama­

l igen Bundesministeriums für Wissenschaft und Verkehr im vorangegangenen Kalenderjahr auf­

gewendeten M ittel fiir Studienförderung. Die Mittel wurden 1 999/2000 auf 1 % gesenkt und ab 

200 1 /02 im Zuge der Ausweitung der Shldienförderung nach E inführung der Studien beiträge 

wieder auf 3 % angehoben. Der Gesamtbetrag wird durch Verordnung der Bundesministerin für 

B ildung, Wissenschaft und Kultur auf die einzelnen Bi ldungseinrichtungen je nach Absolventen­

zahl verteilt .  

Auf Leistungsstipendien besteht kein Rechtsanspruch. Studierende können s ich auf Grund einer 

Ausschreibung im jeweil igen Bereich darum bewerben. Die Zuerkennung erfolgt durch den Stu­

diendekanldie Studiendekanin bzw. durch den Leiter/die Leiterin der jeweil igen Akademie. 

An Fachhochschul-Studiengängen werden seit dem Studienjahr 1 999/2000 Leistungsstipendien 

vergeben. 

1.1.9 Förderungsstipendien 

Förderungsstipendien werden nur Studierenden an Universitäten, Universitäten der Künste und 

Theologischen Lehranstalten zuerkannt. Sie dienen zur Anfertigung finanzielle aufwändiger wis­

senschaftlicher oder künstlerischer Arbeiten bei überdurchschnittl ichem Shldienerfolg und wer­

den nach Vorlage eines Gutachtens eines Universitätslehrers oder Hochschulprofessors über die 

Arbeit vergeben. 

Die Höhe des einzelnen Förderungsstipendiums beträgt zwischen 700,-- € und 3 .600,-- € für ein 

Studienjahr. 

Die Mittel für Förderungsstipendien betragen jährl ich 1 % der im Bereich des Bundesministeri­

ums für Bildung, Wissenschaft und Kultur im vorangegangenen Kalenderjahr aufgewendeten 

M ittel für Studienförderung. Sie werden nach der Ab olventenzahl durch Verordnung der Bun­

desministerin für Bi ldung, Wissenschaft und Kultur auf die e inzelnen Einrichtungen verteilt .  

Auf Förderungsstipendien besteht kein Rechtsanspruch. Die Studierenden können sich auf Grund 

einer Ausschreibung darum bewerben, indern sie eine Beschreibung und einen Finanzierungs­

plan der durchzuführenden Arbeit vorlegen. 
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Ta be l l e  4: Aufwendungen für Leistungs- und Förderungsstipendien im Bereich der 
Universitäten und Universitäten der Künste in Mio. ATS bzw. Mio. Euro 

Jahr Leistungsstipendien Förderungsstipendien 

1997 21,2 ATS 9,9 ATS 

1998 22,2 ATS 11,4 ATS 

1999 22,9 ATS 15 ,3 ATS 

2000 15 ,2 ATS 15,2 ATS 

2001 15,4 ATS 15,4 ATS 

2002 3,48 € (47,9 AT5) 1,16 € (16 ATS) 

1.1.10 Studienunterstützungen 

Studienunter tützungen dienen dem Ausgleich sozialer Härten, dem Ausgleich besonders 

schwieriger Studienbedingungen und der Förderung besonderer Studienleistungen. Das Studien­

förderungsgesetz nennt seit dem Studienjahr 1999/2000 auch noch ausdrücklich die Unterstüt­

zung von Wohnkosten, die Förderung von Studien an grenznahen nichtösterreichischen Univer­

sitäten und Fachhochschulen, Privatuniversitäten und von Auslandsaufenthalten sowie die För­

derung wissenschaftlicher oder künstlerischer Arbeiten . 

Unter dem für den Erhalt einer Studienbeihilfe bekannten Voraussetzungen können nunmehr 

auch Studierende an Privatuniversitäten auf der Grundlage von dazu erlassenen Verordnungen 

und Richtlinien Studienunterstützungen erhalten. Die Fonn der Förderung wurde gewählt, weil 

wegen der unterschiedl ichen Studienvorschriften und Kurstennine individuelle Förderzusagen 

erteilt werden müssen. In analoger Weise erfolgt die Förderung von Studien an Bi ldungsein­

richtungen in Südtirol ,  die ebenfalls seit dem Studienjahr 2001102 möglich ist. Es ist dies neben 

der Förderung von Studien im grenznahen Ausland die einzige Möglichkeit, ein zur Gänze im 

Ausland betriebenes Studium zu fördern. 

Seit dem Studienjahr 2001102 können auch Fernstudien und gemeinsam mit dem Europäischen 

Sozialfonds finanzierte Aktionen gefördert werden. Dazu zählt neben der Gewährung von Stu­

dienabschluss-Stipendien auch die F inanzierung der erforderlichen Kinderbetreuung während 

einer Berufspraxis oder in der Studienabschlussphase. 

Die Studienunterstützung ist ein unbürokratisch zu handhabendes Instrumentarium, mit dem u.a .  

Unbil l igkeiten korrigiert werden können, die sich allenfalls bei der Gesetzesanwendung ergeben. 

Die Höhe der Studienunterstützungen bewegt sich zwischen 180,-- € und dem Betrag der 

höchstmöglichen Studienbeihi Ife. 

Auf die Gewährung einer Studienunterstützung besteht kein Rechtsanspruch. Die Studierenden 

können entsprechend begründete Ansuchen jederzeit beim zuständigen Bundesministerium ein­

bringen. Die Zuerkennung erfolgt im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung. Bei Studienun­

terstützungen im Bundesministerium für Bi ldung, Wissenschaft und Kultur wirken bei der Prü­

fung der Ansuchen auch Vertreterlinnen der Österreichischen H ochschülerschaft mit. 
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Seit dem Jahr 1 990 erhalten die 40 besten Absolvent/inneln von Diplomstudien und die Absol­

vent/innlen eines Doktoratsstudiums, die unter den Auspizien des Bundespräsidenten promoviert 

wurden, einen Würdigungspreis der Bundesministerin für Bi ldung, Wissenschaft und Kultur. Die 

M ittel werden aus dem Budget für Studienunterstützungen aufgebracht. 

Ta bel le 5 :  Studienunterstützungen in sozialen Härtefäl len 1997 bis 2001 

Jahr Ansuchen Zuerkennung Ausgaben 
in Mio. ATS bzw. Euro €O) 

1997 221 62 0,9 

1998 206 44 1,1 

1999 188 41 1,5 

2000 202 65 2,0 

2001 227 60 1,7 

2002 462 210 Eu ro 0,26 (ATS 3,6) 

0) Jewei ls  Rechnungsabschl uss 

1.1.11 Geförderte Darlehen zur Finanzierung von Studienbeiträgen 

Studierende, die einen Studienbeitrag entrichtet haben und diesen nicht von öffentlichen Stellen 

ersetzt bekommen, können von den Kreditinstituten ein gefördertes Darlehen erhalten. Das Bun­

desministerium für Bi ldung, Wissenschaft und Kultur übernimmt ca. 2 % der Zinsen. 

Das Darlehen dient ausschl ießlich zur Finanzierung der Studienbeiträge. Den Zinszuschuss kön­

nen grundsätzlich alle Studierenden erhalten, die am Oktober 200 1 oder bei einem späteren Stu­

dienbeginn zu Beginn des jeweil igen Semesters das 30. Lebensjahr noch nicht vol lendet haben. 

Soziale Bedürftigkeit und günstiger Studienfortgang sind für die Vergabe des geförderten Darle­

hens nicht maßgeblich. Studienbeihilfenbezieherlinnen erhalten einen Studienzuschuss und des­

halb kein gefördertes Darlehen. Die Zinszuschüsse werden für längstens 1 4  Semester, beginnend 

mit dem Studienjahr 200 1 /2002 gewährt. 

Nach Beendigung des Studiums ist das Darlehen zurückzuzahlen. Eine vorzeitige Rückzahlung 

ist nach Vereinbarung mit dem Kreditinstitut möglich. Die Prüfung der Kreditwürdigkeit obl iegt 

dem jeweil igen Kreditinstitut. 

Im Wintersemester 200 1 /02 haben 6 1 3  Studierende einen Zuschuss erhalten. Für das Kalender­

jahr 2002 wurden 1. 76 1 Zuschüsse be an tragt. 

2 1  
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1.2 Die Entwicklung der Studienförderung im Berichtszeitraum 

Das Studienförderungsgesetz 1 992 wurde im Berichtszeitraum zweimal novel l iert, wobei der 

wesentliche Inhalt beider Novel len im Studienjahr 200 1 /02 in Kraft trat. 

Novellierungen des Studienförderungsgesetzes ab 2000: 

1 3 . Novelle, BGBL I Nr. 76/2000, in Kraft getreten am 1 .  September 2000 bzw. am 1 .  September 

200 1 

• Förderung für Studierende an Privatuniversitäten und an öffentl ichen Universitäten und 

Fachhochschulen in Südtirol durch Verordnungsermächtigung: Für akkreditierte Privatuni­

versitäten können Studienförderungen gewährt werden. 

• Umrechnung der Studienbeihilfenbeträge in Euro: Sämtl iche Beträge wurden zum Teil er­

hebl ich aufgerundet. 

• Adaptierung der Studienabsch1uss-Stipendien unter Berücksichtigung der aus der Vollzie­

hung gewonnenen Erkenntnisse: Die Zuerkennung erfolgt nunmehr nach flexiblen Richtl i­

nien, nicht mehr nach starren gesetzlichen Vorgaben. Das Erfordernis der vorangegangenen 

Berufstätigkeit wurde ebenso modifiziert. Eine Kofinanzierung des ESF wurde möglich. 

• Straffung des Rückzahlungsverfahrens durch Reduzierung des zurückzuzahlenden Betrages 

auf einheitlich 1 80,- bei verspäteter Vorlage des Studienerfolges und einheitl iche Festle­

gungen für Stundungen und Ratenzahlungen im Gesetz. 

1 4. ovelle, BGBI .  I Nr. 1 42/2000, in Kraft getreten am 1 .  September 200 1 

• Einführung des Studienzuschusses als Refundierung der Studienbeiträge: Der Studienzu­

schuss umfasst die Höhe der jährlichen Studienbeiträge für Beihilfenbezieher, ansonsten ist 

er abgestuft ( siehe 1 . 1 .2) .  

• Ausweitung der Einkommensgrenze für Studienbeihilfenbezieherlinnen : Studierende können 

ihr Einkommen bel iebig über das Jahr vertei len, der Begriff der Ferialtätigkeit entfällt. Ab 

einer Grenze von 5 . 8 1 4,-- € (bei ausschl ießl ich unselbständiger Tätigkeit: 7 .272,-- €) jährlich 

wird die Beihi lfe gekürzt. Es ist für die Beihilfenbezieherlinnen nur mehr das parallel zur 

Beihi lfe bezogene Einkommen von Bedeutung, nicht mehr das Einkommen des Vorjahres. 

• Anhebung der Mittel für Leistungsstipendien auf das Dreifache des bisherigen Betrages: Das 

Leistungsstipendium muss jedenfalls die Höhe des jährl ichen Studienbeitrages bemessen. 

Die den Universitäten zugewiesenen Mittel wurden gegenüber dem bisherigen Ausmaß ver­

dreifacht. 

2 2  
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1.3 Sozialaufwendungen des Bundesministeriums für Bildung, 

Wissenschaft und Kultur - Quantitative Entwicklung 

Das Budget des Bundesministeriums für B ildung, Wissenschaft und Kultur beinhaltet rur den 

Bereich Wissenschaft Budgetkapitel 1 4  neben den Ausgaben fur die Studienförderung (Studien­

beihilfen, Förderungs- und Leistungsstipendien, Studienzuschüsse, Versicherungskostenbeiträge, 

Fahrtkostenzuschüsse, Beihilfen rur Auslandsstudien, Studienunterstützungen) auch weitere 

Mittel rur Sozialmaßnahmen wie die Förderungen rur Studentenheime, Subventionen rur Men­

sen, Zuschüsse rur Sozialaktivitäten der Österreichischen Hochschülerschaft und Auslandssti­

pendien. 

Ta be l l e  6: Sozialaufwendungen für Studierende und Anteil der Aufwendungen für 
Studienförderung, 1997 bis 2002 

Jahr Sozialaufwendungen Anteil der Aufwendungen 
in Mio. AlS bzw. Euro für Studienförderung 0) 

Rec h n u ngsa bsch l uss 1997 1.91,074 77, % 

Rechnungsa bsch l uss 1998 2.13,593 78,8% 

Rechnungsabsch l uss 1999 2.13 ,593 72,2% 

Rech n ungsabsch l uss 2000 2.09,729 72, 5% 

Rechnungsa bsch luss  2001 2.09,107 76 % 

Bundesvoransch lag 2002 185,289 € (2,549.632 ATS) 83 % 

') Budget-Ansätze 1/1410717680 + 1/14108/7682 + 1/14108/6210. 

Der Tabel le  7 ist die Entwicklung der unterschiedl ichen Sozialaufwendungen rur Studierende zu 

entnehmen. 

2 3  
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Ta be l l e  7 :  Sozialaufwendungen für Studierende 1990 und 1998 bis 2002; Beträge i n  ATS 
(1990, 1999-2001) bzw. E U RO (2002) 

1990 (ATS) 1999 (ATS) 2000 (ATS) 

Stud ienförderung 14107/7680 676,000 1.567,449 1 .567,443 

Stud ienbe ih i lfen und -u nterstützungen  14218/7680/003 3 , 500 3 ,649 3,649 

Fah rtkostenzuschüsse 14108/6210/100 54,000 65 ,000 

Sti pend ien für G radu ierte 14108/7681 5,880 0,000 0,000 

Studien unterstützung 14108/7682 23 ,000 56,000 50,300 

Stip.f. Bewerber a.d .Aus l .uJ. KonvenUlücht. 14108/7685 13 ,500 15,000 17,500 

Stip. fü r Abs. österr. Aus landsschu len  14108/7687 2,400 2,000 1,800 

Studentenhe ime 14106/7700 54,560 288,459 246,249 

Studentenmensen  14106/7700+ 7420+7470 10, 500 21,604 23 ,157 

Österr.Hochsch ü lerschaft 14106/7342 2,113 9,600 7,800 

Sozi a lversicherung für Stud ierende 14108/7310 32,000 59,000 56,000 

St ipendien  und  Studien u nterstützungen 14308,14318/7680 4,520 9 ,200 8 ,350 

Stipend ien fü r G radu ierte 14308/7683 1,300 2 ,150 1,800 

Joint Study Program me 14108,14208,14308/7689 1,500 41,270 43 ,400 

Austauschakt ionen m.d. Aus land 14208/7680, 14308/7680 0,500 7,212 7 ,281 

I NSGESAMT 831 ,273 2 .136 ,593 2 .099,729 

Soz ia laufwendungen je ord.Stud ierenden (2) i n  ATS / € 4.296 9.085 8 .836 

( I )  jeweils BRA (2002 BVA) 

2001 (ATS) 2002 
(€) 

1.567,436 146,613 

3 ,649 0,265 

65,000 4,724 

0,000 0,000 

47,000 3,416 

17,500 1,272 

1,500 0,109 

244,235  17.749 

23 ,157  1,683 

7,800 0, 567 

56,000 4,070 

8 ,350 0,505 

1,800 0,131 

43,400 3 ,154 

7,280 1,032 

2.094,107 185,289 
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1.3.1 Aufwendungen nach dem Studienförderungsgesetz 1992 

Die Ausgaben für Studienförderung im B udgetkapitel 1 4  sind während der gesamten letzten 

zehn Jahre kontinuierlich gestiegen. Waren es 1 997 1 ,454 Mio ATS, sind im Bundesvoran­

schlag 2002 1 54,7 M io € (2 . 1 29 Mio ATS) vorgesehen .  

Ta be l le  8 :  Aufwendungen für  StudienförderungO), 1997 bis 2002, in Mio. AlS 
bzw. Euro 

Jahr Aufwendungen in Mio. AlS bzw. Euro 

Rechnungsa bsch l uss 1997 1.453,9 ATS 

Rech n u ngsa bsch luss  1998 1 .531 ,1  ATS 

Rechnungsa bsch luss  1999 1 .542,1 ATS 

Rechnungsa bsch luss  2000 110,7 € 

Rechnungsa bsch luss  2001 115,7 € 

Bundesvoransch lag 2002 154,7 € 

' ) Budget-Ansätze 1/1410717680 + 1/1410817682 + 1/14108/6210. 

1.3.2 Studienbeihilfen und Studienbeihilfenbezieher/innen 

Der Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Bi ldung, W issenschaft und Kultur 

(Budgetkapitel 1 4) umfasst bei der Gewährung von Studienbeihilfen außer den Universitäten 

und Universitäten der Künste auch Theologische Lehranstalten und seit dem Studienjahr 

1 994/95 die Fachhochschul-Studiengänge. Der Antei l  der Theologischen Lehranstalten ist seit 

Jahren nur marginal :  Im Studienj ahr 200 1 /02 wurden 58 Studierenden an Theologischen 

Hochschulen Studienbeihi lfe zuerkannt, im gesamten Bereich des Bundesministeriums für 

Bi ldung, Wissenschaft und Kultur ( Kapitel 1 4) insgesamt 40.792 Studierenden. Im Gegensatz 

dazu ist der Fachhochschulbereich weiterhin stark expansiv. Mittlerweile gibt es bereits vier­

mal so viele Beihilfenbezieher an Fachhochschul-Studiengängen wie an Universitäten der 

Künste. Das Verhältnis der Beihi lfenbewil ligungen bei Studierenden an Fachhochschulen und 

wissenschaftl ichen Universitäten betrug im Studienjahr 200 1 /02 etwa 1 : 8 ,  1 997/98 war es 

noch 1 :  1 6 . 

Die Theologischen Lehranstalten b leiben in  der Statistik weiterhin ausgeklammert. 

Entwicklung der Studienbeihilfen seit dem Studienj ahr 1 998/99 
Seit dem Inkrafttreten des Studienförderungsgesetzes 1 992, das durch die Erweiterung der 

Förderungsmöglichkeiten eine erhebl iche Ausweitung der Zahl der Antragsteller/innen und 
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der Bezieherlinnen nach ich zog, kam es bisher zu keiner derartigen Ausweitung des Förde­

rungsvolumens wie mit Beginn des Studienjahres 200 I /02 . Um für sozial bedürftige Studie­

rende mit gutem Studienfortgang die Belastung durch die Einführung der Studienbeiträge 

auszugleichen, wurde der Studienzuschuss eingeführt. Dieser ist gemeinsam mit der Studien­

beihi lfe zu beantragen und wird mit dieser gemeinsam zuerkannt; sofern mangels sozialer 

Förderungswürdigkeit kein Anspruch auf Studienbeihilfe besteht, kann auch ausschl ießlich 

ein Studienzuschuss gewährt werden. Während in den Studienjahren 1 998/99, 1 999/2000 und 

2000/0 1 nur geringfügige Schwankungen bei der Zahl der Anträge und der Zahl der Bezieher 

von Studienbeihilfe auftraten, die im Rahmen des Üblichen lagen, ist im Wintersemester 

200 1 /02 ein regelrechter Ansturm auf die Studienbeihilfenbehörde zu verzeichnen gewesen. 

Dies schlägt sich in der Steigerung der Anträge um mehr als 36 % vom Studienjahr 2000/0 1 

auf das Studienjahr 200 1 102 nieder (v gl. Tabelle 9) .  Besonders stark war dabei der Ansturm 

der Studierenden von Fachhochschul-Studiengängen, da es in diesem Sektor auch noch zu 

einer stark steigenden Zahl von ordentlichen Studierenden kam. 

Erwartungsgemäß führten die geänderten E inkommensgrenzen und die bei vielen Studieren­

den noch nicht vorhandene Sicherheit im Bereich der Einschätzung eines mögl ichen Anspru­

ches auf Studienbeihilfe zu überproportional vielen Abweisungen im Vergleich zu den voran­

gegangenen Jahren. Viele Studierende, die auf Grund der Einkommensverhältnisse ihrer El­

tern keinen Anspruch auf Studienbeihilfe oder auf einen Zuschuss haben konnten, "probier­

ten" den Antrag auf Studienbeihilfe, um nach Einführung der Studienbeiträge das Ausmaß der 

sozialen Förderungen auszuschöpfen. Ein Vergleich der Bewil l igungsquote zwischen dem 

Wintersemester 2000/0 1 und dem Wintersemester 200 1 /02, dem ersten Semester nach Einfüh­

rung der Studienbeiträge, bestätigt diese Aussage: Im Wintersemester 2000/0 1 waren 79 % 

der Anträge auf Studienbeihilfe erfolgreich, während im folgenden Wintersemester nur noch 

in 70 % der Fälle eine Studienförderung ( Studienbeihi lfe und/oder Studienzuschuss) zuer­

kalmt wurde. Dennoch stieg im Wintersemester 200 1 /02 die Zahl der Bewil ligungen um 23 % 

an wissenschaftlichen Universitäten bzw. sogar um 42 % an Fachhochschulen, im Schnitt bei 

al len Bildungseinrichtungen um 25 %. 

Weiters wird diese Annahme dadurch bestätigt, dass im Studienjahr 200 1 /02 in weit überpro­

portionalem Ausmaß die soziale Bedürftigkeit, also die E inkommenssituation der Familie der 

Studienbeihilfenbezieher, Grund für die Abweisung der Studienbeihilfe waren. Da es sich bei 

der Bereclmung der Studienbeihilfe um einen sehr kompl izierten Vorgang handelt, welcher 

neben der Einkommenssituation auch die Famil iensituation berücksichtigt, ist e für die An­

tragstel ler meist nicht abschätzbar, ob ein Antrag auf Studienbeihilfe unter Berück ichtigung 

der Einkommenssituation zu einer Bewil ligung führt. Auch die Mitarbeiter/innen der Studien­

beihilfenbehörde können dies durch Beratung und Information nur begrenzt abschätzen, so­

dass im Zweifelsfall im ersten Semester nach Ausweitung des Studienförderungsvolumens 
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zwangsläufig sehr viele Anträge nur zur Klärung der Voraussetzungen gestellt wurden. Fast 

95 % der Fälle bei den Ablehnungen sind auf die Einkommenssituation zurückzuführen, wäh­

rend im Vergleich dazu die anderen Fälle (mangelnder Studienerfolg) vergleichsweise gering 

sind. 

D iese Entwicklung wird sich mit hoher Wahrscheinlichkeit bereits im Studienjahr 2002/03 

wieder ändern, da mittlerweile die Studierenden eine bessere Abschätzung der Möglichkeiten 

der Studienförderung gefunden haben. Durch die Erfahrung der ersten Jahre wird sich die 

Relation zwischen Abweisungen mangels Studienerfo lges und mangels sozialer Bedürftigkeit 

wieder bei dem in den vergangenen Jahren relativ stabi len Verhältnis  einpendeln. Die vorläu­

figen Zahlen über die Bewi l ligungen im Wintersemester 2002/03 bestätigen dies, die Bewi l l i­

gungsquote ist wiederum auf fast 80 % gestiegen - bei einer allerdings viel höheren Antrags­

zahl als in den Studienjahren vor E inführung der Studienbeiträge. 

Ta bel l e  9 :  Anträge auf Studienbeihilfe/Studienzuschuss an Universitäten, 
Universitäten der Künste und Fachhochschul-Studiengängen, Studienjahre 
1997/98 bis 2001/02 

Studienjahr Universitäten Univ. d. Künste Fachhochschulen Gesamt 

1997/98 31.311  975  2.008 34.294 

1998/99 32 .654 1.052 2.542 36.248 

1999/2000 32 .608 1.077 2.905 36. 590 

2000/01 33 .725  1.091 3 .333 38 .149 

2001/02 46.023 1.431 5 .311 52.765 
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Ta bel l e  10: Gegenüberstel lung: Bewil ligungen und Abweisungen von Studienbeihilfen 
an Universitäten, Universitäten der Künste und Fachhochschul-Studiengängen, 
Studienjahre 1998/99 bis 2001/02 

Semesterl Universitäten Univ. d. Künste Fachhochschulen' Bewilligungen 
Studienjahr gesamt 

Anträge Bewilli- Anträge Bewilli- Anträge Bewilli-
gungen gungen gungen 

W5 98/99 23 .597 19.184 848 694 2 .506 1.987 21.865 

55 99 8 .623 7 .129 204 155  --- --- 7 .284 

1998/99 insgesamt 32.220 26.313 1 .052 849 2 .506 1.987 29 .149 

W5 99/00 24.611 19.787 904 742 2.905 2 .262 22.791 

55 00 7.997 6.762 173 133 --- - - - 6.895 

1999/00 insgesamt 32 .608 26. 549 1.077 875 2.905 2 .262 29.686 

WS 00/01 25 .792 20.185 905 711 3 .333  2 .616 23 .512  

55 01 7.933  6.197 186 133  --- - -- 6.330 

2000/01 i n sgesamt 33 .725 26 .382 1.091 844 3 . 333  2 .616 29.842 

WS 01/02 35 .887 24.376 1.164 815  4.913 3 .603 28 .794 

55 02 10.136 7.437 267 180 398 206 7.823 

2001/02 i n sgesamt 46.023 31 .813 1.431 995 5 .311 3.809 36.617 

I) An Fachhochschu l -studiengängen war die Beantragung der  Studien beih i lfe b is  2001/02 nur  im Wintersemester möglich. 

Ta bel l e  11 :  Gegenüberstel lung: Prozentueller Anteil der Bewill igungen und Abweisungen 

Studienjahr 

1998/99 

1999/00 

2000/01 

2001/02 

28 

von Studienbeihi lfen an Universitäten, Universitäten der Künste und 
Fachhochschul-Studiengängen vom Studienjahr 1998/99 bis Studienjahr 2001/02 

Universitäten Univ. d. Künste Fachhochschulen 

Bewilligun- Abweisun- Bewilligun- Abweisungen Bewilligun- Abweisungen 
gen gen gen gen 

81,7% 18,3% 80,7% 19,3% 78,2% 21,8% 

81,4% 18,6% 81,3% 18,7% 77,9% 22,1% 

78,2% 21,8% 77,4% 22,6% 78,5% 2 1,5% 

69,1% 29,3% 69,6% 28,8% 71,7% 27,3% 
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Ta be l l e  12 :  Gegenüberstel lung der Gründe für Abweisungen von Studienbeihi lfenanträgen 
von Studierenden an Universitäten, WS 1998/99 bis SS 2002 

Abweisungsgrund Gesamt 
Semester 

soziale 
Bedürftigkeit Studienerfolg andere Gründe 

WS 98/99 3.298 219 891 4.408 
55 99 944 58  491 1.493 
WS 99/00 3 .154 189 1.184 4.527 
55 00 681 32 393 1.106 
WS 00/01 3.974 239 1 .173 5 .386 
55 01 800 33  424 1 .257 
WS 01/02 10.566 307 271 11.144 
55 02 2 .164 90 97 2 .351  

Ta bel l e  13 :  Bewilligte Studienbeihi lfen an Universitäten nach Kategorien, Wintersemester 
1998/99 bis Wintersemester 2001/02 

Kategorie 1998/99 1999/2000 2000/01 2001/02 

Selbsterha lter ln ,  Vol lwaise 2.442 2 .498 2.477 3 .056 
davon verheiratet oder m it K ind 454 453 437 446 
Auswärtige, u nverhei ratet 

und ohne Kind 11.736 12.037 12 .140 14.268 
Verhei ratet oder m it K ind,  

mit eigenem Hausha lt oder au swärtig 541 518 507 805 
U nverhe i ratet und ohne Kind 

ohne eigenen Hausha lt 4.450 4.734 5.061 7.746 
Verhei ratet oder m it K ind ,  

ohne e igenen Hausha lt , , , , 

I n sgesamt 19.184 20.240 20.622 26.321 

1 Ab Novel le 1995 unter "verheiratet oder m it Kind, mit eigenem Haushalt oder auswärtig" 

Da gleichzeitig die Zahl der inländischen ordentlichen Studierenden nach Einführung der Stu­

dienbeiträge zurückging, ist die Förderungsquote auf einen Wert geklettert, der weit über den 

b isherigen Anteilen l iegt. Die Zielsetzung der letzten Studienförderungsgesetznovelle greift 

allerdings auch unabhängig von dem Rückgang der Studierendenzahlen in einzelnen Bi l ­

dungsbereichen. Dies lässt sich daran ablesen, dass auch bei  den Studierenden an Fachhoch­

schulen die Förderungsquote trotz Zunahme der Studierendenzahlen innerhalb eines Jahres 

erheblich gestiegen ist und zwar von 23 , 1  % auf 26,8 %. 

Bei  der Verteilung der Studienbeihi lfen nach ihrer Höhe bzw. bei  der Ermittlung der durch­

schnittlichen Studienbeihilfe hat sich durch das geänderte Antragsverhalten der Studierenden 

ab dem Wintersemester 200 1 102 ebenfal ls eine Änderung ergeben. Waren bisher im Verhält­

nis zur Einkommensstruktur der österreichischen Bevölkerung jene Studienbeihilfen überpro­

portional stark vertreten, die ohne oder nur mit geringer Kürzung durch elterliche Unterhalts-
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leistungen ausbezahlt wurden, hat sich die nunmehr nachhaltig verändert. Angeregt durch die 

Möglichkeit, einen Studienzuschuss zu ätzlich zur Studienbeihi lfe zu erhalten, haben auch 

vermehrt Studierende Anträge auf Studienbeihilfe eingebracht, die bisher auf eine Antrag­

steI lung verzichtet haben, wei l sie keine oder nur eine geringe Studienbeihilfe erwarteten. Die 

Verteilungsstatistik zeigt, dass die Zunahme der Studienbeihilfen nunmehr im unteren Bereich 

der Beihilfenhöhe überproportional stark i t, odass sich eine be sere Verteilung und Ausnüt­

zung des Angebotes an Studienbeihilfen ergibt. Für die durchschnittliche Studienförderung 

bedeutet dies, dass es zu einer beträchtlichen Steigerung der durchschnittlichen Höhe ge­

kommen ist, welche jedoch nicht die Höhe des vol len Studienzuschusses eines Jahres, die mit 

dem jährlichen Studienbeitrag identisch ist, erreicht. 

Vielfach wird die Zahl der in einem Wintersemester bewil l igten Studienbeihilfen mit der Zahl 

der Beihilfenbezieherlinnen gleichgesetzt. Die e Gleichsetzung erfolgt unter der Maßgabe, 

dass die Bewil l igung der Studienbeihilfe grundsätzl ich für zwei Semester erfolgt, somit die 

Bezieherlinnen einer Studienbeihilfe im Winterseme ter auch im darauffolgenden Sommer­

semester Studienbeihilfe erhalten. 

Tatsächl ich ist diese Annahme deswegen nicht völlig zutreffend, da während de Winterse­

mesters auch jene Personen Studienbeihilfe beziehen, die im vorangegangenen Sommerse­

mester eine Bewil l igung erhalten haben, und im darauf folgenden Sommersemester kOlnmen 

die neuen Bewil ligungen hinzu. Die Situation wird dadurch noch komplizierter, dass während 

des Bewi l ligungszeitraumes Studienbeihilfen bei Wegfall der Vorau setzungen eingestel lt 

werden oder die Auszahlung aus bestimmten Gründen ruht. Insgesamt l iegt jedenfalls die 

Zahl der tatsächlichen Beihilfenbezieher zu einem bestimmten Stichtag regelmäßig höher als 

die Zahl der Bewill igungen während eines Semesters. 

Zur Ermittlung der Zahl der Studienbeihilfenbezieher/innen wird daher folgendes Berech­

nungsschema herangezogen: 

Die Zahl der Bewil l igungen des jewei l igen Semesters plus Zahl der Bewil l igungen des voran­

gegangenen Semesters minus Zahl der Einstellungen ( Ruhen) des vorangegangenen Semes­

ters ergibt die Zahl der tatsächlichen Studienbeihilfenbezieher/innen im jewei ligen Semester. 

Eine Steigerung zeigt sich nicht nur in den absoluten Zahlen der Studienbeihilfenbezie­

her/innen, sondern auch dann, wenn diese Zahlen in Bezug zur Zahl der in ländischen ordent­

l ichen Studierenden insgesamt gesetzt werden ( Studienförderungsquote). Diese Quote lag 

1 997/98 bei 1 3 ,8% und ist im Studienjahr 200 1 /02 auf 20,2 % gestiegen ( siehe Tabelle 1 4) .  
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Ta bel l e  14: Bezieher/innen von Studienbeihi lfe/Studienzuschuss an Universitäten, 
Universitäten der Künste und Fachhochschu len, Wintersemester 1997/98 bis 
Wintersemester 2001/02 

Anteil an allen 
Semester Universitäten Univ. d. Künste Fachhochschulen insgesamt ordentlichen inl. 

Studierenden 
W5 1997/98 24.630 768 1 .585 26 .983 13,8 % 
55 1998 22.431 729 - (2 3 .160) 
W5 1998/99 24.370 811 1.977 27 .158 13 ,5  % 
55 1999 22 .815 776 - (23 .591)  
W5 999/2000 25 .617 880 2 .262 28 .759 14,3 % 
55 2000 2 1.696 719 -

W5 2000/01 25 .363  817 2 .616 28.796 13 ,8 % 
55 2001 21 .325  732  -

W5 2001/02 29.671 939 3 .718 34.328  20,2 % 

Aussagen über die durchschnittl iche Höhe der Studienbeihilfen haben zwar den Vorte i l, dass 

mit einer einzigen Zahl eine relativ kompakte Aussage über die Entwicklung der Studienför­

derung getroffen werden kann, andererseits bleibt diese Zahl für sich alleine gesehen eindi­

mensional .  Sie kann nämlich keine Aussagen über die Vertei lung bzw. die Bandbreite der 

bewil ligten Studienbeihi lfen treffen. Außerdem bleiben bei der Betrachtung dieser Zahl sämt­

l iche Nachweise über den Zeitraum der ausbezahlten Studienbeihi lfe außer Betracht, also 

auch der Umstand, ob bewil l igte Beihilfen bereits vor dem Auslaufen des Zuerkennungszeit­

raumes von zwei Semestern vorzeitig eingestel lt werden. 

Betrachtet man die Entwicklung der durchschnittlichen Studienbeihi lfenhöhe in einer Zeitrei­

he, spiegeln sich die jeweil igen Novell ierungen mit Anhebungen der H öchststudienbeihi lfen 

ganz deutlich wieder. Unmittelbar nach einer Novel le kommt es jeweils  zu einem erhebl ichen 

Anstieg der durchschnittl ichen Studienbeihi lfe. In den darauffolgenden Jahren geht die Stu­

dienbeihilfe dann regelmäßig wieder leicht zurück, da die der Berechnung zugrunde gelegten 

E inkommen der Eltern von Studierenden übl icherweise steigen, die Beihi lfensätze aber gleich 

bleiben. 

Für den Berichtszeitraum lässt sich folgende Entwicklung skizzieren: In der durchschnittl i­

chen Beihi lfenhöhe im Wintersemester 1 998/99 findet bereits die Erhöhung der Studienbeihil­

fen ab dem Sommersemester 1 999 Eingang, da die für das gesamte Studienjahr 1 998/99 ge­

währten Beihilfen ab März 1 999 mit neuen Sätzen ausbezahlt wurden. Voll wirksam wurde 

die Erhöhung jedoch erst im folgenden Studienjahr 1 999/2000. Im nächsten Studienjahr kam 

es zu einem Rückgang wegen gestiegener Elterneinkommen. Ab 200 1 102 ist durch die Re­

form und die Einführung des Studienzuschusses ein überproportionaler Anstieg der durch­

schnittlichen Förderung um 7 % festzustel len. 
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Ta be l l e  15 :  Durchschnittliche Studienbeihi lfenhöhe an Universitäten, Universitäten der 
Künste und Fachhochschulen, Beträge in ATS/Euro, Wintersemester 1997/98 bis 
WS 2002/03 (inklusive Studienzuschuss) 

Semester Universitäten Univ. d. Künste Fachhochschulen 

1997/98 50.890 ATS 55 .710 AT5 52 .830 ATS 

1998/99 51.820 AT5 58. 120 ATS 54.100 ATS 

1999/2000 53 .263 ATS 60. 127 ATS 54.744 ATS 

2000/01 51.875 ATS 59.348 ATS 53 .573 ATS 

2001/02 4.038 € (55 .564 ATS) 4.524 € (62 .252  ATS) 3 .824 € (52 .619 ATS) 

Eingang in die durchschnittl iche Höhe hat der Umstand gefunden, dass nunmehr auch ver­

mehrt Studierende einen Antrag auf Studienbeihi lfe gestellt haben, die mit einer Studienbei­

hilfe an der unteren Grenze der Möglichkeiten zu rechnen haben. Attraktiv ist die Studienför­

derung dadurch geworden, dass auch bei einer geringen Studienbeihi lfe der vol le Studienzu­

schuss als Refundierung der Studienbeiträge ausbezahlt wird. Der Gesamtbetrag der durch­

schnittlichen Studienförderung ist durch die mit der Studienbeihi lfe gekoppelte Auszahlung 

des Studienzuschusses gestiegen. Der Anteil der Studienbeihilfe alle in (ohne Studienzu­

schuss) in Relation zu den vorangegangenen Studienjahr ist gefal len, dies vor al lem deshalb, 

weil wegen des Studienzuschusses vermehrt auch Anträge von Studienbeihilfen geste l lt wur­

den, bei denen es wegen des elterlichen Einkommens zu stärkeren Kürzungen kam. 

Differenzierter kann man die Entwicklung der durchschnittl ichen Beihilfenhöhe betrachten, 

wenn man sie nach einzelnen Kategorien untersucht. Im Verlauf seit dem Wintersemester 

1 997/98 zeigt sich auch hier das Ansteigen bis 1 999/2000, dann ein Absinken im Winterse­

mester 2000/0 1 .  

Für das Wintersemester 200 1 /02 musste die statistische Auswertung geändert werden, weil 

die Kategorien nach einer Änderung des Studienförderungsgesetzes anders zusammengefasst 

werden. In der Auswertung sind (anders als in der Tabelle 1 5 ) die Studienzuschüsse nur in der 

Gesamtdurchschnittshöhe enthalten, nicht in den einzelnen Kategorien. Der Vergleich der 

direkten Studienförderung mit den Vorjahren ist daher nur bedingt möglich. Tatsächl ich er­

hielten fast alle Studierenden im Schnitt um 727,72 € jährlich mehr Förderung. 
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Ta be l le  16: Durchschnittliche Beihilfenhöhe nach Kategorien, Beträge in ATS (auf ATS 100,­
gerundet), ws 1997/98 bis WS 2000/01 

durchschnittliche Beihi lfenhöhe im Winterse-
mester in AlS 

Kategorie 
97/98 98/99 99/00 00/01 

Gesamtd u rchschn ittshöhe 51.200 52 .300 53 .700 51.900 

Sel bsterha lterl in ,  Vo l lwaise unverhe iratet u. ohne  K ind 82 .500 85 .400 93 . 300 92 .500 

Sel bsterha lter/ in ,  Vol lwa ise verhei ratet oder m it K ind 86.200 88.700 100.000 100.210 

Auswärtige u nverhe i ratet und ohne  K ind 51.800 5 2.800 53 .009 51.800 

Verhei ratet oder m it K i nd,  m it e igenem Hausha lt 67.200 67.900 71 . 500 70.400 

Unverhe iratet und ohne  K ind ,  ohne  eigenen Hausha lt 27.600 28.500 29.700 29.200 

Ta be l l e  17:  Durchschnittliche Beihi lfenhöhe nach Kategorien, Beträge in Euro (auf Euro 10,­
gerundet), ws 2001/02 

Kategorie durchschnittliche Beihi lfenhöhe im Wintersemester 

Gesamtd urchschn ittshöhe' 

Sel bsterha lter/ in ,  Vol lwaise2 

Auswärtige2 

Verhei ratete2 

N ichtau swärtige, u nverhei ratet und ohne K ind2 

, ink lusive Studienzuschuss 

2 ohne Studienzuschuss 

01102 in Euro 
4.010 (ATS 55. 179) 

6 .560 (ATS 90.300) 

3 .500 (ATS 48.200) 

4.400 (ATS 60. 500) 

1.980 (ATS 27.200) 

Die Zahl der Studierenden mit Kind ist in den Kategorien Auswärtige bzw. Sel bsterhalter ink ludiert 

1.3.3 Weitere Förderungsmaßnahmen nach dem Studienförderungs­
gesetz 

Das Studienförderungsgesetz 1 992 sieht neben der wesentl ichsten Form der finanziellen Un­

terstützung von Studierenden, der Studienbeihilfe, auch eine Reihe anderer Förderungsmaß­

nahmen fur Studierende vor, deren Zahl und Art sich im Laufe der Zeit gewandelt hat. Zu den 

rechtl ichen Voraussetzungen und Zielsetzungen ist auf Abschnitt 1 . 1 .  unter den " Rechtlichen 

Grundlagen" zu verweisen. Im Folgenden wird die Inanspruchnahme und der finanzielle 

Aufwand fur die einzelnen Förderungsmaßnahmen dargestellt . 
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Fahrt kostenzuschuss 

Der Fahrtkostenzuschuss ersetzt sozial bedürftigen Studierenden mit günstigem Studienerfolg 

die bis zum Jahr 1 997 bestehende Freifahrt und Fahrtkostenbeihilfe. 1 997 wurden unter die­

sem Titel erstmals insgesamt ATS 30,4 Mio, im Jahr 1 998 ATS 56 Mio, 1 999 ATS 47 Mio 

und im Jahr 2000 insgesamt ATS 4 1 ,8 M io (3 ,04 Mio €) an Studienbeihilfenbezieher ausbe­

zahlt. 200 1 haben sich die Fahrtkostenzuschüsse auf A TS 28,5 Mio (2,07 Mio €) reduziert. 

Der Grund l iegt in der Erweiterung der Freifahrtmöglichkeiten für Studierenden bei den ver­

schiedenen Verkehrsunternehmen (z.B .  in Wien). 

Beihi lfen fü r Auslandsstudien 

Die Zahl der bewil ligten Beihilfen für Auslandsstudien ist stetig angestiegen, der Anstieg ist 

in den letzten Jahren etwas abgeflacht. Der Rückgang der Transferzahlungen im Studienjahr 

200 1 102 ist damit zu erklären, dass eine Änderung der Beihi lfenhöhe vorgenommen wurde, 

die eine Überförderung auswärtiger Studierender gegenüber Studierenden mit E lternwohnsitz 

ausglich (siehe Tabel le 1 8) .  

Ta be l le  18: Aufwendungen für Beihilfen für Auslandsstudien in ATS, 1998 bis 2002 

Beihilfen für Auslandsstudien 
Jahr 

Gesamtbetrag Bewilligungen 

1998 24,3 34.000 920 

1999/2000 26,325.400 1125 

2000/2001 26,429.200 1094 

2001/2002 € 1,592.984 (AlS 21,919.937)  1 .151 

An Reisekostenzuschüssen wurden im Studienjahr 1 999/2000 ATS 7,000.500,- (508 .746,- €) 

ausbezahlt, 2000/0 1 ATS 4,240.300,- (308. 1 55 ,- €), 200 1 /02 € 50.492,- ( 694.785,- ATS); an 

Sprachstipendien 1 999/2000 ATS 276.000,- (20.058,- €) und 2000/0 1 ATS 275.900,­

(20.050,- €). 

Leistu ngsstipendien 

Die für hervorragende Studienleistungen gewährten Leistungsstipendien orientierten sich in 

der Gesamtheit der durch Verordnung des Bundesministers für B ildung, Wissenschaft und 
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Kultur zur Verfügung stehenden Mittel am Umfang der im vorangegangenen Kalenderj ahr 

aufgewendeten M ittel für Studienförderung. lnfolge des Ansteigens dieser Mittel teigen auch 

die M ittel für Leistungsstipendien kontinuierl ich. Der Prozentsatz, der für Leistungsstipendien 

zur Verfügung zu stel len ist, betrug bis zum Studienjahr 1 998/99 1 ,5 %. 1 999/2000 kam es zu 

einer Senkung auf 1 % und ab 200 1 /02 zu einer Anhebung auf 3 %. Seit 1 999/2000 können 

auch Studierende an Fachhochschul-Studiengängen ein Leistungsstipendium erhalten (siehe 

Tabel le 1 9) .  

Ta be l l e  19:  Mittel für Leistungsstipendien und Förderungsstipendien im Bereich 
der Universitäten, Universitäten der Künste in Mio. 1998 bis 2002 

Jahr Leistungsstipendien FörderungsstiJ>endien 

1998 22 .2  11,4 

1999 22.9 15.3 

2000 15.2 15.2 

2001 15,4 15,4 

2002 € 3,48 (ATS 47.89) € 1.16 (ATS 15.96) 

Förderu ngsstipendien 

Der Antei l  der Förderungsstipendien an den Gesamtmitteln fiir Studienförderung im vergan­

genen Kalenderjahr beträgt 1 %. H ierin ist seit 1 995 keine Änderung eingetreten, sodass die 

zur Verfügung stehenden Mittel proportional zu den gesamten Förderungen für die Studien­

förderung kontinuierl ich gestiegen sind. Im Unterschied zu Leistungsstipendien werden die 

Förderungsstipendien erfahrungsgemäß von den Universitäten und Universitäten der Künste 

nicht im vol len Ausmaß ausgeschöpft (siehe Tabelle 1 9) .  

Studienunterstützungen 

Zum Ausgleich sozialer H ärten kann der jeweils zuständige Bundesminister im Rahmen der 

Privatwirtschaftsverwaltung Studienunterstützungen vergeben. 

Die Ansuchen um Studienunterstützungen sind bis zum Jahre 1 999 kontinuierl ich zurückge­

gangen, danach angestiegen. Dieser Anstieg ist dadurch zu erklären, dass seit 1 999 eine Reihe 

von zusätzlichen Förderungsaktionen durch Studienunterstützungen geschaffen wurden ( siehe 

l . l . 1 O) .  

3 5  
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Ta bel l e  20: Studienunterstützungen in sozialen Härtefäl len 1997 bis 2002 

Ansuch"" ... Zuerkennung Ausgaben in Mio. ATS' 

1997 221 62 0,9 

1998 206 44 1,1 

1999 188 41 1,5 

2000 228 80 2,4 

2001 246 101 2,8 

2002 462 210 € 261 .700 (ATS 3,6) 

I ) jeweils Rechnungsabschluss 

1.4 Die Informationsoffensive der Studienbeihilfenbehörde 

Ab dem Studienjahr 200 1 /02 gelten an Universitäten insgesamt und im Bereich der Fach­

hochschul-Studiengänge teilweise Bestimmungen über die Einhebung von Studienbeiträgen. 

Paral lel dazu erfolgte eine Ausweitung der Studienförderung. Das Ziel bestand darin, ver­

mehrt Studierende in das System der Studienförderung zu bringen, um soziale Schranken 

beim Zugang zum Studium so weit wie möglich abzubauen. 

Dies wurde durch die Einführung des Studienzuschusses und die damit verbundene Auswei­

tung des Bezieherkreises für soziale Studienförderungsmaßnahmen erreicht. Dafür war es 

notwendig, die Studierenden auf dieses Angebot hinzuweisen und stärker als bisher die Be­

dingungen für die Studienförderung bekannt zu machen. 

Diese Tätigkeit hat die Studienbeihilfenbehörde übernommen, da h ier die Nähe zu den Kun­

den/Kundinnen am größten ist. Eine Mitarbeiterin der zentralen Verwaltung erhielt daher zu 

ihren Agenden ausdrücklich die Aufgaben der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, um das In­

fonnationsangebot der Studienbeihilfenbehörde zu verbessern. Die Studienbeihi lfenbehörde 

hat in Zusammenarbeit mit der Fachhochschule Hagenberg eine eigene Homepage erstellt, die 

ab Oktober 2000 zunächst unter der Adresse <www.studienbeihilfe.bmbwk.gv.at> erreich­

bar war. D iese sperrige Bezeichnung wurde im Sommer 200 1  durch den e ingängigen und 

aussagekräftigen Namen <www.stipendium.at> ersetzt. Diese Homepage wird rasch und 

flexibel direkt durch die Studienbeihilfenbehörde gewartet und ständig aktualisiert. Speziel l  

im Wintersemester 200 1 /02 zeigte sich die Notwendigkeit und Wirksamkeit der H omepage 

der Studienbeihi lfenbehärde. Insbesondere im Zusammenhang mit Meldungen in der Presse 

und im ORF lässt sich anband der Zugriffe auf die Homepage die Wirksamkeit von Öffent­

l ichkeitsarbeit dokumentieren. 
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So führten die mehrfache Erwähnung der Studienbeihi lfenbehörde in orf.on.news und ein 

Bericht in der IV -Sendung "Report" zu einem extremen Ansteigen der Zugriffe: Im Zusam­

menhang mit den Berichten griffen am 22. Oktober 1 3 .922 Studierende auf die Homepage zu. 

I nsgesamt haben bis Ende Februar 2003 rund 370.000 Besucher/innen auf die Homepage der 

Studienbeihilfenbehörde zugegriffen.  

Eine Verbesserung des Angebotes und eine verstärkte Nutzung der H omepage ist  insbesonde­

re dadurch zu verzeichnen, dass seit Apri l 2002 der "down load" der Formulare für die Bean­

tragung von Studienbeihilfe möglich ist. Dieses Angebot wird intensivst genützt. So ist das 

Antragsformular SB 1 der Studienbeihilfenbehörde von September 2002 bis Februar 2003 

rund 43 .000 mal heruntergeladen worden. 

Seit Beginn des Wintersemesters 200 1 102 arbeitet die Studienbeihi lfenbehörde auch intensiv 

auf verschiedenen anderen Ebenen im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit. 1m Oktober und No­

vember 200 1 wurden insgesamt 90.000 Flugzettel in jeder Universitäts tadt Österreichs vor 

den großen Bi ldungseinrichtungen mit H inwei en auf das Angebot der Studienbeihilfenbe­

hörde vertei lt .  Am Ende der Antragsfrist im Wintersemester 200 1 102 wurde durch das Ange­

bot eines eigenen Express-Antrages die Möglichkeit geschaffen, in letzter M inute noch zeit­

gerecht einen vereinfachten Antrag einzubringen, der in weiterer Folge vervollständigt wer­

den konnte. Die direkte Kontaktaufnahme mit den Bildungsberatern an den höheren Schulen 

zur Weitergabe der Information über die Studienbeihilfe sol lte den Maturantinnen und Matur­

anten im Frühjahr 2002 bereits die Studienent cheidung erleichtern. Ebenfalls enger Kontakt 

wurde mit Studierendenheimen, dem Arbeitsmarktservice und den Hochschülerschaften 

gehalten. 

Im Studienjahr 200 1 /02 gab die Studienbeihilfenbehörde regelmäßig Pressemittei lungen her­

aus, die insbesondere im Zusammenhang mit der Einführung der Studien beiträge auf großes 

Interesse der Medien stießen. Sowohl Meldungen im Femsehen (Bericht und Interview für 

"Report" im Oktober 200 1 ,  ORF-Dreharbeiten an den Stipendienstellen mit Berichterstattung 

im ORF im März 2002) als auch zahlreiche Zeitungsberichte ( insgesamt 59 im Studienjahr 

200 1 102) legen davon Zeugnis ab. Im Wintersemester 2002/03 wurde wiederum durch die 

Flugzettelaktion (60.000 im Oktober 2002) und Presseaussendungen in der Öffentlichkeit das 

Interesse der Studierenden geweckt. Die verbesserte Beratungstätigkeit zeigt sich auch darin,  

dass im Wintersemester 2002/03 bei  etwa gleich hohen Antragszahlen erheblich mehr Bewil­

l igungen von Studienbeihilfe bescheidmäßig ergingen. Dies bewei t, dass nicht zuletzt durch 

die Öffentlichkeitsarbeit die Studienbeihilfenbehörde den Kreis der potentiellen Studienbei­

hilfenbezieherlinnen noch besser als bisher ausschöpfen konnte. 

Für die Zukunft plant die Studienbeihilfenbehörde die Kontaktnahme aller Schulen direkt 

über E-Mai l .  Ein Begleitschreiben an alle Maturantinnen und Maturanten sol l  auf die Wich­

tigkeit der Studienförderung für die Studienwahlentscheidung hinweisen. 
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2 Beihilfen nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 1967 und 
Kinderbetreuungsgeld 

Die nach den Bestimmungen des Famil ienlastenausgleich gesetzes 1 967 vorgesehenen Leis­

tungen werden zum Zwecke der HerbeifUhrung eines Lastenausgleiches im Interesse der Fa­

milie gewährt. Nach den Intentionen des Gesetzgebers sol len diese Leistungen des Bundes 

den Familien zufließen, um sie bei den Kosten, die mit der Versorgung, der Erhaltung und der 

Ausbildung der Kinder verbunden sind, zu entlasten. 

Für die Studierenden im Hochschulbereich kommt von den Leistungen nach dem Famil ien­

lastenausgleichsgesetz 1 967 sicherl ich der Familienbeihilfe die größte Bedeutung zu, wenn 

auch beispielsweise aus M itteln des Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen ein jährl icher Bei­

trag von 4 360 000 € für die gesetzliche Unfal lversicherung der Schülerlinnen und Studieren­

den geleistet wird. Die Kleinkindbeihi lfe und der Mutter-Kind-Pass-Bonus - für deren Zuer­

kennung studierende Eltern im Allgemeinen in Betracht gekommen sind - wird nur mehr für 

Kinder gewählt, die bis zum 3 1 .  Dezember 200 1 geboren worden sind. Für Geburten ab 

I .  Jänner 2002 wurde das Kinderbetreuungsgeld eingeführt (siehe Pkt. 2.2) .  

2.1 Familienlastenausgleichsgesetz 1967 

Die rechtliche Grundlage für die Gewährung direkter und indirekter Famil ienleistungen ist 

das Famil ienlastenausgleichsgesetz 1 967 (FLAG 1 967). Für Angehörige des Europäischen 

Wirtschaftsraumes/der Europäischen Union sowie für Angehörige von Ländern, mit denen 

Abkommen über Soziale Sicherheit bestehen, werden die Bestimmungen des FLAG 1 967 

durch Staatsverträge erweitert. 

2.1.1 Familienbeihilfe 

Die Famil ienbeihilfe ist die wesentlichste Famil ienleistung und wird derzeit an rund 

1 , 1  Mil l ionen Anspruchsberechtigte für rund 1 ,84 Mi l l ionen Kinder gewährt. 

Höhe der Famil ienbeihi lfe 

Die Famil ienbeihi lfe beträgt für jedes Kind monatlich 1 05 ,4 €; sie erhöht sich für jedes Kind 

ab Beginn des Kalendermonats, in dem dieses das 1 0 . Lebensjahr vol lendet, um monatlich 

1 8 ,2 und erhöht sich weiters für jedes Kind ab Beginn des Kalendermonats, in dem dieses 

das 1 9. Lebensjahr vol lendet, um monatlich 2 1 ,8 €. Der Erhöhungsbetrag wegen erhebl icher 

Behinderung des Kindes beträgt monatlich 1 3 1  € .  
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Seit 1 .  Jänner 2003 wird ab Beginn des Kalendermonats, in dem das Kind das 3 .  Lebensjahr 

vollendet, ein weiterer Alterszuschlag in Höhe von monatlich 7,3 € zur Auszahlung gebracht. 

Seit 1 .  Jänner 2003 erhöht sich die Familienbeihilfe fur jedes Kind, das erhebl ich behindert 

ist, monatlich auf 1 3 8,3 €. 

Ta be l l e  21 :  Übersicht über die Familienbeihi lfenbeträge (pro Kind und Monat) 

ab Jänner 2003 

ab Geburt 105,4 € 

ab  3 Jah ren  112 ,7  € 

a b  10 Jah ren  130,9 € 

a b  19 J ah ren  152,7 € 

E rhöh u ngsbetrag wegen 

erhebl icher Beh inderung 
138,3 € 

Wird rur zwei Kinder Familienbeihilfe bezogen, erhöht sich der Gesamtbetrag an Familien­

beihilfe monatlich um 1 2,8 €. Wird Familienbeihilfe rur drei oder mehr Kinder bezogen, ste­

hen ab dem dritten Kind zusätzlich monatlich 25,5 € je Kind als Erhöhungsbetrag zu. 

Anspruchsberechtigte Person 

Nach den Vorgaben des Gesetzgebers wird die Famil ienbeihi lfe dem Haushalt zugeleitet, in 

dem das Kind versorgt und betreut wird. Gehört ein Kind zum gemeinsamen Haushalt der 

Eltern, so geht der An pruch des Elternteiles, der den Hau halt überwiegend ruhrt, dem An­

spruch des anderen Elternteiles vor. Bis zum Nachweis des Gegenteiles wird vermutet, dass 

die Mutter den Haushalt überwiegend führt. Nur wenn das Kind dem elterlichen H aushalt 

nicht (mehr) zugehörig ist, hat jener Elternteil Anspruch auf die Familienbeihi lfe, der die Un­

terhaltskosten rur da Kind überwiegend trägt. Ausgenommen von dem Grundsatz, dass Kin­

der den Anspruch auf die Familienbeihilfe nur verm itteln, sind lediglich Vollwaisen und Kin­

der, die sich weitgehend selbst erhalten müssen . Dieser Personenkreis kann die Familienbei­

hilfe rur sich selbst in Anspruch nehmen. 

Unter Kindern, die den Anspruch auf Famil ienbeihilfe an den jeweiligen Elterntei l  vennitteln, 

versteht man dessen Nachkommen, dessen Wahlkinder und Nachkommen, dessen Stiefkinder 

und dessen Pflegekinder. 

Nach den Bestimmungen des F LAG 1 967 haben Personen, die im Bundesgebiet einen Wohn­

sitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, Anspruch auf die Famil ienbeihilfe, wobei rur 
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ausländische Staatsangehörige unter bestimmten Vorau setzungen die Fiktion eines Wohnsit­

zes im Bundesgebiet gilt. 

Familienbeihi lfe fü r studierende Kinder 

Der Anspruch auf die Familienbeihilfe besteht für minderjährige Kinder und für volljährige 

Kinder, die das 26. Lebensjahr noch nicht vol lendet haben und die für einen Beruf ausgebildet 

werden oder in einem erlernten Beruf in einer Fachschule fortgebildet werden, wenn ihnen 

durch den Schulbesuch die Ausübung ihres Berufes nicht möglich ist. Bei volljährigen Kin­

dern, die eine in § 3 des Studienförderungsgesetzes 1 992 genannte Einrichtung besuchen, 

wird eine Berufsausbi ldung nur dann angenommen, wenn sie die vorgesehene Studienzeit pro 

Studienabschnitt um nicht mehr als ein Semester oder die vorgesehene Ausbi ldungszeit um 

nicht mehr als ein Ausbildungsjahr überschreiten. Wird ein Studienabschnitt in der vorgese­

henen Studienzeit absolviert, kann einem weiteren Studienabschnitt ein Semester zugerechnet 

werden. 

Die Studienzeit verlängert sich aber durch ein unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereig­

nis (z .B .  Krankheit) oder Auslandsstudium, wobei eine Studienbehinderung von jeweils drei 

Monaten eine Studienzeitverlängerung um ein Semester bewirkt. 

Desgleichen führen Studienverzögerungen, die auf ein nicht vom Studierenden zu vertreten­

des unabwendbares oder unvorhergesehenes Ereignis im Studien- und Prüfungsbetrieb zu­

rückzuführen sind, zur Verlängerung der Studienzeit um ein Semester. Ein solcher Umstand 

muss durch den Betreffenden individuell  nachgewiesen werden. Im Sommersemester 2002 

wurde für 5 1  Studierende Famil ienbeihilfe unter diesen Voraussetzungen gewährt. 

Zeiten als Studentenvertreterin oder Studentenvertreter nach dem Hochschülerschaftsgesetz 

1 998 sind unter Berücksichtigung der Funktion und der zeitlichen Inanspruchnahme bis zum 

Höchstmausrnaß von vier Semestern nicht in die zur Erlangung der Familienbeihilfe vorgese­

hene höchstzulä sige Studienzeit einzurechnen. Gleiche gilt für die Vorsitzenden und Spre­

eherIinnen der Heimvertretungen nach dem Studentenheimgesetz. Der Bundesminister für 

Umwelt, Jugend und Familie hat seinerzeit im Verordnungswege die näheren Voraussetzun­

gen für diese Nichteinrechnung festgelegt. 

Die Aufnahme als ordentlicher Studierender gilt als Anspruchsvoraussetzung für das erste 

Studienjahr. Nach Ablauf des ersten Studienjahres ist der Studienerfolgsnachweis in Form der 

Ablegung einer Tei lprüfung der ersten Diplomprüfung oder des ersten Rigorosums oder von 

Prüfungen aus Pflicht- oder Wahlfachern des betriebenen Studiums im Gesamtumfang von 

acht Semesterwochenstunden zu erbringen. Die für die Verlängerung der Studienzeit genann­

ten Gründe gelten für die Erbringung des Studienerfolgsnachweises sinngemäß. 
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Bei einem Studienwechsel gelten die in § 1 7  des Studienförderungsgesetzes 1 992 angeführten 

Regelungen auch für die Gewährung der Famil ienbeihilfe. Demnach kann das Studium je­

weils spätestens nach dem zweiten zur Fortsetzung gemeldeten Semester zweimal gewechselt 

werden, ohne dass es zum Wegfall der Famil ienbeihi lfe kommt. Ein Wechsel nach dem drit­

ten Semester führt aber zum Verlust der Famil ienbeihilfe, sofern nicht eine gänzl iche Anrech­

nung der bereits im vorhergehenden Studium abgelegten Prüfungen erfolgt. 

Ab 1 .  September 1 999 gab es aber bezügl ich Studienwechsel nach dem dritten Semester -

ohne vollständige Anerkennung der im vorherigen Studium abgelegten Prüfungen - insofern 

eine Erleichterung, als für den zweiten oder weiteren Studienabschnitt der neuen Studien­

richtung die Familienbeihi lfe wieder gewährt werden kann, wenn der erste Abschnitt nach­

weislich in dem für die Gewährung der Famil ienbeihi lfe maßgebl ichen Zeitraum absolviert 

wurde. Ab 1 .  September 200 1 wird die Familienbeihi lfe bei einem solchen Studienwechsel 

dann wieder gewährt, wenn der Studierende in dem nunmehr gewählten Studium so viele Se­

mester wie in den vor dem Studienwechsel betriebenen Studien zurückgelegt hat. 

Die Familienbeihi lfe wird al lgemein bis zum vollendeten 26. Lebensjahr gewährt. Für Studie­

rende, die den Präsenz- oder Zivildienst abgeleistet haben, und für studierende Mütter oder 

Schwangere kann die Famil ienbeihi lfe bis zum 27.  Lebensjahr gewährt werden, wenn die 

vorgesehene Studienzeit noch n icht erschöpft ist. Auch die Ausbildung von Frauen im Bun­

desheer kann für Studentinnen ebenfalls die Gewährung der Famil ienbeihi lfe bis zum vollen­

deten 27 .  Lebensjahr begründen. 

Für erhebl ich behinderte Studierende kann die Famil ienbeihilfe ebenfalls bis zum vol lendeten 

27. Lebensj ahr gewährt werden, wobei für diesen Personenkreis die Bestimmungen über die 

vorgesehene Studienzeit, den Studienerfolgsnachweis und den Studienwechsel nicht zur An­

wendung kommen. Dadurch wird den erschwerten Studienbedingungen erhebl ich Behinderter 

Rechnung getragen. 

2.1.2 Mehrkindzuschlag 

Unter bestimmten Voraussetzungen besteht zusätzlich zur Famil ienbeihilfe Anspruch auf den 

Mehrkindzuschlag in H öhe von 36,4 € pro Monat für jedes dritte und weitere Kind. 

Der Anspruch auf den Mehrkindzuschlag ist abhängig vom Anspruch auf die Familienbeihi lfe 

und vom Einkommen des Kalenderj ahres, das vor dem Kalenderjahr l iegt, für das der Antrag 

auf Gewährung des Mehrkindzuschlages gestellt wird. Für die Zuerkennung des Mehrkindzu­

schlages für das Jahr 2002 darf das Einkommen des anspruchsberechtigten Elternteiles und 

seines im gemeinsamen H aushalt lebenden EhegattenlEhegattin oder Lebensgefähr­

ten/Lebensgefährtin im Jahr 200 1 den Betrag von 3 8 720 € (532 800 S) nicht übersteigen. 
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Dieser Grenzbetrag ergibt sich aus dem Zwölffachen der Höchstbeitragsgrundlage zur Sozial­

versicherung. Dieser Betrag wird jährlich valorisiert. 

2.1.3 Entwicklung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 seit 1999 

Das Famil ienlastenausgleichsgesetz 1 967 ist seit 1 999 mehrfach novell iert worden. 

Erwähnt werden nur j ene ovellen, die eine unmittelbare Auswirkung auf studierende Kinder 

mit sich gebracht haben. 

Novellen im Berichtszeitraum 

- 49. Novelle zum Famil ienlastenausgleic hsgesetz 1 967, BG Bt. I Nr. 79/1 998: 

Erhöhung der Famil ienbeihilfe ab 1 .  Jänner 1 999 und ab I .  Jänner 2000. Einfuhrung des 

Mehrkindzuschlages fur das dritte und weitere Kinder ab 1 .  Jänner 1 999. 

- 50. Novel le zum Familienlastenausgleichsgesetz 1 967, BGB I. I Nr. 23/ 1 999: 

Neuregelung fur Studentenvertreterlinnen mit Wirkung ab dem Sommersemester 1 999. 

- 54. Novelle zum Famil ienlastenausgleichsgesetz 1 967, BGBt. I Nr. 1 42/2000: 

Anhebung der Einkommensgrenze ab 1 .  Jänner 200 1 .  

Ab 1 .  Jänner 200 1 wurde § 5 Abs. 1 F LAG 1 967 insofern geändert, als ab dem Kalender­

jahr, das dem Kalenderjahr folgt, in dem das Kind das 1 8 . Lebensjahr vol lendet hat, kein 

Anspruch auf die Familienbeihi lfe besteht, wenn das zu versteuernde Einkommen den Be­

trag von 1 20 000 S übersteigt. Diese Einkommensgrenze gilt auch fur erhebl ich behinderte 

Kinder. 

Wird der maßgebliche jährliche Grenzbetrag überschritten, kommt es zum Wegfall der Fa­

mil ienbeihi lfe fur das ganze Jahr. Bei der Einkommensermittlung bleibt das zu versteuernde 

Einkommen, das vor oder nach Zeiträumen erzielt wird, fur die Anspruch auf die Famil ien­

beihilfe besteht, außer Betracht. Weiters werden Waisenpensionen und Waisenversorgungs­

genüsse außer Ansatz gelassen. 

- 56. Novelle zum Familienlastenausgleichsgesetz 1 967, BG BI. I Nr. 1 031200 1 :  
Erhöhung des Mehrkindzuschlages ab 1 .  Jänner 2002 . 

- 57. Novelle zum Familienlastenausgleichsgesetz 1 967, BG B I. I Nr. 20/2002:  

Einfuhrung eines weiteren Alterszuschlages zur Famil ienbeihi lfe ab dem Monat, in dem das 

Kind das 3 .  Lebensjahr vol lendet und Anhebung des Erhöhungsbetrages zur Famil ien­

beihi lfe wegen erhebl icher Behinderung jeweils ab 1 .  Jänner 2003 . 
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2.1.4 Quantitative Entwicklung 

Ta bel l e  22 :  Familienbeihi lfenanspruch für Studierende, Wintersemester 1995/96 bis 
Sommersemester 2002 

Wintersemester 1995/96 103.434 

Som mersemester 1996 102.887 

Wintersemester 1996/97 91.917 

Sommersemester 1997 72 .410 

Wintersemester 1997/98 76.713 

Sommersemester 1998 72.319 

Wintersemester 1998/99 75 .104 

Sommersemester 1999 73 .611 

Wintersemester 1999/2000 87.066 

Sommersemester 2000 79.158 

Wintersemester 2000/2001 89.635  

Sommersemester 2001 82.624 

Wintersemester 2001/2002 92 .533  

Sommersemester 2002 84.181 
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Famil ienbeihi lfena nspruch fü r Studierende nach besuchten Einrichtungen im 
Sommersemester 2002 

U n iversitäten 

Kath. bzw. ph i losoph.-theolog. Hochsch u len + Konservatorien 

Akademien 

U n iversitäten der Künste 

Fachhochschu len 

Summe 

66.077 

997 

7 .197 

1.950 

7.960 

84.181 

Die Daten für das Wintersemester 200 1 12002 und das Sommersemester 2002 ergeben sich aus 

einer im November 2002 durchgeführten Auswertung in Bezug auf den Monat Oktober 200 1 

und März 2002 . 

Darüber hinaus muss zu den statistischen Auswertungen aber festgestel l t  werden, dass durch 

die Möglichkeit der rückwirkenden AntragsteI lung auf Zuerkennung der Famil ienbeihilfe die 

zu einem bestimmten Stichtag ermittelte Anzahl von Bezieher/innen im Nachhinein durchaus 

Änderungen erfahren kann. 

1m Sommersemester 2002 wurde für 1 5 1 1  Studierende wegen des abgeleisteten Präsenz­

oder Zivildienstes über das vollendete 26. Lebensjahr hinaus Famil ienbeihilfe bezogen. 

Im Sommersemester 2002 wurde für 1 1 6 erheblich behinderte Studierende die Fami l ienbeihil­

fe über das vollendete 26. Lebensjahr hinaus gewährt. 

2.2 Kinderbetreuungsgeld (KBG) 

Mit der Einführung des Kinderbetreuungsgeldes für Geburten ab 1 .  Jänner 2002 wurde in 

Österreich eine neue Famil ienleistung geschaffen .  

Das Kinderbetreuungsgeld ersetzt die bisherigen Versicherungsleistungen ( Karenzgeld und 

Tei lzeitbeihilfe) und gebührt al len Eltern in derselben Höhe, unabhängig von einer vor der 

Geburt des Kindes ausgeübten Erwerbstätigkeit oder bestehenden Pflichtversicherung. Dem­

nach haben auch Studierende einen Anspruch auf das KBG, mit dem die Betreuungsleistung 

der Eltern anerkannt und teilweise abgegolten werden sol l .  
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Höhe und Bezugslänge des Kinderbetreuungsgeldes 

Das Kinderbetreuungsgeld beträgt täglich EUR 1 4,53 .  

Ein E lternteil allein hat längstens Anspruch auf KBG bis zum 30. Lebensmonat des Kindes, 

bei Tei lung zwischen den Eltern verlängert sich die Bezugsdauer maximal bis zum 36. Le­

bensmonat des Kindes. Während des Bezuges von Wochengeld ruht das KBG in der Höhe des 

Wochengeldes. Die Eltern dürfen sich beim Bezug des KBG höchstens zweimal abwechseln, 

d.h. es können sich maximal drei Teile ergeben, wobei ein Teil mindestens drei Monate betra­

gen muss. 

Da KBG gebührt immer für das jüngste Kind, bei Mehrlingsgeburten steht das KBG einfach 

zu. 

Für Al leinerziehende oder einkommensschwache Familien gibt es einen Zuschuss zum Kin­

derbetreuungsgeld, der EUR 6,06 pro Tag beträgt und als eine Art Kredit ausgestaltet i st .  

Das Kinderbetreuungsgeld und der Zuschuss zum Kinderbetreuungsgeld gebühren aus­

schließlich auf Antrag. Der Antrag ist bei demjenigen Krankenversicherungsträger zu stel len, 

bei dem man (mit)versichert ist bzw. zuletzt (mit)versichert war (ansonsten die Gebietskran­

kenkasse). 

Wird der Antrag auf Kinderbetreuungsgeld verspätet gestel lt, so gebührt es rückwirkend für 

höchstens 6 Monate. 

Anspruchsvora ussetzungen 

Gnmdsätzlich ist Voraussetzung für den Bezug des Kinderbetreuungsgeldes der Anspruch auf 

Famil ienbeihilfe für das Kind, der gemeinsame Haushalt mit dem Kind, sowie die Einhaltung 

der Zuverdienstgrenze. 

H aben beide Elternteile keinen Anspruch auf Famil ienbeihilfe, erhält ein Elterntei l  dennoch 

Kinderbetreuungsgeld, wenn er gewisse Versicherungszeiten aufgrund einer Erwerbstätigkeit 

vorweist. 

Als gesundheitspolitische Maßnahme ist die Gewährung des vollen Kinderbetreuungsgeldes 

ab dem 2 l .  Lebensmonat des Kindes an die Durchführung von 1 0  (kostenlosen) M utter-Kind­

Pass-Untersuchungen (fünf während der Schwangerschaft, fünf nach der Geburt) geknüpft, 

die bis spätestens zum 1 8 . Lebensmonat des Kindes nachgewiesen werden müssen. 

Während des Bezuges von Kinderbetreuungsgeld kann bis zu 1 4.600 € jährlich dazuverdient 

werden. Es werden nur die Einkünfte desjenigen Elterntei les berücksichtigt, der das Kinder­

betreuungsgeld bezieht. Wird die Zuverdienstgrenze überschritten, kommt es zu einer Rück­

forderung des gesamten - im jewei l igen Kalenderjahr bezogenen - Kinderbetreuungsgeldes. 
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Um eine Rückforderung eventuel l zu venneiden, besteht die Möglichkeit auf einzelne Monate 

des Kinderbetreuungsgeldbezuges zu verzichten. Bei  einem Verzicht werden die im Ver­

ziehtszeitraum erzielten E inkünfte nicht als Zuverdienst gewertet. Ein solcher Verzicht ist 

aber nur im Vorhinein und für ganze Kalendermonate möglich. 

Unter Zuverdienst ist der Gesamtbetrag der steuerpflichtigen Einkünfte (einschließlich des 

Arbeitslosengeldes und der Notstandshilfe), die während des KBG-Bezuges zugeflossen sind, 

zu verstehen. Kein Zuverdienst sind z .B .  die Familienbeihilfe, Unterhaltsleistungen oder Sti­

pendien nach dem Studienförderungsgesetz 1 992 . 

Krankenversicherung 

Bezieher/innen von Kinderbetreuungsgeld sind krankenversichert. 

Pensionsversicherung 

1 8  Monate des KBG-Bezuges werden als pensionsbegründende Beitragszeiten in der Pensi­

onsversicherung angerechnet. Darüber hinaus gelten die restl ichen Monate bis maximal zum 

4. Geburtstag des Kindes als Ersatzzeiten. 

Sozia l rechtl iche Rah menbedingu ngen 

Krankenversicherung: 

Bezieher/innen von Kinderbetreuungsgeld sind krankenversichert. 

Pensionsversicherung: 

1 8  Monate des KBG-Bezuges werden als pensionsbegründende Beitragszeiten in der Pensi­

onsversicherung angerechnet. Darüber hinaus gelten die restlichen Monate bis maximal zum 

4. Geburtstag des Kindes als Ersatzzeiten . 
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3 Kranken- und Unfallversicherung für Studierende 

3.1 Krankenversicherung für Studierende 

Geltende Rechtslage 

Grundsätzlich kommen für Studierende entweder eine sogenannte "Mitversicherung" als an­

spruchsberechtigte Angehörige in Frage ( §  1 23 ASVG) oder aber der Abschluss einer Selbst­

versicherung, wobei insbesondere auf die ( finanziell gün tige) Möglichkeit der sogenannten 

Studentenselbstversicherung hinzuweisen ist. 

3.1.1 Anspruchsberechtigung für Angehörige ("Mitversicherung") 

Ein Anspruch auf Leistungen aus der Krankenversicherung besteht für Angehörige, wenn sie 

ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben und weder nach einem Bundesgesetz kran­

kenversichert sind noch Krankenfürsorge bei einer Krankenfürsorgeeinrichtung eines öffent­

lich-rechtlichen Dienstgebers beanspruchen können. 

Die vom Gesetz näher bezeichneten Kinder und Enkel ( insbesondere auch uneheliche Kinder, 

Wahlkinder, Stiefkinder und Enkel in Hausgemeinschaft mit dem/der Versicherten sowie 

Pflegekinder, die vom/von der Versicherten unentgeltlich verpflegt werden oder sich in einem 

Pflegeverhältnis aufgrund behördlicher Bewil l igung befinden) gelten grundsätzlich bis zur 

Vol lendung des 1 8 . Lebensjahres al Angehörige. 

Über diesen Zeitpunkt hinaus gelten sie als Angehörige, wenn und solange sie sich in einer 

Schul- oder Berufsausbildung befinden, die ihre Arbeitskraft überwiegend beansprucht, 

längstens bis zur Vollendung des 27.  Lebensjahres. 

Die Angehörigeneigenschaft von Studierenden (an einer im § 3 des Studienförderungsgeset­

zes genannten tertiären B ildungseinrichtung) verlängert sich nur dann, wenn für sie entweder 

Famil ienbeihilfe nach dem Fami lienlastenausgleichsgesetz 1 967 bezogen wird oder zwar kei­

ne Famil ienbeihilfe bezogen wird, sie jedoch ein ordentliches Studium ernsthaft und zielstre­

big im Sinne des Familienlastenausgleichsgesetzes 1 967 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. Nr. 3 1 1 / 1 992 betreiben . 

In der zitierten Bestimmung des FLAG heißt es dazu: 

"Das Studium wird ernsthaft und zielstrebig betrieben, wenn im ersten Studienabschnitt nach 

jedem Studienjahr die Ablegung einer Teilprüfung der er ten Diplomprüfung oder des ersten 

Rigoro ums oder von Prüfungen aus Pflicht- oder Wahlfächern des betriebenen Studiums im 

Gesamtumfang von 8 Semesterwochenstunden nachgewiesen wird. Die Aufnahme als or­

dentlicher Hörer gilt als Anspruchsvoraussetzung für das erste Studienjahr. Die Erbringung 

des Studiennachweises i st Voraussetzung für den Anspruch ab dem zweiten und den folgen-
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den Studienjahren de er ten Studienabschnittes. Der Nachweis ist erstmals zu Beginn des 

Studienjahres 1 993/94 und unabhängig von einem Wechsel der Einrichtung oder des Studi­

ums durch Bestätigungen der im § 3 des Studienförderungsgesetzes 1 992 genannten Einrich­

tungen zu erbringen. Der Nachweiszeitraum wird durch eine vollständige Studienbehinderung 

infolge eines unvorhergesehenen oder unabwendbaren Ereignisses (z .B .  Krankheit) oder ein 

nachgewiesenes Auslandsstudium verlängert. E ine Studienbehinderung von jeweils drei Mo­

naten bewirkt dabei eine Verlängerung des Nachweiszeitraumes um ein Semester. Zeiten des 

Mutterschutzes sowie der Pflege und Erziehung eines eigenen Kindes bis zur Vollendung des 

zweiten Lebensjahres hemmen den Ablauf des Nachweiszeitraumes. " 

Durch die Verweisung des § 1 23 Abs.  4 Z 1 ASVG auf eine frühere Fassung der Bestimmung 

des § 2 Abs. l l it .b FLAG sollte die erweiterte Altersgrenze - bis zur Vol lendung des 27 .  Le­

bensjahres - im Bereich der Angehörigeneigenschaft des ASVG beibehalten werden .  Der bis 

dahin angestrebte und weitgehend auch gegebene Gleichklang famil ienlastenausgleichsrecht­

l icher und sozialversicherungsrechtlicher Regelungen ist seither jedoch nicht mehr gegeben. 

Die Angehörigeneigenschaft von Studierenden ist somit im Bereich der gesetzlichen Kran­

kenversicherung an den Bezug von Famil ienbeihilfe gekoppelt. Die bisherige Altersgrenze 

(Vollendung des 27. Lebensjahres) wird beibehalten. 

Nach Ende des Bezuges von Famil ienbeihilfe ( in der Regel mit Vollendung des 26. Lebens­

jahres) soll es dem Studierenden weiterhin möglich sein, durch den Nachweis der Zielstrebig­

keit und Ernsthaftigkeit hinsichtlich des Studiums die Angehörigeneigenschaft - bis Vollen­

dung des 27 .  Lebensjahres - in der Krankenversicherung zu sichern. 

In der Praxis ergibt sich daraus folgende Vorgangsweise für die Krankenversicherungsträger 

zur Feststellung des Vorliegens der Angehörigeneigenschaft: 

• Während des Bezuges von Familienbeihilfe 

Der Anspruch von Studierenden auf Familienbeihilfe wird in  der Familienbeihilfe-Datenbank 

des Bundesministeriums für F inanzen, auf die auch die Krankenversicherungsträger Zugriff 

haben, eingetragen. Solange Studierende in der Datenbank eingetragen sind, sind sie auch 

anspruchsberechtigte Angehörige in der gesetzlichen Krankenversicherung . 

• Nach Beendigung des Bezuges von Famil ienbeihilfe 

Nach dem weiterhin anzuwendenden § 2 Abs. 1 l i t .  b des Famil ienlastenausgleichsgesetzes 

1 967 i .d .F .  BGBl .  Nr. 3 1 1 / 1 992 ist im ersten Studienabschnitt der Nachweis, dass das Studi­

um ernsthaft und zielstrebig betrieben wird, durch den Nachweis von Prüfungen im Umfang 

von acht Semesterwochenstunden zu erbringen. 

Nach dem ersten Studienabschnitt genügt die Vorlage der Bestätigung, dass das Studium zur 

Fortsetzung gemeldet ist. 
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3.1.2 Selbstversicherung für Studierende 

Grundsätzlich können sich Personen, die nicht in einer gesetzl ichen Krankenversicherung 

pflichtversichert sind, in der Krankenversicherung selbst versichern, solange ihr Wohnsitz 

(bei Studierenden der gewöhnliche Aufenthalt) im Inland liegt. 

Für Studierende gilt ein Beitragssatz von derzeit (Wert für 2003) € 1 8 ,58 .  

Ausgeschlossen von dieser begünstigten Studentenselbstversicherung in  der Krankenversiche­

rung ist, wer 

1 )  ein Einkommen bezieht, das das im § 49 Abs. 3 StudFG 1 992 bezeichnete Höchstausmaß 

jährlich (d.s .  € 5 . 8 1 4,--; Wert für 2003 ) überschreitet oder 

2) vor dem gegenwärtigen Studium das Studium im Sinne des § 1 7  StudFG 1 992 gewechselt 

hat oder die gesamte Anspruchsdauer auf Studienbeihilfe für die Studienrichtung im Sinne 

des § 1 8  Abs. l und 5 StudFG 1 992 ohne wichtige Gründe (§ 1 9  StudFG 1 992) um mehr 

als vier Semester überschritten hat oder 

3 )  vor dem gegenwärtigen Studium schon ein Hochschulstudium im Sinne der §§ 1 3  bis 1 5  

StudFG 1 992 absolviert hat. Dieser Ausschlussgrund gilt nicht für Hörer und Hörerinnen 

der Diplomatischen Akademie sowie für Selbstversicherte, die während des Studiums kei­

ne selbständige oder unselbständige Erwerbstätigkeit ausüben, aus der sie ein die Gering­

fügigkeitsgrenze übersteigendes Einkommen beziehen. 

Wer von der begünstigten Studentenselbstversicherung ausgeschlossen ist, kann unter den 

allgemeinen Voraussetzungen eine "normale " Selbstversicherung abschl ießen. Der entspre­

chende Beitragssatz beläuft sich für 2003 auf monatlich € 259,59. Über Antrag des/der 

Selbstversicherten kann dieser Beitrag durch den Krankenversicherungsträger herabgesetzt 

werden, sofern dies nach den wirtschaftlichen Verhältnissen des/der Versicherten gerechtfer­

tigt erscheint ( Richtlinien des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversichenmgsträger 

vom 1 9 . 1 2 . 1 994, l .Änderung: 1 . 7 . 1 996, 2 .Änderung: 1 5 .9 . 1 998).  

3.1.3 Entwicklung seit 1999 

Seit der 60. ASVG-Novelle, BGB!.  I Nr. 1 40/2002, wird die Angehörigeneigenschaft von 

Studierenden in der gesetzlichen Krankenversicherung an den Bezug der Famil ienbeihilfe 

gekoppelt ( in  der Regel bis Vollendung des 26. Lebensjahres) .  Nach diesem Zeitraum ist es 

dem/der Studierenden weiterhin möglich, durch den N achweis der Ernsthaftigkeit und Ziel­

strebigkeit hinsichtlich des Studiums die Angehörigeneigenschaft in der Krankenversicherung 

zu wahren. 
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3.2 Unfallversicherung 

3.2.1 Geltende Rechtslage 

Gemäß § 8 Abs. 1 Z 3 l i t . i  ASVG ind in der Unfallversicherung teilversichert: 

Ordentliche Studierende an Universitäten, Universitäten der Künste, Fachhochschulen und 

andere Studierende an E inrichtungen im Sinne des § 3 Abs. I Z 1 bis 7 und 9 und des § 4 des 

Studienförderungsgesetzes 1 992, BGBL Nr. 305, außerdem auch Hörer/innen ( Lehrgangstei l­

nehmerlinnen) der Diplomatischen Akademie sowie Personen, die zur Studienberechtigungs­

prüfung zugelassen sind, Personen, die sich auf Prüfungen zwecks Zulassung zu einem Fach­

hochschul-Studiengang vorbereiten und zwecks Vorbereitung auf diese Prüfungen Kurse bzw. 

Lehrgänge an Universitäten, Universitäten der Künste, Einrichtungen der Erwachsenenbil­

dung, privaten Werkmeisterschulen mit Öffentl ichkeitsrecht, Einrichtungen, die Fachhoch­

schul-Studiengänge durchführen, oder staatlich organisierte Lehrgänge besuchen; zum Stu­

dien(Lehr)gang zählt  auch ein angemessener Zeitraum für die Vorbereitung auf die Ablegung 

der entsprechenden Abschlussprüfungen und auf die Erwerbung eines akademischen Grades. 

3.2.2 Entwicklung seit 1999 

Im wesentlichen keine Änderung. 

3.3 Quantitative Entwicklung 

3.3.1 Krankenversicherung 

Daten über die Zahl der Studierenden, die entweder als Angehörige (bei den E ltern, bei ei­

nern/einer versicherten EhepartnerIn) beitragsfrei mitversichert sind oder als Erwerbstätige in 

der Krankenversicherung direkt versichert sind, l iegen bei den einzelnen Krankenversiche­

rungsträgern nur in nicht repräsentativen Einzelfallen vor (z .B .  Versicherungsanstalt der öf­

fentlich Bediensteten); daher kann über diesen Bereich keine gesicherte Aussage getätigt wer­

den. 

Verlässliches Datenmaterial existiert zur Zahl jener Studierenden, die eine begünstigte Selbst­

versicherung in der Krankenversicherung in Anspruch genommen haben. 

Auf Grund des Vertrages zwischen dem H auptverband der Sozi al versicherungsträger und 

dem Bundesministerium für Bi ldung, Wissenschaft und Kultur übernimmt das Bundesminis-
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terium die direkte Entrichtung des Betrages der begünstigten Selbstversicherung für Studie­

rende zu 50%. 

Die Abwicklung erfolgt durch direkte Überweisung der Beträge an die Versicherungsträger 

nach deren monatlichem Nachweis. Budgetiert sind diese Beiträge unter den Aufwendungen 

des Bundesministeriums für Bi ldung, Wissenschaft und Kultur. Die Leistungen in diesem 

Bereich sind seit 1 993 erheblich gestiegen ( siehe Tabelle 23) .  

Ta bel le 23 :  Zahl  der begünstigt selbstversicherten Studierenden und Aufwendungen 
des Bundesministeriums für Bi ldung, Wissenschaft und Kultur 1998 bis 2001 

begünstigt Selbstversicherte Aufwendungen in 
Mio. ATS 

Rechnungsabsch l uss 1998 20.128 55,681 

Rechnungsabsch l uss 1999 19.608 54,859 

Rechnungsabsch l uss 2000 18.135 46, 529 

Rechn ungsabsch luss 2001 18.281 49,920 (3,628 Mio €) 

Da sich in diesem Bereich seit 1 992 keine prinzipielle Änderung der Rechtslage ergeben hat, 

ist die oben dargestellte Entwicklung vermutlich im wesentl ichen von den nachfolgenden 

Faktoren abhängig: 

• der Entwicklung der Zahl der Studierenden, 

• der Entwicklung der Altersstruktur der Studierenden, 

• der "Attraktivität" der begünstigten Selbstversicherung im Sinne einer äußerst kosten-

günstigen Versicherung. 

Eine tiefergehende Analy e der Ursachen für die Inanspruchnahme der Selbstversicherung ist 

derzeit nicht möglich, weil im Bereich der Krankenversicherung keine weiteren Daten über 

Studierende vorhanden sind. 

3.3.2 Unfallversicherung 

Nach Auskunft der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt waren im Wintersemester 

2000/0 1 rund 225 .458 Studierende unfallversichert. Die Zahl der Studentenunfälle betrug im 

Jahr 200 1 278.  

200 1 gab es keine Rentenneuzugänge von Studierenden. Mit 3 1 .  Dezember 200 1 bezogen 1 1  

Studierende eine Versehrtenrente mit einer durchschnittlichen Höhe von € 574,-- und 5 Stu­

dierende eine H interbliebenenrente mit einer durchschnittlichen Höhe von € 292,--. 

5 1  
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4. Pensionsversicherung 

Wirksam für Studierende in der Pensionsversicherung ist einerseits die Berücksichtigung von 

Studienzeiten für die Pension, andererseits der durch das Studium verlängerte Zeitraum der 

Auszahlung von Waisenpensionen. 

4.1 Versicherungszeiten in der Pensionsversicherung 

(Studien- und Ausbi ldungszeiten) 

Als Versicherungszeiten werden alle Zeiten bezeichnet, die sich auf die Feststel lung eines 

Pensionsanspruches auswirken. Nach dem Zustandekommen unterscheidet man Versiche­

rungszeiten in 

- Beitragszeiten 

- Ersatzzeiten 

Ersatzzeiten sind Versicherungszeiten, für die eine Beitragsentrichtung in der Regel nicht 

vorgesehen ist. Es handelt sich dabei um Zeiten, in denen der Versicherte nicht in der Lage 

oder verhindert war, Beitragszeiten zu erwerben. 

4.1.1 Geltende Rechtslage 

Studien- und Ausbi ldungszeiten sind Beitragszeiten der freiwilligen Versicherung, sofern sie 

eingekauft werden, und werden für die Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen und bei der 

Bemessung einer Eigenpension somit nur dann angerechnet, wenn Beiträge hiefür bezahlt 

werden.  E ingekaufte Studien- und Ausbildungszeiten im H ochschulbereich sind aber nur im 

folgenden Ausmaß wirksam: 

• Höchstens 1 2  Semester des Besuches einer Hochschule, Kunstakademie oder Kunsthoch­

schule und 

• höchstens sechs Jahre der vorgeschriebenen Ausbi ldung für den künftigen, eine abge-

schlossene Hochschulausbildung erfordernden Beruf. 

Es muss sich in allen Fäl len um eine inländische (Hoch-)Schule handeln. Als Ersatzzeit gilt 

die Zeit nur dann, wenn eine andere Versicherungszeit nachfolgt. 

Jedes Studiensemester wird mit höchstens vier Monaten gerechnet. Der Beitrag für einen Mo­

nat H ochschule, Kunstakademie oder Kunsthochschule sowie Ausbildungszeit für den künfti­

gen, abgeschlossene Hochschulbildung erfordernden Beruf (Universität) beträgt € 497,04 

(Wert 2002). 
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Ab dem 40. Lebensjahr des/der Versicherten ist noch zusätzl ich ein vom Alter abhängiger 

Risikozuschlag zu entrichten. 

Ta bel l e  24: Risikozuschlag bei Nachkauf von Pensionszeiten 

Alter bei Faktor Schule Hochschule 
Antrag 

bis  40 1,00 € 23 5,30 € 470,60 

a b 40 1,12 € 263,50 € 570,--

ab 45 1,34 € 3 15,30 € 630,60 

ab 50 1,66 € 390,60 € 781,60 

ab 55 2 ,22  € 522,30 € 1.044,70 

ab 60 2,34 € 550,60 € 1.101,10 

Es können beliebig viele Monate bis zum angegebenen Höchstausmaß nachgekauft werden. 

Erfolgte der Nachkauf, dann sind diese Zeiten natürl ich auch für die Pensionshöhe zu berück­

sichtigen. Der Antrag auf Nachkauf muss vor dem Stichtag gestellt werden. 

4.1.2 Entwicklung seit 1996 

Schul-, Studien- und Ausbildungszeiten waren ursprünglich hinsichtl ich der Anspruchsvor­

aussetzungen, nicht aber auch für die Höhe der Pension beitragsfrei zu berücksichtigen. 

Ab dem Stichtag 1 .  Juli 1 996 ist auch für die Anspruchsvoraussetzungen für die Direktpensio­

nen grundsätzlich ein Beitrag zu entrichten. 

Ohne Beitragsentrichtung sind diese Zeiten weder anspruchs- noch leistungswirksam. 

Für die H interbliebenenpension erfolgt die Anrechnung (nur) für die Anspruchsvoraussetzun­

gen weiterhin beitragsfrei .  

4.1.3 Sonderaspekte 

Studierende mit Kind 

Zeiten der Kindererziehung gelten als Ersatzzeiten (48 Monate pro Kind), für die kein Beitrag 

entrichtet werden muss. 
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Berufstätige Studierende 

Zeiten einer versicherungspfl ichtigen Erwerbstät igkeit gelten als Beitragszeiten, sofern die 

Geringfügigkeitsgrenze (2002 30 I ,54) überschritten wird. 

Bei geringem Erwerbseinkommen besteht die Möglichkeit der freiwilligen Selbstversicherung 

in der Kranken- und Pensionsversicherung. Der Wohnsitz muss im Inland sein und das Ge­

samteinkommen darf € 3 0 1 ,54 im Monat nicht übersteigen. Der Versicherungsschutz beginnt 

mit dem auf die AntragsteIlung folgenden Tag. Die Selbstversicherung kostet € 42,54 (Wert 

2002) im Monat. Dieser Betrag muss von den Beschäftigten selbst eingezahlt werden. Die 

Selbstversicherung bei geringfügiger Be chäftigung stellt eine günstige Alternative zur 

Selbstversicherung in der Kranken- und Pensionsversicherung dar. 

4.2 Waisenpension 

4.2.1 Geltende Rechtslage 

Anspruch auf Waisenpension hat das Kind nach dem Tod des Versicherten. Al Kinder gel­

ten : 

1 .  die ehelichen, die legitimierten und die Wahlkinder des Versicherten; 

2 .  d ie  unehelichen Kinder einer weiblichen Versicherten; 

3 .  die unehelichen Kinder eines männlichen Versicherten, wenn seine Vaterschaft durch 

Urteil oder durch Anerkenntnis festgestel lt ist; 

4. die Stiefkinder und Enkel, wenn sie mit dem Versicherten ständig in Hausgemeinschaft 

leben; die Enkel nur dann, wenn sie gegenüber dem Versicherten im Sinne des § 1 4 1  

ABGB unterhaltsberechtigt sind und sie und der Versicherte den Wohn itz im Inland ha­

ben. 

Die Kindeseigenschaft besteht auch nach der Vollendung des 1 8 . Lebensjahres, wenn und 

solange das Kind sich in einer Schul- oder Berufsausbildung befindet, die seine Arbeitskraft 

überwiegend beansprucht, längstens bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres; die Kindesei­

genschaft von Kindern, die eine im § 3 des Studienförderungsgesetzes 1 992 genannte E in­

richtung besuchen, verlängert sich nur dann, wenn 

- für sie entweder Famil ienbeihilfe nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 1 967 bezogen 

wird oder 

- zwar keine Famil ienbeihilfe bezogen wird, sie jedoch ein ordentliches Studium ernsthaft 

und zielstrebig im Sinne des § Abs. 1 lit . b de Familienlastenausgleich gesetzes 1 967 in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBI .  Nr. 3 1 1 1 1 92 betreiben oder 
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- das Kind seit der Vollendung des 1 8 . Lebensjahres oder seit Beendigung der Schul- oder 

Berufsausbi ldung infolge einer Krankheit oder eines Gebrechens erwerbsunfähig ist; das 

Kind muss so krank oder behindert sein, dass es zu keiner Arbeit fähig ist, die es auf dem 

allgemeinen Arbeitsmarkt gibt. 

Enkel haben keinen Waisenpensionsanspruch. Über das 1 8 . Lebensjahr hinaus wird die Wai­

senpension nur über besonderen Antrag gewährt. 

Die Basis für die Berechnung der Waisenpension bi ldet immer eine 60-%ige Witwen- oder 

Witwerpension, unabhängig davon, ob bzw. in welcher Höhe diese tatsächlich anfällt, die 

Waisenpension beträgt bei Tod eines Elternteiles 40 % bzw. bei Tod beider Elternteile 60 % 

der Witwen- bzw. Witwerpension. Sind die Voraussetzungen für die Gewährung einer Wai­

senpension nach beiden Elternteilen erfüllt, so gebühren zwei Pensionen . 

4. 3 Kinderzuschuss 

4.3.1 Geltende Rechtslage 

Zu allen Pensionen aus den Versicherungsfällen des Alters und der geminderten Arbeitsfähig­

keit gebührt für jedes Kind ein Kinderzuschuss. Zum Kinderbegriff wird auf die Ausführun­

gen zu 4.2 ( Waisenpension) verwiesen. Auch für Enkelkinder besteht bei Erfüllung der sons­

tigen Voraussetzungen Anspruch auf Kinderzuschuss. Der Kinderzuschuss beträgt monatlich 

29,07 €. Für ein und dasselbe Kind gebührt der Kinderzuschuss nur einer Person. 

4.4 Quantitative Entwicklung 

Völ lig exakte Daten l iegen dem Bundesministerium für soziale S icherheit und Generationen 

in diesem Bereich nicht vor. Anhand einer durchgeführten Sondererhebung der einzelnen 

Pensionsversicherungsträger sowie aufgrund der jährlich zu erstellenden Pensionsjahresstatis­

tiken kann die Zahl und der Aufwand an Waisenpensionsleistungen für Studierende jedoch 

einigermaßen verlässl ich abgeschätzt werden: 
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Ta bel le  2 5 :  Waisenpensionsleistungen an Studierende in der Pensionsversicherung 

I I Waisenpensionen an Studierende jährlicher Pensionsaufwand (in €) 

1998 5 .900 18,8 Mio € 

1999 5 .600 18,3 Mio € 

2000 7.000 23 ,5  Mio € 

2001 6.900 23,7 Mio € 
.. 

Quel le:  Sonderauswertungen der Penslonsvers lcherungstrager; 
Berechnungen des Bundesmin isteriums fü r soziale Sicherheit und Generationen 

5. Förderungen nach dem Einkommensteuergesetz 1988 

5.1 Geltende Rechtslage 

5.1.1 Kinderabsetzbetrag und Unterhaltsabsetzbetrag 

Steuerpfl ichtigen, denen eine Familienbeihi lfe gewährt wird, steht ein Kinderabsetzbetrag zu, 

der gemeinsam mit der Famil ienbeihilfe - grundsätzlich an die Mutter - ausbezahlt wird. D ie­

ser war bis 1 999 nach Anzahl der Kinder gestaffelt, ist aber seither für alle Kinder gleich 

hoch. Er beträgt 50,90 € pro Kind und Monat (20001200 1 :  700 A TS). 

Der Unterhaltsabsetzbetrag für Steuerpflichtige, die mit Kindern, für die sie U nterhalt leisten, 

nicht im gemeinsamen Haushalt leben, beträgt für das erste Kind 25,50 € (350 S), für das 

zweite 3 8,20 € (525 ATS) und für jedes weitere Kind 50,90 € (700 ATS) . 

Bei Studierenden mit Kindern, die keine oder sehr geringe E inkünfte beziehen, kommt in der 

Regel die Negativsteuer zum Tragen: Wenn die Summe der Einkünfte durch die Absetzbeträ­

ge zu einem negativem E inkommen führt, dann wird der Alleinverdiener- bzw. der Al leiner­

zieherabsetzbetrag bis zum Höchstausmaß von € 364,-- vom F inanzamt ausbezahlt. 

5.1.2 Außergewöhnliche Belastungen 

Für Studierende, die im Einzugsbereich des Wohnortes keine Möglichkeit haben, ein ange­

strebtes Studium zu absolvieren, ist ein Pauschalbetrag von € 1 1 0,-- pro Monat der Ausbil­

dung als außergewöhnliche Belastung für den Unterhaltszahlenden vorgesehen. Die Abzugs­

fahigkeit dieses Betrages ist nicht an den Bezug der Fami lienbeihilfe geknüpft, Voraussetzung 
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ist jedoch, dass das Studium zügig vorangetrieben wird. Mit Ausnahme der zusätzl ichen 

Kosten für die auswärtige Berufsausbildung können Kosten für Studierende steuerlich n icht 

geltend gemacht werden (vgl. dazu die Verfassungsbestimmung des § 34 Abs. 7 Z 5 EstG 

1 988) .  

Bei berufstätigen Studierenden, die nicht selbständig tätig sind, auf Grund der Höhe des Loh­

nes zwar sozialversicherungspflichtig, aber nicht lohnsteuerpflichtig sind, kommt es zur 

Möglichkeit einer weiteren Negativsteuer: 1 0% der Sozialversicherungsbeiträge, maximal 

aber € 1 1 0,-- pro Jahr werden als Negativsteuer vorn F inanzamt ausbezahlt, wenn die Summe 

der Einkünfte auf Grund der Absetzbeträge zu einern negativen Einkommen führt. 

5 .2 Quantitative Entwicklung 

Der finanzielle Umfang der steuerl ichen Berücksichtigung von Unterhaltsleistungen für Stu­

dierende ist nur annähernd zu schätzen. 

Kinderabsetzbeträge - U nterha ltsabsetzbeträge 

Die Zahl der Kinderabsetzbeträge ist gleich hoch wie die Zahl der Personen, für die Familien­

beihi lfe bezogen wird. Somit werden derzeit für rund 90.000 Studierende an Einrichtungen im 

Bereich der Hochschulbildung (vgl . oben 2 .2)  Kinderabsetzbeträge geleistet. Bei einern Kin­

derabsetzbetrag von € 6 1 0,80 beträgt das Gesamtvolumen im Bereich des Bundesministeri­

ums für Bi ldung, Wissenschaft und Kultur rund jährlich 5 5  Mil l ionen €. In der budgetären 

Entwicklung seit 1 998 ergibt sich für den Kinderabsetzbetrag, dass die Aufwendungen für alle 

Studierenden von rund 26 Mil lionen € im Jahr 1 998 auf rund 55 Mil l ionen € im Jahr 2002 

gestiegen sind. Schätzt man die Zahl der geltend gemachten Unterhaltsabsetzbeträge grob mit 

1 5 .000 Fällen für studierende Kinder (durchschnittliche steuerliche Wirksamkeit von 363,30 € 

je Kind), beträgt die budgetäre Belastung dadurch weitere rund 5 ,4 Mio € jährlich. 

Außergewöh nliche Belastu ngen 

Für rund 50.000 auswärtige Studierende werden außergewöhnl iche Belastungen anerkannt, 

die sich durch den Steuertarif durchschnittlich zu 40% steuermindernd auswirken, monatlich 

somit um rund € 43 ,60. Jährlich wird die Berücksichtigung außergewöhnlicher Belastungen 

für E ltern auswärtiger Studierender somit im Budget mit rund 26,2 Mio € wirksam. 
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6. Arbeitslosenversicherung 

Die Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz sind grundsätzlich keine Förde­

rung für Studierende, da sich der Bezug einer derartigen Leistung und die Durchführung eines 

Studiums prinzipiell ausschl ießen. Da unter bestimmten Voraussetzungen Studierende aber 

dennoch Arbeitslosengeld beziehen können, werden im folgenden die Voraussetzungen für 

diesen Anspruch von Studierenden dargestellt .  Grundsätzlich ist Voraussetzung, dass trotz 

Durchführung eines Studiums Arbeitslosigkeit im S inne des Arbeitslo enversicherungsgeset­

zes vorliegt. 

6.1 Geltende Rechtslage 

Das Arbeitslosengeld dient zur finanziel len Absicherung für die Zeit der Arbeitsuche. Or­

dentliche Studierende einer Universität gelten nicht als arbeitslos, weil ihr Hauptaugenmerk 

nicht auf die Aufnahme einer neuen Beschäftigung, sondern auf den Abschluss des Studiums 

gerichtet ist. 

Unter folgenden Voraussetzungen können Studierende Arbeitslosengeld beziehen : 

1 .  Sie müssen während eines Zeitraumes von zwölf Monaten vor der Geltendmachung min­

destens 39 Wochen, davon 26 Wochen durchgehend, oder mindestens die Hälfte der Aus­

bildungszeit, wenn diese kürzer als zwölf Monate ist, arbeitslosenversicherungspflichtig 

beschäftigt gewesen sein, 

2 .  zugleich dem Studium oder der praktischen Ausbi ldung nachgegangen sein und 

3. dürfen die letzte Beschäftigung vor Eintritt der Arbeitslosigkeit nicht selbst zwecks Fort-

setzung des Studiums oder der praktischen Ausbildung freiwil l ig gelöst haben. 

D iese Regelung stellt sicher, dass nur jene Studierenden Arbeitslosengeld beziehen können, 

die durch die Parallel ität von Studium und Arbeit bewiesen haben, dass sie durch das Studium 

nicht an einer neuerlichen Beschäftigungsaufnahme gehindert sind. 

Die gesetzlich vorgesehenen Rahmenfristen können u.a. um Studienzeiten, insgesamt höchs­

tens aber um drei Jahre, erstreckt werden. 

Die dreijährige Begrenzung soll die Nähe zu den Beitragszeiten zur Arbeitslosenversicherung 

sicherstel len. 
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6.2 Entwicklung seit 1998 

Bis zum 1 .  Jänner 200 1 war die Erteilung einer Ausnahme durch das AMS möglich. Die Kri­

tieren entsprechend im wesentlichen den jetzigen gesetzlichen Regelungen. 

7. Mensen und Studentenheime 

7.1 Förderung von Mensen 

Die überwiegende Anzahl der Mensen, Buffets und Cafeterien an den österreichischen Uni­

versitäten wird von einer Betreibergesel lschaft, der Österreichischen Mensenbetriebs­

ges.m.b.H .  geführt. Die Gesellschaft steht seit 1 997 zu 1 00% im Eigentum des Bundes. Nach 

dem Gesellschaftsvertrag hat die Gesel lschaft den Auftrag, unter dem Grundsatz der Kosten­

deckung für die Universitätsangehörigen kostengünstiges Essen zur Verfügung zu stellen. 

E ine Prüfung durch den Rechnungshof im Jahr 1 999 ergab neben verschiedenen Anregungen 

die Erkenntnis, dass die Gesellschaft ihre Aufgaben gut erfüllt. 

Auf Grund von Marktforschungs- und Trendanalysen werden die etwa 50 Betriebe im Uni­

versitätsbereich systematisch der heutigen Nachfrage entsprechend umgestaltet, wodurch man 

die Zufriedenheit der großteils studentischen Kundschaft erheblich steigern konnte. Dabei ist 

"Brainfood" als neue Angebotsl inie hervorzuheben. 

Das Bi ldlmgsministerium fördert die Neuerrichtung von Betriebsstätten und ooterstützt Gene­

ralsanieroogen. Für den laufenden Betrieb der Mensen, Cafeterien und Buffets werden keine 

Zuschüsse gewährt. 

7.2 Förderung von Studentenheimen 

In Österreich standen den Studierenden im Wintersemester 200 1 /02 25 .685 Heimplätze in 1 93 

Studentenheimen zur Verfügung. Fast die Hälfte der Heimplätze war in Wien (48 %) zu fin­

den, gefolgt von der Steiermark (insgesamt 1 7  %) mit Graz ( 1 5  %) und Oberösterreich ( insge­

samt 1 4  %) mit Linz ( 1 2 %). 

Im Berichtszeitraum kann eine weitere Qual itätsverbesserung der Studentenheim festgestellt 

werden. Inzwischen ist mehr als die H älfte al ler Studentenheimplätze (53 %) der Kategorie 

Einbettzimmer zuzuordnen, rund 35 % entfallen auf Zweibettzimmer, 1 1  % auf Gan;:onnieren 
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oder Kleinwohnungen und nur mehr 1 % auf Drei- oder Mehrbettzimmer. Dabei sind aller­

dings deutl iche Unterschiede zwischen den einzelnen Bundesländern bzw. Universitätsstädten 

feststellbar. Während in Linz mit 45 % überdurchschnitt l ich viele Studierende mit einem 

Zweibettzimmer vorlieb nehmen mussten, verzeichneten Innsbruck (62 %), die Steiermark 

(64 %) und besonders Vorarlberg (97 %) einen überdurchschnittlich hohen Anteil an Einbett­

zimmern. Den größten Anteil an Garyonnit�ren und Kleinwohnungen hatten Salzburg (34 %) 

und Klagenfurt (30 %) anzubieten. Der durchschnittliche Heimpreis lag im Wintersemester 

200 1 102 bei € 1 89,-- pro Monat. Die teuersten Heimplätze gab es in Vorarlberg ( Durchschnitt: 

€ 252,-- pro Monat), die bi l ligsten in Leoben (Durchschnitt: € 1 28,-- pro Monat). Einen we­

sentl ichen Einfluss auf die Preis gestaltung hatten dabei die Zimmerbelegung und die Aus­

stattung. Am teuersten waren Heimplätze in Einzelzimmern mit Dusche und WC im Zimmer 

(durchschnittlich € 225 ,-- pro Monat). Zusätzl iche Leistungen heben den Preis :  So boten 1 1 0 

Heimplätze auch Frühstück mit einem durchschnittlichen Heimpreis von € 229,-- pro Monat 

an, und inklusive H alb- oder Vollpension, was an 455 Plätzen mögl ich war, erhöhte sich der 

Preis auf durchschnittlich € 308,-- pro Monat. 

Ta bel le 26: Aufwendungen für Studentenheime von 1998 - 2002 

Rechnungsabsch luss 1998 ATS 303,278.000,--

Rechnungsabsch l uss 1999 ATS 288,945 .000,--

Rechnungsabsch l uss 2000 ATS 25 5,510.000,--

Rechnungsabsch l uss 2001 ATS 167,250.000,--

vorläufiger E rfolg 2002 € 7,561.735,-- (ATS 104,052 .000,--) 
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11 Studierenden-Sozialerhebung 2002, zentrale Ergebnisse 
Angela Wroblewski, Martin U nger ( Institut für Höhere Studien) 

Der aktuelle Bericht zur sozialen Lage der Studierenden basiert auf einer im Frühjahr 2002 

durchgeführten Befragung unter inländischen Studierenden an Universitäten und FH­

Studiengängen. I Zielsetzung des Berichts ist es, auf Basis empirisch abgesicherter Ergebnisse 

einen Einblick in die Studien- und Lebensbedingungen unterschiedl icher Gruppen von Studie­

renden zu geben. I n  jedem Bericht zur sozialen Lage der Studierenden werden ausgewählte 

Themen schwerpunktmäßig behandelt. War dies im letzten Bericht2 unter anderem die Ver­

kehrsmittelwahl , so sind dies im vorliegenden Bericht die Studiensituation, der Einsatz Neuer 

Medien im Studium, internationale Mobi lität von Studierenden sowie die Situation gesund­

heitlich beeinträchtigter Studierender. 

Der Aufbau der vorliegenden Zusammenfassung orientiert sich am Bericht zur sozialen Lage 

der Studierenden und gliedert sich daher im Wesentlichen in vier Teile:  Im Zentrum von Teil 

A steht die Entwicklung des Hochschulzugangs, wobei primär auf Daten der Hochschulstatis­

tik zurückgegriffen wird. In Teil B wird die Situation von Studierenden im Erststudium an 

Universitäten und F H-Studiengängen auf Basis der Ergebnisse der Befragung beschrieben, 

wobei besonderes Augenmerk auf Famil ienstand, Wohnsituation, Studienverhalten, Er­

werbstätigkeit und fmanzielle Situation gelegt wird. Weitere Schwerpunktthemen sind inter­

nationale Mobil ität von Studierenden sowie die Nutzung von Neuen Medien im Studium. Im 

dritten Teil (Teil C)  wird die S ituation spezifischer Gruppen von Studierenden näher analy­

siert. Konkret handelt es sich dabei um FH-Studierende, Studierende mit Kind(ern), Bezie­

herlinnen von Studienbeihilfe, Studierende im Doktorats- oder Zweitstudium sowie Studie­

rende mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen. In Teil D erfolgt schließlich die Diskussion 

von spezifischen Problemgruppen sowie die Zusammenfassung der zentralen Ergebnisse der 

Befragung und Entwicklungen. Am Ende der Zusammenfassung steht auch ein Glossar, das 

die wichtigsten Begriffsdefinitionen enthält. 

I Insgesamt wurden 1 0.000 Fragebögen an inländische ordentliche Studierende versandt. Angeschrieben wurden 
7.000 Studieren an wissenschaftlichen Universitäten, 1 .000 Studierende an Universitäten der Künste und 2 .000 
Studierende an F H-Studiengängen. Der Rücklauf betrug 34,6%, wobei 3 .303 Fragebögen in die Auswertung 
eingingen. Die Versendung der Fragebögen erfolgte im April 2002, rund zwei Wochen später wurde eine "Erin­
nerungskarte" an alle Studierenden versandt. 
2 A. Wroblewski/ M . Unger/ E. Schmutzer-Hollensteiner "Bericht zur sozialen Lage der Studierenden", in :  Bun­
desministerium für W issenschaft und Verkehr: Materialien zur sozialen Lage der Studierenden, Wien 1 999 
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Teil A: Quantitative Entwicklungen 

1. Hochsch u lzugang 

E ine der zentralsten Entwicklungen im H ochschulbereich in den letzten Jahren stellt die Ex­

pansion des FH-Sektors dar. Mittlerwei le beginnt jede/r vierte Studienanfanger/in das Studi­

um an einem FH-Studiengang; insgesamt stellen die Studierenden im F H-Sektor bereits fast 

1 0% al ler Studierenden. Die mit der Errichtung des F H-Sektors verbundenen Erwartungen, 

den regional und sozial unterschiedlichen Hochschulzugang zu nivel lieren, haben sich zum 

Teil erfüllt, da Studierende an F H-Studiengängen etwas häufiger als Studierende an Uni­

versitäten aus bildungsfernen und einkommensschwachen Schichten stammen und sich die 

regionalen Unterschiede im Hochschulzugang ausgegl ichen haben. Dennoch sind im gesam­

ten H ochschulbereich Studierende aus unteren sozialen Schichten nach wie vor deutlich selte­

ner vertreten, als es ihrem Anteil an der gleichaltrigen Wohnbevölkerung entsprechen würde. 

Eine weitere wichtige Entwicklung der letzten Jahre ist der Anstieg des Frauenanteils unter 

den Studienanfänger/inne/n, der mittlerweile in allen Bundesländern die 50%-Marke über­

steigt. Auch unter den Studierenden stellen Frauen mittlerweile 50%, al lerdings sind sie im 

FH-Sektor nach wie vor deutlich unterrepräsentiert, auch wenn sich dort der Frauenanteil 

mittelfristig bedingt durch die neu eingeführten Studiengänge in sozialen Berufen bzw. im 

Bereich Gesundheit erhöhen wird. 

Nach der Einführung der Studienbeiträge im WS 200 1 /02 kam es zu strukturellen Verände­

rungen im Hochschulsystem, vor allem bedingt durch den Rückgang der Zahl von Studieren­

den ohne Studienaktivität. Doch auch die Zahl der Anfänger/innen an Universitäten reduzierte 

sich im WS 200 1 /02 gegenüber dem Vorjahr um 1 4%. Ein Tei l dieses Rückgangs wurde 

durch die Expansion des FH -Sektors kompensiert, so dass der Rückgang von Anfänger/inne/n 

im gesamten Hochschulsektor bei 7% lag. Veränderungen im H ochschulzugang ergaben sich 

auch insofern, als Studienanfänger/innen im WS 200 1 /02 im Schnitt deutlich jünger waren als 

in den Jahren davor, wobei der Rückgang bei Studierenden ab 22 Jahren stärker ausfiel .  Ins­

gesamt sank dadurch das durchschnittliche Alter bei Studienbeginn von 20,7 auf 20,0 Jahre 

ab. Im WS 2002/03 kam es wieder zu einem leichten Anstieg der Zahl der Studienanfän­

ger/innen an wissenschaftl ichen Universitäten, wodurch insgesamt - aufgrund der weiteren 

Expansion des FH-Sektors - die Zahl der Studienanfanger/innen erneut das Niveau des WS 

2000/0 1 erreicht. 
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Abb i l dung 1: Entwicklung der Zahl der Studienanfängerlinnen nach Hochschul­
bereichen, WS 1990/91 bis WS 2002/03 

30.000 ,...-----------------------------
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-+- W i s s .  U n ive rsitäten --- U n i v .  d .  K ü n s te -ä- F H -S t u d i e n g ä n g e  ""*"' G e s a m t 

Quelle: Statistik Austria, B MBWK. 

M 
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Seit dem Vorgängerbericht hat sich der Anteil der Studienanfänger/innen ohne Matura an 

Universitäten mehr als verdoppelt ( ihr Anteil ist von 1 ,2% auf 2,8% gestiegen), während sich 

an FH-Studiengängen eine gegenläufige Tendenz abzeichnet: Wiesen im WS 1 997/98 noch 

1 1 ,2% der Studienanfänger/innen im F H-Sektor einen alternativen Hochschulzugang auf, so 

waren es im WS 2002/03 nur noch 7,5%. 

Wie bereits erwähnt, kam es durch die Expansion im FH-Sektor zu einem Ausgleich regional 

unterschiedlicher H ochschulzugangsquoten - auch wenn nach wie vor der Anteil der Studien­

anfänger/innen an der gleichaltrigen Wohnbevölkerung zwischen den Bundesländern variiert. 

Während in Wien 38% der 1 8- bis 2 1 -jährigen Wohnbevölkerung ein Hochschulstudium auf­

nehmen, sind es knapp 22% in Vorarlberg. Insgesamt beginnt derzeit etwas mehr als ein 

Viertel der 1 8- bis 2 1 -Jährigen ein Hochschulstudium, d.h. die H ochschulzugangsquote liegt 

bei 28%. 
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Ta bel l e  1 :  Hochschulzugangsquote nach Herkunftsbundesland, 5TJ 94/95, 01/02 

Universitäten FH-Studiengänge Gesamt Verä nderu ng 

STJ 94/95 01/02 94/95 01/02 94/95 01/02 94/95-01/02 

Burgenland 20,7% 20,3% 2,9% 6,4% 23,6% 26,8% + 3,2%-Pkt. 

Kärnten 2 5,2% 24,8% 0,1% 5,0% 2 5,4% 29,9% + 4,5%-Pkt. 

Niederösterreich 2 1,7% 18,9% 1,1% 6,4% 22,8% 25,3% + 2,5%-Pkt. 

Oberösterreich 20,6% 2 1,3% 1,0% 5,7% 2 1,5% 27,0% + 5, 5%-Pkt. 

Salzburg 23,5% 20,3% 0,2% 5,7% 2 3,7% 26,0% + 2 ,3%-Pkt. 

Steiermark 2 3,0% 21,0% 0,3% 6,1% 23,2% 27,1% + 3,9%-Pkt. 

i rol 2 1,4% 19,2% 0,2% 3,7% 21,6% 22,9% + 1,3%-Pkt. 

Vorarlberg 19,8% 16,2% 0,9% 5,7% 20,6% 2 1,8% + 1,2%-Pkt. 

Wien 37,7% 31,0% 0,9% 7,1% 38,6% 38,1% - 0,5%-Pkt. 

Qsterreich gesamt 24,5% 22,0% 0,8% 5,9% 25,3% 27,9% + 2,6%-Pkt. 

Hochschulzugangsquote: prozentueller Anteil der in ländischen ordentl ichen Erstzugelassenen am durchschn ittl ichen 
Altersjahrgang der 18 bis 21-jährigen in ländischen Wohnbevölkerung. 
In ländische, ordentl iche Erstzugelassene; U n iversitäten ink l .  Un iversitäten der Künste. 
Studienjahr 2001/02: vorläufige Zahlen. 
Quelle: Statistik Austria, BMBWK, IHS-Berechnungen. 

Der Hochschulzugang hat sich in den letzten Jahren im Hinblick auf die soziale Herkunft der 

Studierenden nicht verändert, auch nach Einruhrung der Studienbeiträge zeigen sich keine 

Veränderungen. Allerdings sind nach wie vor Studierende aus bildungsfernen Schichten im 

Vergleich zur Gesamtbevölkerung unterrepräsentiert. Insbesondere Arbeiterkinder sind nach 

wie vor deutl ich seltener an den Hochschulen vertreten, als es ihrem Antei l an der Gesamtbe­

völkerung entsprechen würde, während Kinder von Landwirten ungefähr entsprechend ihrem 

Anteil vertreten sind. Kinder von Freiberuflern, Selbständigen oder Angestellten/Beamten mit 

Hochschulabschluss stel len jedoch einen doppelt so hohen Anteil unter den Studierenden al 

in der Gesamtbevölkerung. 
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Teil B: Die soziale Lage Studierender im Erststudium 

2.  Famil iäre Situation 

Laut der Sozialerhebung 2002 sind etwas mehr als zwei Drittel aller Studierenden ledig, nmd 

ein Fünftel lebt in Lebensgemeinschaft und 9% sind verheiratet. Gegenüber der Vorgängerer­

hebung ging der Anteil der ledigen Studierenden zu Gunsten der in Lebensgemeinschaft le­

benden deutl ich zurück. Insgesamt haben 1 0,8% aller Studierenden Kinder (Frauen: 1 1 ,5%, 

Männer: 1 0%). Im Vergleich zu 1 998 zeigt sich damit ein leichter Rückgang im Anteil der 

Studierenden mit Kind, der bei Männern etwas stärker ausfiel .  

Ta be l l e  2:  Familienstand der Studierenden sowie Anteil der Studierenden mit Kind(ern) 
1998 und 2002 

1998 2002 

Al le A l le  Frauen Männer  

Led ig 77,5% 68,3% 65,5% 71,3% 

Lebensgemeinschaft 12,8% 2 1,2% 23,3% 19,0% 

Verhe i ratet 8,5% 8,9% 9,1% 8,7% 

Gesch ieden, verwitwet 1,1% 1,6% 2,2% 1,0% 

Gesamt 100% 100% 100% 100% 

Ante i l  Stud ierende m it K ind(ern) 11,5% 10,8% 11,5% 10,1% 

Quel le: Sozialerhebung 1998, IHS-Sozia lerhebung 2002. 

3. Wohnsituation 

Etwa je ein Viertel der Studierenden wohnt bei den Eltern, in einem Einzel- oder einem Part­

nerhaushalt, etwa jede/r sechste Studierende lebt in einer Wohngemeinschaft und 1 0% woh­

nen in einem Student/inn/enheim .  Seit der letzten Sozialerhebung im Jahr 1 998 ist dabei der 

Anteil der E lternwohnerlinnen etwas zurückgegangen. Nach Geschlecht zeigen sich insofern 

Unterschiede, als Männer überdurchschnittlich oft bei den E ltern, Frauen häufiger in einem 

Partnerhaushalt wohnen. Studierende, die Wohnkosten bezahlen müssen (ohne E ltemwoh­

ner/innen), haben hierfür laufende Ausgaben von durchschnittlich 280E im Monat. Die bil­

l igste studentische Wohnform stellen weiterhin Studentlinn/enheime dar, wo rund 2 1 0E be­

zahlt werden. Insgesamt sind die Wohnkosten der Studierenden damit seit 1 998 in etwa kon­

stant geblieben. Relativ hoch ist die jeweil ige Zufriedenheit mit der Wohnsituation, wobei 

Studierende in Einzelhaushalten deutlich zufriedener sind als Studierende in Stu­

dentlinn/enheimen, U ntermiete oder Eltemwohnerlinnen. 
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Abb i l dung 2 :  Wohnformen der Studierenden 

1 00% 

90% . Studentenwohnheim 
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0% 
Frauen Männer Gesamt 

Quel le: IHS-Sozia lerhebung 2002. 

4. E rwerbstätigkeit 

Die Hälfte der Studierenden war im Sommersemester 2002 laufend erwerbstätig; 1 1 % aller 

Studierenden arbeiten mehr als 3 5  Stunden pro Woche, 23% zwischen 1 1  und 34 Stunden und 

1 3% bis zu 1 0  Stunden. Darüber hinaus arbeiten 1 8% gelegentlich während des Semesters. In 

Summe sind al  0 gut zwei Drittel der Studierenden während der Vorlesungszeit erwerbstätig, 

insgesamt arbeiten 37% laufend oder gelegentl ich im Ausmaß von mehr als 1 0  Wochenstun­

den. Hinzu kommen weitere 20%, die ausschließlich während der Ferien arbeiten, d.h.  im 

Laufe des letzten Jahres waren fast 90% der Studierenden in irgendeiner Form erwerbstätig. 

Im Durchschnitt über al le Studierenden werden pro Woche 1 2  Stunden mit Erwerbsarbeit 

verbracht, die Durchschnittsarbeitszeit der Erwerbstätigen beträgt 20 Stunden. 
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Abbi ldung 3: Ausmaß der Erwerbstätigkeit nach Geschlecht 
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Quelle: IHS-Sozialerhebung 2002. 

• N i c h t  e rw e r b s tä t i g  

D N u r i n  d e n  F e ri e n  

. G e l e g e n tl ic h  w ä h r e n d  d e s  
S e m e s t e rs 

D W ä h re n d  d e s  g a n z e n  
S e m e s te rs 

Unter Berücksichtigung geänderter Erhebungsmethoden sind im Vergleich zu 1 998 etwa 6% 

mehr Studierende während des Semesters erwerbstätig. Zugenommen hat insbesondere der 

Anteil von Studierenden, die während des ganzen Semesters weniger als 35 Stunden pro Wo­

che erwerbstätig sind, der Antei l  von Vollzeitbeschäftigten ist unverändert geblieben. 

Mit dem Alter bzw. mit der Studiendauer steigt der Anteil der erwerbstätigen Studierenden. 

Ab dem 1 2 . Semester beträgt die Erwerbsquote während des Semesters bereits 80%. Nach 

sozialer Herkunft unterscheidet sich der Anteil der Erwerbstätigen kaum, wohl aber sind Stu­

dierende aus niedrigeren Schichten in höherem Ausmaß berufstätig. Im FH-Sektor zeigt sich 

eine deutliche Polarisierung insofern, als Studierende in berufsbegleitenden Studiengängen 

fast immer, Studierende in Vollzeit-Studiengängen dagegen kaum bzw. 60% gar nicht er­

werbstätig sind. An den Universitäten ist die Erwerbsquote insbesondere in den Geisteswis­

senschaften besonders hoch, unterdurchschnittlich ist sie dagegen unter Studierenden der 

(Veterinär)Medizin und der Montanistik. Jus-Studierende arbeiten auffal lend häufig während 

des gesamten Semesters, sehr wenige dagegen gelegentlich. 

Am häufigsten verbreitet sind Erwerbsformen, von denen zu erwarten ist, dass sie flexibel 

gestaltbar und somit am ehesten mit einem Studium vereinbar sind. Ein Drittel der erwerbstä­

tigen Studierenden ist geringfügig beschäftigt, ein Fünftel arbeitet auf Werkvertragsbasis .  

Andererseits ist ein Viertel angestellt und 8% sind öffentlich Bedienstete. Sehr häufig jedoch 

werden mehrere Erwerbsformen - teilweise in rascher Abfolge, teilweise parallel zu einander 

- ausgeübt, was die zumindest für einen Teil der Studierenden prekäre Erwerbssituation ver­

deutl icht. 
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Hauptmotiv für die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit stel l t  die Finanzierung des Lebensunter­

haltes dar, ein Motiv, das um so häufiger genannt wird, je niedriger die soziale Herkunft der 

Studierenden ist. Je stärker dieses Motiv betont wird, desto höher ist zudem das Erwerbsaus­

maß. Als weitere Motive folgen wiederum finanzielle Gründe (z .B .  "Kosten des Studiums 

finanzieren") und das Sammeln von Berufspraxis. 

Gefragt nach den Auswirkungen der Erwerbstätigkeit nennen knapp 60% die Einschränkung 

der für das Studium verfügbaren Zeit, rund die Hälfte sieht Vereinbarkeitsprobleme mit dem 

Studium und ebenfalls knapp die Hälfte gibt an, sie würden gerne weniger arbeiten, könnten 

sich das aber nicht leisten . Mögliche positive Auswirkungen einer Erwerbstätigkeit, wie An­

regungen für die Diplomarbeit, werden vergleichsweise selten genannt. 

Abbi ld u ng 4: Auswirkungen einer Erwerbstätigkeit 

E rw e rb s tät i g k e it s c h rä n kt d i e v e rfü g b a re 

Z e it fü r d a s  S tu d i u m  e i n .  

S c h w i e ri g k e iten St u d i u m  u n d  B e ruf  z u  

v e re i n b a re n .  

W ü rd e  g e rn e  w e n i g e r  a rb e ite n ,  k a n n  e s  

m i r a b e r  n i c h t  le iste n .  

S t u d i e re z i e l g e r ic h teter .  

H a b e  A n re g u n g e n  fü r S tu d i u m  I 
D i p l o m a rb e it e rh a lte n .  

Quelle: I HS-Sozia lerhebung 2002. 

5. Finanziel le Situation 

0% 1 0 %  20% 30% 40% 50% 60% 

o T ri fft s e h r  zu • T r ifft e h e r  zu 

Bei der Darstellung der finanziellen Situation werden auf der einen Seite alle direkt an Studie­

rende ausbezahlten Beträge bzw_ alle von ihnen selbst getätigten Ausgaben erfasst (Geldein­

nahmen bzw. Ausgaben) .  Andererseits werden auch sogenannte Naturalleistungen von Eltern, 

dem Partner/der Partnerin oder anderen Verwandten berücksichtigt. Naturalleistungen liegen 

dann vor, wenn Dritte Zahlungen für Studierende übernehmen (z.B .  die Miete direkt überwei­

sen) oder sie in Form von Naturalien (z .B .  Nahrung, Kleidung, Bücher) unterstützen. Diese 

Natural leistungen schlagen sowohl auf der Einnahmen- wie auch der Ausgabenseite zu Buche 

und fließen daher in die Darstel lung des Gesamtbudgets (Geldeinnahmen + Naturalleistun­

gen) wie auch der Lebenshaltungskosten (Ausgaben + Natural leistungen) ein. Bei Geldbezü-
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gen bzw. -ausgaben wird zwischen regelmäßigen und umegelmäßigen (z .B .  Einnahmen aus 

Ferialjobs oder Studienzuschuss bzw. Ausgaben für Urlaub, Computer oder Möbel) unter­

schieden. Unregelmäßige Zahlungen wurden dabei aus Gründen der Vergleichbarkeit in mo­

natliche Beträge umgerechnet. Zu beachten ist, dass Einnahmen und Ausgaben nicht bilan­

ziert werden dürfen, einerseits aufgrund der Umrechnung unregelmäßiger Zahlungen, ande­

rerseits weil Einnahmen in der Regel genauer angegeben werden können, während Ausgaben 

eher geschätzt werden müssen. 

Abb i l dung  5: Gesamtbudget und Lebenshaltungskosten von Studierenden 

1 .200  € ,-------------------------, 

1 .000 € +---1 

800  € +----

600 € +---1 

400 € +---1 
73 1  € 708  € 

200  € +----j 

O € +--�----L-_�--L---�--� 
G e s a m tb u d g e t  

1 . 0 4 0 €  

Quelle: I HS-Sozia lerhebung 2002. 

5.1 Einnahmen 
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G e l d  e i n  n a  h m e n /-a u s g a b e  n 

Im Sommersemester 2002 betrug das monatl iche Gesamtbudget im Durchschnitt al ler Studie­

renden 1 .040€, etwa ein Fünftel davon machen Naturalleistungen aus. Im Gesamtbudget sind 

auch unregelmäßige Einnahmen - etwa aus Ferialjobs - enthalten, die in monatl iche Beträge 

umgerechnet wurden. Das Budget von Männem ist etwas höher als jenes der Frauen (weil sie 

in höherem Ausmaß erwerbstätig sind), und mit zunehmendem Alter steigt das Gesamtbudget 

deutl ich an. 

Den wichtigsten E innahmefaktor der Studierenden stellt die eigene Erwerbstätigkeit dar (die 

43% zum Gesamtbudget beiträgt), gefolgt von Zuwendungen der Familie (Eltern, Verwandte, 

Partner/in), die - inklusive Natural leistungen - ein gutes Drittel des Budgets ausmachen. Je­

weils etwa ein Fünftel der Studierenden lebt hauptsächlich von famil iären Zuwendungen bzw. 

eigener Erwerbstätigkeit, 2% sind fast ausschließlich auf die Studienbeihilfe angewiesen. A-
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ber mehr als die H älfte der Studierenden benötigt zur Finanzierung ihres Lebensunterhaltes 

mehrere Einnahmequellen - unterliegt also einer "Patchworkfinanzierung". 

Abbi l dung  6: Zusammensetzung und Struktur des durchschnitt l ichen Gesamtbudgets 
nach Geschlecht 

1.200 € 

1 .000 € 

800 € 

600 € 

400 € 

200 € 

O €  

100% 

90% 

80% 

70% 

60% 

50% 

40% 

30% 

20% 
324 € 330 € 327€ 

32'1. 31°1. 

10% 

0% 
Frauen Männer Alle Frauen Männer 

o Eltern (inkl. Na!.) o Verwandte (inkl. Na!.) • Partnerin (inkl. Na!.) 

• Erwerbstätigkeit (inkl. Ferien) 0 Studienbeihilfe (inkl. -zuschuss) • Sonstiges 

Quel le:  IHS-Sozia lerhebung 2002. 

310/. 

Alle 

Die Höhe der elterlichen Zuwendungen hängt deutlich von der sozialen Herkunft der Studie­

renden ab : Bei Studierenden aus niedriger sozialer Schicht machen Elternzuwendungen 1 6% 

des Gesamtbudgets aus, bei Studierenden aus hoher Schicht dagegen fast die Hälfte. Umge­

kehrt verhält es sich mit der Studienbeihilfe, die fast ein Fünftel zum Gesamtbudget von Stu­

dierenden aus niedriger Schicht, aber nur 3% bei Studierenden aus hoher Schicht ausmacht. 

Auch die Einnahmen aus Erwerbstätigkeit sind bei Studierenden aus niedriger Schicht deut­

lich höher, wodurch sich in Summe die Höhe des Gesamtbudgets nach sozialer Herkunft 

kaum unterscheidet. 

Da die Studienbeihilfe das Ziel hat, geringere Elternzuwendungen auszugleichen, sofern den 

Eltern nicht höhere Unterhaltszahlungen zumutbar sind, wurden im vorliegenden Bericht el­

terl iche Zuwendungen und staat liche Studienbeihilfe zusammen als sogenannte "Sockelfinan­

zierung" betrachtet. D iese beträgt im Schnitt aller Studierenden rund 575€, was in etwa zwei 

Drittel des Gesamtbudgets ausmacht. Nach sozialer Herkunft zeigt sich dabei deutlich, dass 

die Studienbeihilfe niedrigere Elternzuwendungen ausgleicht, da Bezieherlinnen von Studien­

beihilfe über alle Herkunftsschichten und alle Altersgruppen (bis 30 Jahre) im Schnitt über 

eine Sockelfinanzierung von etwa 600€ verfUgen. Andererseits weisen Studierende aus nied­

rigerer oder mittlerer Schicht ohne Beihilfe nur bis zum Alter von 20 Jahren eine Sockelfi­

nanzierung in dieser H öhe auf. Ab dem Alter von 2 1  Jahren nehmen die Elternzuwendungen 

7 2  

III-31 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 03 Materialien zur soz. Lage d. Studierenden 2003 (gescanntes Original) 71 von 106

www.parlament.gv.at



ab und die Studierenden weiten ihre Erwerbstätigkeit deutlich aus, um ihre Basisfinanzierung 

sicherzustellen. 

Nach eigenen Angaben kommen etwa 7% der Studierenden gar nicht mit ihrem Gesamtbud­

get aus. In dieser Gruppe sind Studierende mit Kind(ern) und Studierende über 30 Jahre be­

sonders häufig vertreten. Die Zufriedenheit von erwerbstätigen Studierenden mit ihrer finan­

ziellen Situation unterscheidet sich deutlich nach der Entlohnung, da sowohl zufriedene als 

auch unzufriedene Studierende im gleichem Ausmaß erwerbstätig sind, aber letztere nur etwa 

halb so hohe Einnahmen aus Erwerbstätigkeit lukrieren. 

Im Vergleich zur Sozialerhebung 1 998 ist das studentische Gesamtbudget um etwa ein Drittel 

gestiegen . Ein Teil dieses Anstiegs ist auf das deutlich veränderte Erhebungsinstrument zu­

rückzuruhren, ein anderer Teil auf die Ausweitung der Erwerbstätigkeit: Um 6% mehr Studie­

rende haben Einnahmen aus Erwerbstätigkeit und diese sind im Schnitt um 35% höher als vor 

vier Jahren. Auch der Anteil von Studierenden, die E innahmen aus Studienbeihilfe beziehen, 

ist in etwa um 6%-Punkte gestiegen, da unter Studienbeihilfe im Jahr 2002 aber auch die 

niedrigeren Studienzuschüsse (als Ersatz rur den Studienbeitrag) subsumiert werden, i st das 

durchschnittliche Einkommen aus Studienbeihilfe um 8% gesunken. Die Zuwendungen der 

Eltern sind dagegen um 1 1  % gestiegen. 

5.2 Ausgaben 

Im Frühjahr 2002 betrugen die durchschnittlichen monatlichen Lebenshaltungskosten der 

Studierenden 1 .04 1 €  ( inklusive der von Dritten übernommenen Naturalleistungen und anteilig 

umgerechneter einmaliger Ausgaben, wie Z.B. Urlaub). Die Kosten von Männern sind etwas 

höher als jene der Frauen, je älter die Studierenden sind, desto höher sind ihre Lebenshal­

tungskosten, aber nach sozialer Herkunft unterscheiden sie sich kaum. 

Den größten Ausgabeposten im durchschnittlichen Budget aller Studierenden stel len mit rund 

230€ die laufenden Wohnungskosten dar, die rund ein Viertel der Lebenshaltungskosten aus­

machen. Weitere größere Ausgabeposten, die fast alle Studierenden zu tragen haben, sind 

Ernährungskosten ( 1 6% der Lebenshaltungskosten), Kosten für Verkehrsmittel ( 1 2%) und 

Aufwendungen für das Studium in monatlicher H öhe von durchschnittl ich 90€ (9%). Diese 

Ausgabenstruktur entspricht ziemlich genau der Struktur der österreichischen H aushalte. 
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Abbi ld u ng 7: Zusammensetzung und Struktur der durchschnittl ichen Lebenshaltungs­
kosten nach Geschlecht 

1 .200 € ,-------------

1.000 € +--===----

800 € 

600 € 

400 € +-___ I-----l ..... --___ I--

200 € 
26H 270€ 

Frauen Männer 

O Wohnen • Ernährun 

Quelle: IHS-Sozialerhebung 2002. 
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Gegenüber der Erhebung von 1 998 sind die laufenden Ausgaben um 29% gestiegen (unre­

gelmäßige Ausgaben wurden 1 998 nicht erhoben). Die größten Steigerungen weisen dabei 

Kosten fLir Kinderbetreuung, Zahlungsverpflichtungen an Dritte (Kredite und Alimente) und 

Gesundheits-/Krankheitskosten auf, die sich mehr als verdoppelt haben, sowie Kommunikati­

onskosten (+74%). Gründe h ierfLir sind deutlich höhere Anteile von Studierenden mit derarti­

gen Kosten sowie insgesamt gestiegene Kosten. Die durch chnittl ichen Wohnungskosten über 

alle Studierenden sind um 2 1  % gestiegen, was - bei konstanten Mietkosten - einzig auf den 

gestiegenen Anteil von Studierenden mit Ausgaben fLir Wohnen zurückzufLihren ist. Als Aus­

gabeposten neu hinzugekommen ist der Studienbeitrag, der im Schnitt über alle Studierenden 

die Lebenshaltungskosten um 54 im Monat erhöht hat und somit fLir knapp 30% der Steige­

rung bei den laufenden Kosten verantwortl ich ist.3 

6 .  Studienförderung und Studien beitrag 

ahezu die Hälfte der Studierenden bezog im Sommersemester 2002 Familienbeihilfe und 

23,3% erhielten eine Studienbeihilfe (inkl .  Studienzuschuss) . Andere Stipendien (z. B .  von 

Bundesländern, Kammern, Stiftungen oder Firmen) spielen weiterhin eine untergeordnete 

3 An FH-Studiengängen wird in drei Bundesländern kein Studienbeitrag und von Studierenden in den anderen 
Bundesländern nur eingehoben, wenn sie seit dem Wintersemester 200 I /02 zu studieren begonnen haben. An 
Universitäten besteht die Möglichkeit sich beurlauben zu lassen. Daher l iegt der Durchschnittsbetrag über alle 
Studierenden unter 6 1 €  im Monat. 
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Rolle (je ca. 1 %), lediglich für Studierende an FH-Studiengängen haben diese Förderungen 

eine gewisse Bedeutung. 

Mit  der Einführung der Studienbeiträge im Wintersemester 200 1 102 wurde auch der Bezie­

herkreis für die Studienbeihilfe ausgeweitet. Eine Analyse nach sozialer Herkunft zeigt, dass 

hiervon insbesondere Studierende aus gehobener und hoher Schicht profitiert haben, da ein 

Großteil der Studierenden aus niedrigeren Schichten auch bisher schon das Kriterium der so­

zialen Bedürftigkeit erfüllt hat. Mehr als die H älfte der Studienanfanger/innen aus niedriger 

Schicht erhält derzeit eine Studienbeihilfe, aus mittlerer und gehobener Schicht sind es etwa 

40% und aus hoher Schicht 1 5%.4 

Abbi l dung 8 :  Anteil der Studienbeihi lfenbezieher/innen unter Studienan­
fänger/innen und Studierenden gesamt nach sozialer Herkunft 

60%,-----------------------------------------------------------
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30% 

20% 

1 0% 

0% +---'---
N ie d ri g e  
S c h ic h t  

M ittlere 
S c h i c h t  

G e h o b e n e  
S c h i c h t  

H o h e  
S c h ic h t  

Cl S t u d i e n a n fä n g e rlin n e n  . A lle S t u d i e r e n d e n  

Quelle: IHS-Sozialerhebung 2002. 

G e s a m t  

Von Studierenden wird in Anmerkungen auf den Fragebögen hauptsächlich die langwierige 

Abwicklung der Förderanträge kriti iert. Darüber hinaus empfmden bestimmte Gruppen die 

Vergabekriterien als ungerecht (vor allem Verheiratete, Studierende mit geschiedenen Eltern, 

Studierende mit mehreren Geschwistern und Studierende, deren Vater seinen Unterhaltsver­

pflichtungen nicht nachkommt). Aus den zahlreichen Kommentaren zum Themenkomplex 

Förderungen lässt sich zudem ein hohes Informationsdefizit in Bezug auf die Förderkriterien 

herauslesen. 

Als Reaktion auf die E inführung der Studienbeiträge (die zum Erhebungszeitpunkt bereits 

zweimal gezahlt wurden) gibt jeweils knapp die Hälfte der Studierenden an, das Studium be-

4 Für die Analysen nach sozialer Herkunft wurde ein Schichtindex aus Bi ldung und Beruf der E ltern gebildet. 
Das Elterneinkommen konnte hierfür nicht berücksichtigt werden, wodurch sich erklärt, dass auch einige Studie­
rende aus hoher Schicht eine Studienbeihi lfe erhalten. 
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schleunigen bzw. die eigenen Rechte an der Hoch chule stärker betonen zu wollen. I m  Schnitt 

schätzen die Studierenden jedoch ihre Gesamtstudiendauer mit etwa 1 4  Semestern in etwa so 

ein, wie sie im Mittel den Absolventlinnlen des Studienjahres 1 999/2000 auch real entsprach, 

so dass dem Wil len zur Beschleunigung offensichtlich faktische Hindernisse entgegen stehen. 

Ebenfal ls knapp die Hälfte der Studierenden verspürt aufgrund der Studienbeiträge einen ge­

stiegenen Finanz- und Zeitdruck. Etwa ein Drittel gibt an, die Erwerbstätigkeit ausgeweitet zu 

haben. Immerhin 28% der Studierenden haben auf die Einfuhrung der Studienbeiträge durch 

eine Reduktion der Studienaktivitäten in ofern reagiert, als sie keine Veranstaltungen mehr 

besuchen, die nicht unmittelbar zum Kemstudium zählen. E inen Einfluss der Studienbeiträge 

auf die Studienfachwahl geben 8% der Studienanfanger/innen an, kaum jedoch Studierende 

ab dem 3 .  Semester (2%). 

Abbi l dung 9: Reaktion auf die Einführung des Studien beitrages 

I 
Beschleunigung des Studiums ,......."""-�.,.J26%,c::;:=:::::.. __ . 30%._._ 

Stärkere Betonung von Rechten 21%E=�!II •••• 

Erhöhter finanzieller Druck 1--'''--'-_ ..... 

Höherer Zeitdruck 20%,E::::::::::r:: •••• 

Eingeschränkter Lebensstandard 

Ausgeweitete Erwerbstätigkeit 

Reduktion der Studienaktivitäten 16%,t=��. 12%_ 

I 
Erhöhte Elternzuwendungen 

Eltern drängen auf Abschluss 

Erwerbstätigkeit reduziert 

Studienwechsel (wg.Jobchancen) 

0% 10% 20% 30% 40% 

Trifft sehr zu • Trifft eher zu 

Quelle: IHS-Sozia lerhebung 2002. 

50% 60% 

Die auf den Fragebögen angefuhrte Kritik zu den Studienbeiträgen bezieht sich in vielen Fäl­

len darauf, dass keine Verbesserungen im Studienalltag zu bemerken sind bzw. sich die Stu­

diensituation sogar verschlechtert habe (z. B .  weniger Lehr- und Prüfungsangebot). Ein weite­

rer häufig genannter Punkt ist, dass Teilzeitstudierende Beiträge in voller Höhe zu leisten ha­

ben. Dies wird neben Berufstätigen vor al lem von Studierenden mit Kind(ern) und Doktorats­

studierenden kritisiert. 
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7. Studiensituation 

Im Kapitel zur Studiensituation werden die Motive für die Aufnahme eines Studiums, der 

Studienfortschritt (Prüfungen, H indernisse und Studiendauer), Studienwechsel und -abbruch, 

das studentische Zeitbudget sowie die Zufriedenheit mit dem Studium analysiert. 

Als wichtigstes Studienmotiv, das fast alle Studierenden tei len, kristall isierte sich dabei das 

Interesse am Studienfach heraus, gefolgt von der Erweiterung des eigenen Horizonts durch 

ein Studium, der Wunsch eine Berufsausbildung zu machen und die eigenen Chancen auf dem 

Arbeitsmarkt zu verbessern. Wissenschafterlin bzw. Forscher/in zu werden, spielte dagegen 

fur zwei Drittel der Studierenden (eher) keine Rolle. H inter diesen Motiven stehen als zentrale 

Faktoren der Wunsch eine (Berufs-)Ausbi ldung zu machen, den etwa die Hälfte der Studie­

renden teil t  bzw. eine berufliche Weiterbi ldung zu absolvieren, was immerhin für fast ein 

Drittel der Studierenden der zentrale Grund für die Aufnahme eines Studiums war. Derzeit 

bildet das Studium fur knapp die Hälfte der Studierenden den Lebensmittelpunkt, für jede/n 

Zehnteln steht es jedoch eher im H intergrund, hauptsächlich wegen der eigenen Berufstätig­

keit oder famil iären B etreuungspflichten. 

Im Wintersemester 200 1 /02 waren gut 90% der Studierenden prüfungsaktiv (haben also zu­

m indest eine Prüfung gemacht bzw. ein Zeugnis erworben) . Dieser Wert hängt stark mit dem 

Ausmaß der Erwerbstätigkeit zusammen, wobei sich zeigt, dass eine Erwerbstätigkeit bis zu 

1 0  Stunden pro Woche noch keinerlei Auswirkungen auf die Prüfungsaktivität hat. H inzu 

kommen Studierende, die anstelle von Prüfungen an Abschlussarbeiten gearbeitet, ein Prakti­

kum absolviert oder für größere Abschlussprüfungen gelernt haben und daher n icht prüfungs­

aktiv, sehr wohl aber studienaktiv waren. Insgesamt betrug der Anteil studienaktiver Studie­

render im Wintersemester 200 1 /02 somit etwa 95%. 
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Abbi ld ung  10: Im WS 2001/02 abgelegte Prüfungen und/oder gemachte Zeugnisse 
nach Geschlecht und Ausmaß der Erwerbstätigkeit 

1 0 0% 9 6 %  
92% 9 0 %  -

8 7 %  8 7 %  r- - 8 6 %  8 7 %  - r- 84% r- -'-- r- 8 0 %  8 0 %  
9 0 %  

r- 74% -
7 3 %  r- - 3 0  

8 0 %  

70% 
62% 

6 0 %  r- 2 5  

5 0 %  20 

� .. -f.. l �  -
V '" 

.. � r--..... � i" a--... 

40% 1 5  

30% 
1 0  

.. .. i..e. i..e. - 1 '- -.. .. -.. 

20% 

1 0 %  

0 %  I I c 

I 
i I .c 

I 
.c 

I 
.c I .c I .c I .c .c .c 

I 
.c .c I I E GO C <:> ." � ." <:> ." :; ." <:> <:> " :Jl l! c ., "I :! "1 "f ... '" ii .. '" .. ;;; '" , 

I GO ... � N N '" " 
E rw e rbstätigkeit pro W o c h e  

L--____ c:::::l
_

A
_

n
_
te

_
i l

_
m it P r ü f u n g e n  -+- Z a h l  d .  P r ü f u n g e n  -- W o c h e n s t u n d e n  d .  P rü fu n g e n  

Quel le: IHS-Sozialerhebung 2002. 

Die meisten Schwierigkeiten haben Studierende mit der Studienorganisation (etwa ein Vier­

tel ), mit den Leistungsanforderungen (etwa jede/r Zehnte) sowie mit der Bewältigung privater 

Probleme (ebenfalls etwa 1 0%). In Zusammenhang mit der Studienorganisation werden als 

Hauptprobleme überfüllte Lehrveranstaltungen, tenninliche Probleme an der Hochschule so­

wie unzureichende Informationen genannt. Diese Punkte werden dabei in erster Linie von 

Studierenden großer universitärer Fachgruppen (Geisteswissenschaften, Medizin, Sozial- und 

Wirtschaftswissenschaften und aturwissenschaften) angefiihrt. Probleme mit den Leistungs­

anforderungen erwähnen insbesondere Studierende der Montanistik und der ( Veteri­

när)Medizin. 

Neben der Erfassung der aktuellen Schwierigkeiten im Studium wurden die Befragten auch 

gebeten, retrospektiv bestimmte Faktoren dahingehend zu bewerten, wie oft Schwierigkeiten 

in diesem Bereich den Studienfortgang behindert haben. Etwa jeweils ein Drittel der Studie­

renden gibt an, im bisherigen Studienfortschritt besonders häufig durch finanzielle Probleme 

oder die eigene Erwerbstätigkeit behindert worden zu sein. Knapp 1 7% führen als zentrales 

Hindernis familiäre Verpfl ichtungen an und rund 1 4% mangelte es nach eigenen Angaben 

öfter an Studienmotivation . 

Frauen haben ihr Studium bisher öfter gewechselt als Männer, ebenso haben AHS­

Maturantlinnlen häufiger gewechselt als B HS-Maturant/inn/en oder Studierende mit anderen 

Fonnen der Studienberechtigung. Frauen weisen auch eine etwas höhere Studienabbruchsnei­

gung auf als Männer ( 1 0% versus 7%). Mit zunehmendem Alter steigt die Abbruchsneigung; 

zudem ist sie unter Studierenden aus niedriger Schicht überdurchschnittlich hoch. Nach Stu­

dienrichtungen zeigt sich, dass die Abbruchsneigung von Studierenden der Rechtswissen-
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schaften, der Technik (an Universitäten) und der Geisteswissenschaften besonders hoch, an 

FR-Studiengängen, der Montanuniversität und den Universitäten der Künste besonders gering 

ist. In Verbindung mit einer Erwerbstätigkeit zeigt sich wiederum, dass die Abbruchsneigung 

bei mehr als 1 0  Stunden Erwerbstätigkeit pro Woche zunimmt. Unter Vollzeiterwerbstätigen 

gibt es einerseits eine Gruppe mit überdurchschnittlich hoher Abbruchsneigung und anderer­

seits Studierende an berufsbegleitenden FR-Studiengängen mit einer besonders niedrigen Ab­

bruchsneigung. Als Rauptgründe für einen möglichen Studienabbruch werden die Studienor­

ganisation, die finanzielle Situation und eine mangelnde Studienmotivation genannt, wobei 

die Finanzen insbesondere von Studierenden aus niedriger Schicht, Studienorganisation und 

mangelnde Motivation vor allem von Studierenden aus hoher Schicht angegeben werden. 

In Summe ergibt sich aus diesem vielschichtigen Bi ld der Studiensituation, dass 1 0% der Stu­

dierenden mit dem Studium sehr zufrieden sind, weitere 39% sind eher zufrieden. Demgegen­

über beizeichnen sich 1 3% als eher unzufrieden und rund 4% sind sehr unzufrieden. Insge­

samt sind Männer zufriedener als Frauen und FR-Studierende ( 80% sehr oder eher zufrieden) 

zufriedener als Universitätsstudierende (46%). 

Abb i l dung  11: Zufriedenheit mit dem Studium insgesamt nach Geschlecht und 
Hochschul institution 
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Quelle: IHS-Sozialerhebung 2002. 
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8. Zeitbudget 

Studierende haben im Schnitt eine 43-Stundenwoche, die sich zu drei Vierteln aus Zeiten für 

das Studium ( Lehrveranstaltungen : 1 3  Stunden; sonstiger Studienaufwand: 1 8  Stunden) und 

zu einem Viertel aus Erwerbstätigkeit ( 1 2  Stunden) zusammensetzt. Der Vergleich des Zeit­

budgets 2002 mit jenem von 1 998 zeigt eine etwas höhere Studienintensität (+ 1 Stunde), 

gleichzeitig aber auch ein etwas höheres Erwerbsausmaß (+ 1 ,4 Stunden) .  

Abbi ld ung  12 :  Durchschnittlicher Zeitaufwand in Stunden pro Woche für 
Studium und Erwerbstätigkeit nach Geschlecht 1998 und 2002 

50 ,------------------------------------------------------------
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Quelle: Sozialerhebung 1998, IHS-Soz ialerhebung 2002. 

Wiederum zeigt sich, dass ab einem Erwerbsausmaß von über 1 0  Stunden die für das Studium 

aufgewendete Zeit eingeschränkt wird. Je niedriger die Herkunftsschicht i st, desto mehr Stun­

den werden für Erwerbsarbeit aufgewendet, jedoch ist der Studienaufwand über alle Her­

kunftsschichten etwa gleich hoch, was zu einer höheren Gesamtarbeitswoche von Studieren­

den aus niedriger sozialer Schicht führt. 
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Abbi l dung  13 :  Zusammenhang zwischen Ausmaß der  Erwerbstätigkeit und 
Zeitaufwand für das Studium bei Studierenden an Universitäten 
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Quelle: IHS-Sozialerhebung 2002, 

Den höchsten studienbezogenen Aufwand an Universitäten haben Studierende der (Veteri­

när)Medizin mit mehr als 40 Stunden pro Woche, aber Studierende in technischen FH­

Studiengängen mit Vollzeitorganisationsform kommen auf fast 50 Wochenstunden Studien­

aufwand. Auch an den anderen F H-Studiengängen liegt das studienbezogene Zeitbudget mit 

mehr als 40 Stunden überdurchschnittlich hoch. Studierende in berufsbegleitenden FH­

Studiengängen weisen demgegenüber d ie  höchste Gesamtarbeitswoche mit  über 60 Stunden 

auf, wovon 1 6  Stunden auf den Besuch von Lehrveranstaltungen und 1 0  Stunden auf sonstige 

Studienaktivitäten entfallen. 

Die H älfte der Studierenden fühlt sich durch den Zeitaufwand für das Studium sehr oder eher 

stark belastet, gar keine Belastung verspüren dagegen nur 2%, während sich 9% eher belastet 

fühlen. Vom Zeitaufwand für Erwerbstätigkeit fühlen sich fast 30% der Studierenden sehr 

oder eher stark belastet. Vor allem von Bedeutung ist jedoch die wahrgenommene zeitliche 

Gesamtbelastung, also die individuelle Kombination aus Zeitaufwand für Studium, Er­

werbstätigkeit und gegebenenfalls auch Kinderbetreuung_ I nsgesamt fühlen sich demnach fast 

zwei Drittel der Studierenden sehr oder eher stark belastet, wenig oder gar keine Belastung 

verspüren dagegen nur 5%. 
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9. Neue Medien im Studium 

An FH-Studiengängen ist der Einsatz von Neuen Medien im Studium deutlich weiter ver­

breitet als an wissenschaftl ichen Univer itäten, noch kaum jedoch an Universitäten der 

Künste . Beispielsweise geben nahezu drei Viertel der FH-Studierenden an, (fast) immer mit 

ihren Lehrenden über E-Mail kommunizieren zu können, an wissenschaftlichen Universitäten 

sind dies weniger als 40%. Unterlagen zu den Lehrveranstaltungen stehen für die H älfte der 

FH-Studierenden (fast) immer über das Internet zum Herunterladen zur Verfügung, an den 

wissenschaftlichen Universitäten für ein Viertel .  Am weitesten verbreitet sind Neue Medien 

unter den universitären Studienrichtungsgruppen in ozial- und wirtschaftswissenschaftlichen 

sowie technischen Fächern, am wenigsten in Medizin, an der Veterinärmedizin sowie in 

künstlerischen Studienfachern. 

Abb i l dung 14: Angebot diverser Neuer Medien im Studium 

Kommunikation mit 
lehrenden über E-Mail r--�---==;==----;-----; 

Download von 
lehrveranstaltungsunterlagen r---=;;;::;:........,...� 

Begleitende Homepage zu 
lehrveranstaltungen 

Eigene Arbeiten auf die 
Homepage der 

lehrveranstaltung stellen 

Diskussionsforen im Internet 
mit Vortragenden und 
Studienkollegenlinnen 

0% 1 0% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 1 00% 

o (fast) immer . manchmal D (fast) nie 

Quelle: IHS-Sozia lerhebung 2002. 

Die studienbezogene Nutzung der Neuen Medien durch die Studierenden ist tei lweise bereits 

sehr intensiv. Nur 3% geben an, Neue Medien nie im Rahmen des Studiums zu nutzen. Fast 

90% setzen E-Mails im Studium ein bzw. verwenden das I nternet für studienbezogene Re­

cherchen. Andere Technologien, wie z .B .  die Präsentation eigener Arbeiten im Internet, der 

Einsatz studienbezogener Software oder die Erledigung von Verwaltungsangelegenheiten 

über das Internet, werden weniger intensiv und dabei etwas mehr von Männern als von Frauen 
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genutzt. Am geringsten ist der Nutzungsgrad - korrespondierend zum geringen Angebot - bei 

Studierenden der (Veterinär)Medizin und Kunst. 

Drei Viertel der Studierenden verfügen über einen privaten Internetzugang und etwa ein 

Viertel hatte im letzten halben Jahr vor der Befragung besondere Ausgaben für studienbezo­

gene Software und/oder Online-Kurse (im Schnitt von 1 00€), die vor allem bei FR-Studieren­

den und Studierenden der Künste im Schnitt überdurchschnittlich hoch waren (0 1 29€ bzw. 

1 74 €). Ebenfalls drei Viertel der Studierenden ehen eine Erleichterung im Studienalltag 

durch den Einsatz Neuer Medien, etwa jede/r Fünfte meint, das Studium würde sich dadurch 

verteuern und 6% halten den Einsatz in ihrer Studienrichtung für überflüssig. 

10. I nternationale Mobilität von Studierenden 

Von den Absolventlinnlen wissenschaftlicher Universitäten des Studienjahres 200010 I hatten 

etwa 30% studienbezogene Auslandserfahrung gemacht. Von den in der Sozialerhebung be­

fragten Studierenden, die sich im Schnitt im neunten Semester befinden, waren bereits 1 4% 

im Ausland. D ieser Anteil unterscheidet sich sehr stark nach Studienrichtungen, wobei von 

den Veterinärmedizinerlinne/n ein Viertel, von Natur- und Rechtswissenschafterlinne/n weni­

ger als 7% Auslandserfahrung vorweisen können. Der Anteil der Studierenden mit Auslands­

erfahrungen ist in bestimmten Bereichen des FR-Sektors (Wirtschaft und Tourismus) über­

durchschnittlich hoch, u.a. weil in einigen Studiengängen verpflichtende Auslandsaufenthalte 

vorgesehen sind. Nach sozialer Rerkunft zeigt sich, dass ein doppelt so hoher Antei l  von Stu­

dierenden aus hoher Schicht einen studienbezogenen Auslandsaufenthalt absolviert hat als 

Studierende aus niedriger Schicht ( 1 8% versus 1 0%). 

Hauptzweck eines Auslandsaufenthaltes war der Besuch von Lehrveranstaltungen (für mehr 

als die Hälfte), gefolgt von der Verbesserung der Fremdsprachenkenntnisse und der Absolvie­

rung eines Praktikums (für je 30%). Hauptziel länder waren Großbritannien, die USA, Frank­

reich und Deutschland, wobei Studierende aus hoher Sch icht überdurchschnittl ich oft in den 

USA waren. F inanziert haben drei Viertel der Studierenden ihren Auslandsaufenthalt unter 

anderem durch eigene Mittel ,  bei mehr als der Hälfte trug die Familie zur Finanzierung bei, 

40% verfügten über ein Stipendium der EU und ein weiteres Viertel über ein Stipendium aus 

Österreich, wobei Stipendien überdurchschnitt l ich oft für Studierende aus niedriger Schicht 

von Relevanz waren. Fast alle Studierenden waren insgesamt mit ihrem Auslandsaufenthalt 

zufrieden, wobei die Studiensituation an der Gastinstitution von allen Aspekten am kritischs­

ten beurteilt wird. 

Für Studierende, die (noch) keinen studienbezogenen Auslandsaufenthalt gemacht haben, 

stellt sich die F inanzierung als größte Barriere dar, die für 60% sehr relevant ist, wobei dieser 

Faktor sehr stark von der sozialen Herkunft abhängt. Mangelnde Informationen über mögliche 
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Förderungen gibt die Hälfte der Studierenden als Hindernis für einen Auslandsaufenthalt an, 

mangelnde Informationen über die Studienmögl ichkeiten im Ausland erwähnen fast 40%. 

Von großer Bedeutung für die internationale Mobilität der Studierenden sind ihre Sprach­

kenntnisse. Al le befragten Studierenden geben an, über Englischkenntnisse zu verfügen, drei 

Viertel schätzen ihre Kompetenz in Wort und Schrift als gut oder sehr gut ein, wobei sich 

Studierende aus höherer sozialer Schicht besser einstufen als Studierende aus niedrigerer 

Schicht. 60% verfügen zumindest über basale Französisch-, ein Drittel über Italienisch- und 

knapp 30% über Spanischkenntnisse. 

Teil C: Die soziale Lage ausgewählter Studierendengruppen 

11. Studierende a n  FH-Studiengä ngen 

Die Situation und die Zusammensetzung der Studierenden an FH-Studiengängen unterschei­

det sich von jener der Studierenden im Universitätssektor durch eine Polarisierung in einer­

seits eine Gruppe von Studierenden, die eher dem Bi ld des/der traditionellen Studierenden 

entspricht Uung, nicht erwerbstätig), und andererseits eine Gruppe von voll im Berufsleben 

integrierten Studierenden. Dafür sind an FH-Studiengängen jene studentischen Lebensformen, 

die sich zwischen diesen bei den Polen befinden und an den Universitäten dominieren, nur 

selten anzutreffen .  Die primäre Begründung dafür l iegt in der spezifischen Organisationsform 

von FH-Studiengängen (Vollzeit bzw. berufsbegleitend), die mit anderen Lebensformen nur 

schwer vereinbar ist. 

Eine weitere Folge der unterschiedlichen Organisationsformen von Universitäten und FH­

Studiengängen sind auch die  damit jeweils verbundenen Studienbedingungen bzw. die Wahr­

nehmung von Problembereichen und H indernissen im Studium. So stellt beispielsweise für 

Studierende im FH-Sektor die Vereinbarkeit von Beruf und Studium ein vergleichsweise ge­

ringes Problem dar, wie auch über Probleme mit der Studienorganisation deutlich seltener 

geklagt wird, dafür ist - insbesondere in berufsbegeleitend organisierten FH-Studiengängen -

die zeitliche Gesamtbelastung ein bedeutenderes Problem. 

Infolge des im Schnitt höheren Erwerbsausmaßes an FH-Studiengängen aufgrund des Aus­

baus der berufsbegleitenden Studiengänge in den letzten Jahren ergeben sich in den wesentli­

chen Lebensbedingungen Unterschiede zwischen Studierenden an FH-Studiengängen und 

Universitäten. So verfügen Studierende an FH-Studiengängen über ein höheres monatl iches 

Gesamtbudget (0 1 .099€), das auch zu einem höheren Anteil aus Erwerbstätigkeit bestritten 

wird (zu 50%). Unter FH-Studierenden spielt der Aus- und Weiterbildungscharakter des Stu-
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diums eine größere Rolle, der studienbezogene Zeitaufwand ist deutl ich höher und die erwar­

tete Gesamtstudiendauer wesentlich niedriger. Trotz der hohen zeitlichen Gesamtbelastung 

sind jedoch Studierende an FH-Studiengängen mit dem Studium insgesamt deutlich zufriede­

ner als Studierende an Universitäten und denken seltener an einen Studienabbruch. 

Die unterschiedlichen Lebenssituationen von Studierenden an Universitäten und F H­

Studiengängen zeigen sich auch in der Förderquote : 42% der Studierenden an einem Vollzeit­

FH-Studiengang erhalten staatliche Studienförderung, jedoch nur 22% der Studierenden an 

wissenschaftl ichen Universitäten. Doch auch andere Förderungen (von privaten Unterneh­

men, durch Bundesland oder Gemeinden usw.)  spielen bei FH-Studierenden eher eine Rolle. 

12. 5tudienbeihi lfen bezieher/in nen 

Im Bericht zur sozialen Lage der Studierenden wird besonders ausführlich auf die Situation 

der Bezieher/innen einer Studienbeihilfe eingegangen. Insgesamt erhalten 23,3% der Befrag­

ten eine Studienbeihilfe ( ink! .  Studierende, die nur einen Studienzuschuss als Ersatz des Stu­

dienbeitrags erhalten) . Überdurchschnittlich hoch i t dabei die Bezugsquote - entsprechend 

den Förderkriterien - unter jüngeren Studierenden, unter Studierenden aus niedriger sozialer 

Schicht sowie unter Studierenden, deren Eltern über ein maximales (Netto-)Einkommen von 

2 .500€ verfügen. Nach regionaler Herkunft zeigen sich teilweise deutliche Unterschiede in 

der Bezugsquote, während der Antei l  unter Studierenden aus Wien bei 1 3% l iegt, erhält fast 

ein Drittel der Studierenden aus Kärnten oder Oberösterreich eine Studienbeihilfe, was haupt­

sächl ich durch die spezifischen Förderrichtlinien für "auswärtige" Studierende bedingt ist. Im 

Schnitt sind Beihilfenbezieherlinnen etwa drei Jahre j ünger als Studierende ohne Studienbei­

hilfe. Frauen erhalten etwas öfter eine Studienbeihilfe als Männer (25 , 1  % versus 2 1 ,5%). 

Im Vergleich zur Vorgängererhebung 1 998 stieg die Förderquote um 3,3 Prozentpunkte an 

(von 20% auf 23,3%). Von diesem Anstieg profitierten Männer etwas stärker als Frauen, wo­

bei Studierende Mütter ebenfal ls einen Anstieg der Förderquote verzeichnen konnten. S tudie­

rende an Universitäten der Künste bzw. Studierende, deren Vater Freiberufler oder Unter­

nehmer ist, sowie Studierende, die im näheren Umkreis vom Hochschulort leben (zwischen 

30 und 50 km entfernt), weisen überdurchschnittl iche Anstiege der Förderquoten auf. 

Studienbeihilfenbezieherlinnen wohnen häufiger (noch) bei ihren Eltern als Nicht­

Beihilfenbezieherlinnen, ansonsten wählen sie überdurchschnittlich oft bill igere Wohnformen 

wie Studentlinnlenheime oder Wohngemeinschaften und weisen auch in allen Wohnformen 

niedrigere Wohnkosten auf. Etwa ein Drittel der Beihilfenbezieherlinnen ist laufend während 

des Semesters erwerbstätig (allerdings in geringem Ausmaß), weitere 1 9% arbeiten gelegent­

lich während des Semesters, oder mit anderen Worten, die Hälfte der Beihilfenbezieherlinnen 

8 5  

III-31 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 03 Materialien zur soz. Lage d. Studierenden 2003 (gescanntes Original)84 von 106

www.parlament.gv.at



ist während der Vorlesungszeit nicht erwerbstätig, während dies nur auf 29% der Nicht­

Beihilfenbezieherlinnen zutrifft. 

Im Durchschnitt betrug die Beihilfe im Sommersemester 2002 etwa 375€ und deckte damit 

40% des Gesamtbudgets der Beihilfenbezieherlinnen ab. Je älter die Beihi lfenbezieherlinnen 

sind, desto höher ist die durchschnittliche Beihilfe, was auf höhere Stipendien für N icht­

Eltemwohner/innen und Selbsterhalterlinnen zurückzuführen ist. Studierende aus niedriger 

sozialer Schicht erhalten eine um ein Viertel höhere Studienbeihilfe als die wenigen Studie­

renden aus hoher Schicht, die eine Beihilfe erhalten. 

Das durchschnittliche Gesamtbudget der Studienbeihilfenbezieher/inne/n ist mit 920€ um 

etwa 1 5% niedriger als das der Studierenden ohne Beihilfe. Abgesehen von der Studienbeihil­

fe tragen Zuwendungen der Eltern knapp 30% und Einkommen aus eigener Erwerbstätigkeit 

knapp 20% zum Gesamtbudget bei. Im Vergleich dazu macht die eigene Erwerbstätigkeit bei 

N icht-Beihi lfenbezieherlinne/n etwa die Hälfte des Gesamtbudgets aus . Auch die Lebenshal­

tungskosten der Beihi lfenbezieherlinnen sind mit rund 930€ um 1 4% n iedriger als die der 

Nicht-Beihilfenbezieher/innen. 

Abb i l dung  15 :  Zusammensetzung und Struktur des Gesamtbudgets nach Hauptfinan­
zierungsquel len und Studienbeihi lfenbezug 

1.200 ( ,----------------

1.000 € +------ -----11 

800 € t---r-1------

600 € 

400 € t---.-I-----j 

200 € 

231 € 
144 € 

Beihitfen- Nicht-Beihilfen-

bezieherinnen bezieherinnen 

210 € 

Alle 

o Familie (Eltern, Partnerin, Verwandte) 

• Erwerbstätigkeit (ink!. Ferialjob) 

• Sonstige Geldeinnahmen 

Quelle: IHS-Sozialerhebung 2002. 

BeihIlfen­

bezieherinnen 

Nicht-Beihllfen­

bezieherInnen 

o Naturalleistungen d. Familie 

o Studienbeihilfe (ink!. Studienzuschuss) 

Alle 

Beihilfenbezieherlinnen sind überdurchschnittl ich prüfungs akt iv (96% versus 85% der N icht­

Beihilfenbezieherlinnen), weisen eine höhere Studienmotivation und eine geringere Studien­

abbruchsintention auf, zudem haben sie einen um fast sieben Stunden höheren Zeitaufwand 

für ihr Studium und um 9 Stunden weniger Erwerbsaufwand. Daher fühlen sie sich auch we­

niger durch Erwerbstätigkeit in ihrem Studienfortschritt behindert, allerdings empfinden sie 
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ihre zeitliche Gesamtbelastung als gleich hoch wie ihre Kolleglinnlen ohne Studienbeihilfe. In 

Summe erwarten Beihilfenbezieherlinnen eine um 3 ,3 Semester niedrigere Studiendauer und 

es zeigt sich ebenfalls eine große Differenz gegenüber Nicht-Beihilfenbezieherlinne/n hin­

sichtlich des Stellenwerts, den das Studium einnimmt: Für nahezu zwei Drittel der Beihi lfen­

bezieherlinnen bildet das Studium den Lebensmittelpunkt - bei Studierenden ohne Beihilfe 

trifft das auf weniger als 40% zu. 

Der Anteil der Studierenden mit Auslandserfahrung ist unter den Beihilfenbezieherlinne/n nur 

halb so hoch wie unter den Nicht-Beihilfenbezieher/inne/n - jedoch spielt hier vor al lem der 

Altersunterschied eine Rolle. Dennoch zeigen sich auch sonst markante Unterschiede: Beihil­

fenbezieherlinnen gehen eher ins benachbarte europäische Ausland, ihr Auslandsaufenthalt ist 

überdurchschnittl ich oft durch Stipendien finanziert und rur Beihilfenbezieherlinnen, die 

(noch) keinen studienbezogenen Auslandsaufenthalt hatten, stellt die finanzielle Belastung 

eine wesentlich relevantere Barriere dar. 

13.  Studieren mit Kind 

Knapp 1 1 % der Studierenden haben ein oder mehrere Kind(er), d.h. der Anteil der Studieren­

den mit Kind(ern) hat ich seit dem Vorgängerbericht leicht verringert. Von den Männern hat 

jeder Zehnte ein Kind, von den Frauen 1 1 ,5%. Rund jede vierte studierende Mutter ist Al lein­

erzieherin .  Studierende mit Kind sind im Schnitt elf Jahre älter als Studierende ohne Kind. 

8 1  % der Väter sind während des ganzen Semesters erwerbstätig ebenso wie 57% der M ütter 

bzw. rund 70% der Alleinerzieherinnen.5 

Der zeitl iche Aufwand rur das Studium ist bei Studierenden mit Kind(ern) um ein Drittel ge­

ringer als bei Studierenden ohne Kind, wobei insbesondere die Präsenzzeiten an den Hoch­

schulen unterdurchschnittlich sind. 1 1  % der M ütter (4% der Väter) besuchen wegen ihres 

Betreuungsaufwandes die Hochschule derzeit gar nicht. Den geringsten Studienaufwand wei­

sen Alleinerzieherinnen auf, die jedoch fast doppelt so viele Stunden pro Woche erwerbstätig 

sind wie Frauen ohne Kind. M änner mit Kind(ern) haben einen fast dreimal so hohen Er­

werbsaufwand wie Männer ohne Kind und sind in überdurchschnittlichem Maß vollzeiter­

werbstätig. Mütter wenden pro Woche fast 60 Stunden fur Kinderbetreuung auf (Väter 20 

Stunden). Somit weisen sowohl Väter wie M ütter eine deutlich überdurchschnittliche zeitliche 

Gesamtbelastung auf, die bei Müttern 9 1  Stunden, bei Vätern 72 bzw. bei Alleinerzieherinnen 

89 Stunden beträgt. Daher ist es auch nicht verwunderl ich, dass die subjektiv empfundene 

zeitliche Gesamtbela tung ( Studium, Erwerbstätigkeit und Kinderbetreuung) bei Studierenden 

mit Kind(ern) wesentlich höher ist als bei Studierenden ohne Kind. 

5 Tn der Sozialerhebung 2002 wurden ausschließlich alleinerziehende Mütter erfasst, es fand sich kein allein­
erziehender Vater, daher bezieht sich der Begriff Al leinerzieherin in diesem Bericht auf Frauen. 
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Abb i l dung  16: Durchschnittlicher Zeitaufwand in Stunden pro Woche für Studium, 
Erwerbstätigkeit und Kinderbetreuung nach Geschlecht 

1 0 0 ,0 .--------------------------------
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Que l le: IHS-Soz ia lerhebung 2002. 

Das Gesamtbudget von Studierenden mit Kind(ern) ist mit rund 1 .560€ etwa um die Hälfte 

höher als bei Studierenden insgesamt. Den wichtigsten E innahmeposten stellt das Er­

werbseinkommen dar, jedoch trägt es bei Vätern und Alleinerzieherinnen fast zwei Drittel, bei 

Müttern knapp ein Drittel zum Gesamtbudget bei . Rund 1 6% der Studierenden mit Kind ha­

ben Einnahmen aus Studienbeihilfe. Im Vergleich zu Studierenden ohne Kind tragen weitere 

Transferleistungen, wie Famil ienbeihilfe und Kindergeld, im Ausmaß von durchschnittlich 

1 50€ (also etwa 1 0%) zum Gesamtbudget bei . Die Lebenshaltungskosten betragen im Schnitt 

1 .6 1 0€, wobei Männer und Alleinerzieherinnen Gesamtkosten von über 1 . 800€ aufweisen. Im 

Vergleich zu Studierenden ohne Kind sind insbesondere Kosten für Wohnung, Ernährung, 

Verkehrsmittel, Kredite und Unterhaltszahlungen teilweise deutlich höher. Kosten für Kin­

derbetreuung haben etwas mehr als ein Drittel der Studierenden mit Kind, im Durchschnitt in 

einer Höhe von 1 50€ pro Monat. 

Aufgrund ihres hohen Betreuungs- und/oder Erwerbsaufwandes sind Studierende mit 

Kind(ern) auch weniger prüfungsaktiv, dennoch haben 82% der Väter, 78% der Mütter bzw. 

73% der Alleinerzieherinnen im WS 200 1 /02 zumindest ein Zeugnis erworben. Insgesamt 

schätzen sie, bis zum Studienabschluss etwa drei Semester mehr zu benötigen als der Durch­

schnitt ihrer Kolleg/innlen. Eine überdurchschnittlich hohe Studienmotivation weisen dabei 

insbesondere Frauen mit Kind(ern) auf. 

Mütter nutzen überdurchschnittlich häufig die Neuen Medien im Studium, haben zu einem 

überdurchschnittlich hohen Anteil einen privaten Internetanschluss und dadurch auch deutlich 

höhere Ausgaben für studienbezogene Software bzw. Online-Kurse als Studierende ohne 
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Kind. Besonders hoch ist mit zwei Dritteln der Anteil von Müttern, die Online­

Lehrveranstaltungen besuchen, so sie ein solches Angebot kennen. Frauen ohne Kind nutzen 

derartige Angebote nur zu einem Drittel. 

14. Gesundheitl ich beei nträchtigte Studierende 

Im Rahmen der Sozialerhebung 2002 wurde erstmals eine Frage nach dem Vorliegen einer 

Behinderung, chronischen Krankheit oder sonstigen gesundheitlichen Beeinträchtigungen von 

Studierenden aufgenommen, d.h. es ist erstmals möglich, den Antei l  der betroffenen Studie­

renden abzuschätzen und deren spezifische Studiensituation zu analysieren. Um nähere In­

formationen über Art und Ausmaß der Beeinträchtigung, studienspezifische Probleme oder 

Bedürfn isse für diese Gruppe zu erheben, wurde dem Fragebogen zur sozialen Lage der Stu­

dierenden ein zusätzl icher Fragebogen für die Gruppe der gesundheitlich beeinträchtigten 

Studierenden beigelegt, der diese Themen abdeckt. 6 

I nsgesamt geben 1 1 ,9% al ler Studierenden7 gesundheitl iche Beeinträchtigungen an - 1 % der 

Studierenden bezeichnet sich selbst als behindert, 7,6% als chronisch krank und 3,3% weisen 

sonstige gesundheitliche Beeinträchtigungen auf. Die häufigsten Beeinträchtigungen sind Al­

lergien und Atemwegserkrankungen (53%), chronische Krankheiten (22%) sowie psychische 

Erkrankungen und Sehbeeinträchtigungen (je 1 5%). 

Der Anteil von Studierenden mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen an Universitäten l iegt 

bei 1 1  ,9%, variiert jedoch zwischen den einzelnen Universitäten deutlich. So sind Studierende 

mit gesundheitl ichen Beeinträchtigungen an den Universitäten Salzburg, Linz und Graz über­

repräsentiert, an der TU Graz oder Universität Klagenfurt jedoch deutl ich unterrepräsentiert. 

Behinderte unterscheiden sich von den sonstig beeinträchtigten Studierenden wie auch von 

Studierenden ohne Beeinträchtigung durch ein höheres Durchschnittsalter (sie sind im Schnitt 

33 Jahre alt), einen höheren Antei l  an Elternwohnerlinnen und einen höheren Anteil von Stu­

dierenden, die nicht erwerbstätig  sind. 

Studierende mit gesundheitl ichen Beeinträchtigungen verfügen über ein etwas geringeres Ge­

samtbudget als Studierende ohne Beeinträchtigung. Sie erhalten in geringerem Ausmaß eine 

Studienbeihi lfe ( 1 7% versus 2 1  %) und werden zu einem höheren Anteil durch die Familie 

finanziert (39% versus 29%). Bezüglich der Ausgabenstruktur zeigen sich nur geringe Unter-

6 Ergänzend zur Sozialerhebung 2002 (Zufallsstichprobe) wurde eine Zusatzerhebung unter gesundheitlich 
beeinträchtigten Studierenden, die Studienbeihilfe beziehen und/oder den Behindertenbeauftragen an Universi­
täten bekannt sind, durchgeführt. Auf Basis der Ergebnisse der Zufallsstichprobe und der Zusatzerhebung wird 
ein ausführlicher Bericht zur sozialen Lage gesundheitlich beeinträchtigter Studierender erstellt. Die im Rahmen 
des Berichts zur sozialen Lage der Studierenden präsentierten Ergebnisse beziehen sich ausschließlich auf die 
Zufallsstichprobe. 
7 Die Ausführungen zur Situation gesundheitlich beeinträchtigter Studierender basieren auf den Angaben von 
Studierenden im Erst-, Doktorats- und Zweitstudium. 
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schiede zwischen Studierenden mit und ohne Beeinträchtigung, abgesehen von Kosten für 

Gesundheit, die bei 78% der Studierenden mit Beeinträchtigung, aber nur 59% der Studieren­

den ohne Beeinträchtigung anfal len und mit einem höheren Durchschnittsbetrag zu B uche 

schlagen (47€ versus 29€ im Monat). Ein Drittel der gesundheitlich beeinträchtigten Studie­

renden hat größere finanzielle Belastungen aufgrund der Beeinträchtigung, wobei hier insbe­

sondere Kosten für spezielle Medikamente, Behandlungen, Therapien sowie Ernährungskos­

ten genannt werden. 

Studierende mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen sind in etwas geringerem Ausmaß prü­

fungsaktiv und jene, die keine Prüfungen gemacht haben, führen dies zu einem Drittel auf 

gesundheitliche Probleme zurück. Im Vergleich zu Studierenden ohne gesundheitliche Prob­

leme treffen für gesundheitlich beeinträchtigte Studierende jene Probleme deutl ich öfter zu, 

die eher den persönlichen Bereich betreffen - wie z .B.  Erfül lung der Leistungsanforderungen, 

Lem- und Arbeitsschwierigkeiten, private Probleme, Unsicherheiten und Ängste, wobei be­

hinderte Studierende verstärkt betroffen sind. Auffallend ist, dass Behinderte im Vergleich zu 

chronisch kranken oder sonstig beeinträchtigten Studierenden deutl ich seltener organisatori­

sche oder studienbezogene Probleme angeben. E ine mögliche Erklärung könnte darin l iegen, 

dass bei behinderten Studierenden die Beeinträchtigung "offensichtl ich" ist und daher auch 

eher darauf Rücksicht genommen wird, als dies bei chronischen Krankheiten und anderen 

gesundheitlichen Beeinträchtigungen der Fall ist. 

1 2% der betroffenen Studierenden sehen sich aufgrund ihrer Beeinträchtigung sehr stark oder 

stark im Studium beeinträchtigt, für 37% hat die gesundheitliche Beeinträchtigung keinen 

Einfluss auf den Studienalltag. Überdurchschnittl ich beeinträchtigt sind Studierende mit psy­

chi schen oder chronischen Krankheiten, wobei hier primär körperl iche Probleme (z.B .  

Schmerzen, Krankheitsschübe) genannt werden, gefolgt von Problemen mit  der Studienorga­

nisation (z .B.  Anwesenheitspflicht, Anmeldeverfahren). 

Studierende mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen denken öfter an einen Studienabbruch 

als Studierende ohne Beeinträchtigung, wobei dies verstärkt mit finanziellen Problemen be­

gründet wird. Studierende mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen haben auch zu einem 

deutlich höheren Anteil bereits einen Studienwechsel vollzogen als nicht beeinträchtigte Stu­

dierende. Mehr als jede/r zweite Studierende mit Behinderung hat einen Studienwechsel hin­

ter sich. Wenn davon ausgegangen wird, dass Studienwechsel häufig eine "Korrektur" einer 

getroffenen Entscheidung darstellt, die entweder auf Basis unzureichender Informationen oder 

falscher Vorstel lungen getroffen wurde, so weist dieser hohe Antei l  von Studienwechs­

lerlinne/n unter Studierenden mit Behinderung auf einen erhöhten Beratungsbedarf im Zuge 

der Studienwahlentscheidung hin. 

Welche Maßnahmen würden gesundheitlich beeinträchtigten Studierenden nun den Studien­

alltag erleichtern? Am häufigsten werden - vor al lem von Studierenden mit psychischen oder 
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chronischen Krankheiten - Veränderungen in der Studienorganisation genannt ( insbesondere 

im Zusammenhang mit Prüfungen - Tennine, Prüfungsmodus) sowie besseres Verständnis 

von Seiten der Lehrenden eingefordert. Finanzielle Förderungen würden rund einem Fünftel 

der gesundheitlich beeinträchtigten Studierenden den Studienal ltag erleichtern . Verbesserte 

Beratungsangebote erwähnen am häufigsten chronisch Kranke. Technische Hi lfsmittel wer­

den insbesondere von körperlich beeinträchtigten Studierenden genannt, spezielle Servicean­

gebote und Internetseiten der H ochschule wären dagegen insbesondere für sehbeeinträchtigte 

Studierende eine Erleichterung des Studienalltags. 

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass die Analyse der Situation jener gesundheitlich 

beeinträchtigten Studierenden, die es an die H ochschulen "geschafft" haben, die Frage nach 

den Zugangsbarrieren an die Hochschulen j edoch offen lässt, der j edenfall s  in weiterführen­

den Untersuchungen nachgegangen werden sol lte. Eine genauere Analyse der für bestimmte 

Gruppen von Behinderten im Studienalltag bestehenden H indernisse und Probleme sowie die 

von Betroffenen selbst vorgeschlagenen Lösungsansätze können einen ersten Schritt in diese 

Richtung darstellen. Gleichzeitig zeigt diese erste Analyse, dass insbesondere jene Studieren­

den, deren gesundheitliche Beeinträchtigung nicht offensichtlich ist (z .B.  chronische oder 

psychische Krankheiten), überdurchschnittlich häufig mit Problemen im Studienalltag kon­

frontiert sind. H ier gilt es, bewusstseinsbi ldende Maßnahmen zu schaffen und die Rahmenbe­

dingungen für diese Zielgruppe zu adaptieren. 

15.  Studierende i m  Zweit- oder Doktoratsstudium 

9% der befragten Studierenden haben schon ein Studium abgesch lossen und studieren nun ein 

zweites Fach oder ein Doktoratsstudium. Innerhalb der Studierenden im Zweitstudium zeigt 

sich eine Polarisierung in eine Gruppe jüngerer Studierender, die nach dem Magisteri­

um/Diplomstudium ein weiteres Studium absolvieren, und eine Gruppe von Seniorenstudie­

renden. Demgegenüber sind die Doktoratsstudierenden deutl ich jünger. Unter Studierenden 

im Doktoratsstudium sind Frauen deutlich unterrepräsentiert (Frauenanteil 43%), demgegen­

über ist das Zweitstudium eher frauendominiert (Frauenanteil 5 5%). Schichtspezifische Un­

terschiede zeigen sich vor allem im Vergleich zu Studierenden im Erststudium - und zwar 

sind Studierende aus niedriger Schicht im Doktorats- oder Zweitstudium deutl ich seltener 

anzutreffen, während Studierende aus hoher Schicht überrepräsentiert sind. Doktoratsstudie­

rende sind eher an wis enschaftlichen U niversitäten anzutreffen, während Studierende im 

Zweitstudium überdurchschnittl ich oft an Uni ver itäten der Künste studieren. Studierende im 

Doktorats- oder Zweitstudium verfügen deutlich öfter als Studierende im Erststudium über 

eine AHS-Matura. 
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Studierende im Doktorats- oder Zweitstudium sind im Schnitt deutl ich älter als Studierende 

im Erststudium und haben daher auch häufiger bereits eine eigene Familie (so haben z .B .  1 9% 

bereits Kinder) . D.h .  auch der Antei l  der Erwerbstätigen l iegt deutlich höher, wobei Art und 

Ausmaß schon einer "regulären" Erwerbstätigkeit entsprechen. Studierende im Doktorats­

oder Zweitstudium verfügen daher auch über ein deutlich höheres Gesamtbudget (rund 

1 .600€) bei dem Naturalleistungen eine deutlich geringere Rol le spielen. 

Studierende im Doktorats- oder Zweitstudium erhalten kaum eine staatl iche Studienbeihilfe 

(6% bzw. 2%), al lerdings spielen andere Stipendien tendenziell eine größere Rolle. N ichts­

destotrotz liegt der Anteil derer, die keinerlei Förderungen beziehen, fast doppelt so hoch wie 

im Erststudium. 

Das Zeitbudget von Studierenden im Zweit- oder Doktoratsstudium unterscheidet sich von 

jenen im Erststudium primär durch das höhere Erwerbsausmaß, was zu einem etwas redu­

zierten studienbezogenen Zeitaufwand und einer höheren zeitlichen Gesamtbelastung führt. 

Für Studierende im Zweit- oder Doktoratsstudium bildet das Studium nicht mehr den Le­

bensmittelpunkt, sondern ist gleich wichtig wie andere Lebensbereiche oder aber schon eher 

in den H intergrund gerückt. Sie sind jedoch deutlich zufriedener mit dem Studium, und insbe­

sondere Doktoratsstudierende denken seltener an einen Studienabbruch. 

Teil D: Zusammenfassende Darstellung der sozialen Situation 

16. Heterogenität der Studierenden - Verä nderungen 1998-2002 

In der Zusammenfassung des Vorgängerberichts wurden 14 Gruppen von Studierenden unter­

schieden und in weiterer Folge näher analysiert, um die Heterogenität innerhalb der Studie­

rendenschaft verdeutlichen und beispielhaft die jeweil igen Studien- und Lebensbedingungen 

diskutieren zu können. Es stellt sich nun die Frage, wie sich die quantitative Bedeutung und 

die Studien- und Lebenssituation dieser Gruppen in den letzten Jahren verändert haben. Zu 

beachten ist, dass sich die Definitionen dieser Gruppen überlappen, einzelne Studierende also 

in mehreren Subgruppen vertreten sein können. 

Wird jeweils der Anteil der einzelnen Gruppen an der Gesamtstudierendenschaft für 1 998 und 

2002 verglichen (siehe Tabelle 3), so spiegeln sich in den Ergebnissen die strukturellen Ver­

schiebungen der letzten Jahre wider. So ist beispielsweise auffallig, dass insbesondere die 

Gruppe der Studierenden mit einer Erwerbstätigkeit während des Semesters, die über der Ge­

ringfugigkeitsgrenze liegt, aber keine Vollzeitbeschäftigung darstellt, zugenommen hat. 
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Gleichzeitig ist der Anteil der "traditionellen Studierenden", d.h. Studierende, die während 

des Semesters maximal in geringfügigem Ausmaß erwerbstätig sind und entweder bei den 

Eltern oder in sogenannten "typisch studentischen Wohnformen" leben (Student/innlenheim 

oder Wohngemeinschaft), auf gut ein Drittel zurückgegangen. Zudem hat sich jedoch auch in 

einigen Gruppen die Struktur aufgrund der Entwicklungen der letzten Jahre, wie Z .B .  der 

Ausbau des FH-Sektors und insbesondere der Angebote an berufsbegleitenden Studiengängen 

oder die Ausweitung der Studienförderung, etwas verschoben. 

In den beiden Gruppen "traditionelle Studierende", d.h. Studierende mit maximal gering­

fügiger Erwerbstätigkeit, die entweder bei den Eltern oder in einer Wohngemeinschaft bzw. 

einem Studentlinnlenheim wohnen (Gruppe 1 und 2), zeigen sich keine nennenswerten struk­

turellen Veränderungen gegenüber 1 998.  Einzig das Ausmaß der Erwerbstätigkeit ist in bei­

den Gruppen etwas angestiegen und l iegt nunmehr bei 4,6 bzw. 3 ,0 Stunden pro Woche. Die­

sen beiden Gruppen kommt also geringere quantitative Bedeutung zu, qualitativ hat sich an 

deren Situation jedoch kaum etwas verändert. 

Anders stellt sich die Situation bei den "Eigen- und Fremdfinanzierten" dar (Gruppe 3 und 4) .  

H ier kam es zwar nur zu leichten Veränderungen in der geschlechtsspezifischen Zusammen­

setzung, al lerdings ist bei den Eigenfinanzierten der Anteil der Studierenden mit Kind(ern) 

von 23% auf 1 6,3% zurückgegangen, bei den Fremdfinanzierten - wohl aufgrund der ver­

stärkten Förderung von studierenden Müttern - von 7,6% auf 1 1 ,4% ge tiegen. Gleichzeitig 

ist unter den E igenfinanzierten trotz eines höheren Erwerbsausmaßes (3 1 ,4 versus 26,8 Stun­

den pro Woche) der Anteil der Studienaktivität gestiegen, unter den Fremdfinanzierten leicht 

gesunken. 

Deutl ich verändert hat sich dagegen die Struktur der "Vol lzeiterwerbstätigen" (Gruppe 5) ,  

auch wenn sich deren quantitative Bedeutung nur geringfugig erhöht hat. H ier ist zum einen 

der Frauenanteil deutlich gestiegen (39% versus 25 ,8%), aber auch der Anteil der Studieren­

den an FH-Studiengängen ist weit überdurchschnittlich angestiegen und liegt nunmehr bei 

20,3%. Das durchschnittliche Erwerbsausmaß in dieser Gruppe ist um 2 Stunden zurück­

gegangen und liegt im Jahr 2002 bei 43,3 Stunden pro Woche. Gleichzeitig hat sich der Zeit­

aufwand für das Studium von 1 0,3 Stunden auf 1 7,9 Stunden pro Woche erhöht. Rier zeigt 

sich deutl ich der Ausbau des Angebots an berufsbegleitenden FR-Studiengängen. 

Etwa jede/r vierte Studierende zählt zur den "Teilzeiterwerbstätigen" (Gruppe 6), jene Gruppe 

die quantitativ am stärksten an Bedeutung gewonnen hat. H ier ist ebenfalls der Frauenanteil 

deutlich angestiegen (von 4 1 , 1 %  auf 54,8%), gleichzeitig aber auch der Anteil der Beihilfen­

bezieherlinnen sowie der Studierenden mit Kind(ern). Auffal lend ist jedoch, dass in dieser 

Gruppe der durchschnittliche Zeitaufwand für das Studium von 20,8 Stunden pro Woche auf 

27, 1 Stunden gestiegen ist und das Erwerbsausmaß leicht reduziert wurde (von 20,8 Stunden 
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auf 1 9,5 Stunden pro Woche). Ln diesen Veränderungen spiegeln sich die Veränderungen im 

Bereich der Studienförderung wider (z. 8 .  Erhöhung der Zuverdienstgrenzen) .  

Ebenfalls an quantitativer Bedeutung gewonnen hat d ie  Gruppe der Studierenden mit  alter­

nativem H ochschulzugang (Gruppe 7) .  Ihr Umfang hat sich von 5,5% auf 9,8% vergrößert 

und damit fast verdoppelt. Auffallend ist, dass sich hier zwar Veränderungen in der Zusam­

mensetzung der Gruppe zeigen, aber keine Unterschiede im H inblick auf Zeitbudget oder AI­

tersstruktur. In  dieser Gruppe ind zwar deutl ich mehr Frauen anzutreffen, aber gleichzeitig 

auch weniger Beihilfenbezieherlinnen und Studierende mit Kind(ern) als 1 998.  

Studierende, die vor dem Studium erwerbstätig waren und auch während des Studiums arbei­

ten (Gruppe 8), stel len nach wie vor rund 1 0% al ler Studierenden. Hier ist im Vergleich zu 

1 998 der Frauenanteil etwas ange tiegen, der Ante i l  der Studierenden an F H-Studiengängen 

hat jedoch deutlich zugenommen (von 3 ,9% auf 1 9, 1  %).  Der Anteil der Beihilfenbezieher­

linnen hat sich verdoppelt, jener der Studierenden mit Kind(ern) ist um ein Drittel zurück­

gegangen. Auch hier schlägt sich wiederum die Expansion des FH-Sektors nieder. 

Die Gruppe der Studierenden Mütter (Gruppe 9) ist nahezu gleich groß wie 1 998, al lerdings 

l iegt der Antei l  der Beihilfenbezieherlinnen jetzt höher ( 1 6, 1 %  versus 1 1 ,7%), auch wenn 

dieser Wert immer noch unter dem Gesamtdurchschnitt liegt. Demgegenüber ist die Gruppe 

der Studierenden Väter (Gruppe 1 0) leicht zurückgegangen und innerhalb dieser Gruppe der 

Antei l  der Beihilfenbezieher von 1 6,7% auf 1 3 ,6% gesunken. In beiden Gruppen ist weiters 

das Durchschnittsalter deutlich angestiegen : von rund 33 Jahren auf rund 36 Jahre. 

Dem allgemeinen Trend entspricht auch, dass die Gruppe der Studierenden mit hoher Studien­

intensität (Gruppe 1 1 ) leicht zugenommen, jene mit geringer Studienintensität (Gruppe 1 2 ) 

dagegen abgenommen hat. Während sich an der Struktur in der Gruppe der Studierenden mit 

mindestens 35 Stunden studienbezogenem Zeitaufwand pro Woche kaum etwas verändert hat 

(primär F H-Studierende, mehr Männer al Frauen, überdurchschnittlicher Anteil an Beihilfen­

bezieherlinne/n), hat sich die Zusammensetzung der Gruppe von Studierenden mit geringer 

Studienintensität stark verändert. Haben 1 998 noch eher berufstätige Männer mit Kindern 

diese Gruppe dominiert, so sind e nunmehr primär Frauen mit Kind(ern). D .h .  der Frauenan­

tei l  ist von rund 45% auf 5 1  % gestiegen, das Ausmaß der Erwerbstätigkeit von 29 Wochen­

stunden auf 26 gesunken, gleichzeitig ist aber der Antei l  der Studienaktiven von 76% auf 84% 

gestiegen. Neben Frauen mit Kind(ern) sind in dieser Gruppe nunmehr auch mehr ältere Stu­

dierende anzutreffen, das Durchschnittsalter ist von 29 auf 32 Jahre gestiegen. 

Strukturelle Verschiebungen nach dem Geschlecht haben sich auch bei den Gruppen der Stu­

dierenden aus bi ldungsfernem und bildung nahem Elternhaus ergeben (Gruppe 1 3  und 1 4) .  In 

der Gruppe der Studierenden aus bi ldungsfernem E lternhaus mit niedrigem E lterneinkommen 

ist der Frauenantei l von 44% auf 55% gestiegen, während er bei Studierenden aus hoher 

Schicht von 49% auf 40% zurückgegangen ist. Studierende aus bildungsferner Schicht sind 
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nunmehr im Schnitt zwei Jahre älter und in  höherem Ausmaß erwerbstätig ( 1 5,9 Stunden pro 

Woche versus 1 3  ,5)  und weisen eine leicht gesunkene Studienaktivität auf (9 1 ,8% versus 

94,0%). Der Antei l  der Studierenden mit Kind(ern) l iegt - wie schon 1 998 - doppelt so hoch 

wie im Schnitt über al le Studierenden. Demgegenüber ist in der Gruppe der Studierenden aus 

bildungsnahem E lternhaus mit hohem Einkommen n icht nur der Frauenantei l  gesunken, son­

dern auch der Anteil der Studierenden mit Kind(em) von 20,8% auf 1 ,6% zurückgegangen. 

An der Altersstruktur und dem Ausmaß der Erwerbstätigkeit hat sich kaum etwas geändert, 

allerdings ist der Zeitaufwand für das Studium von durchschnittlich 26,8 Stunden auf 3 3 , 1  

Stunden gestiegen. 
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Ta bel l e  3 :  14 Subgruppen von Studierenden laut Sozia lerhebung 1998 im Vergleich mit 2002 

Trad. Stud.- Trad. Stud.- "E igen- "Fremd- "Vol lzeit-
EItern WG, Stud.heim fi nanziert" fi n a n z iert" erwerbstätig" 

(Gruppe 1) (Gruppe 2) (Gruppe 3) (Gru p pe 4) (Gruppe 5) 

1998 2002 1998 2002 1998 2002 1998 2002 1998 2002 

In % a l ler 20,9% 15,3% 2 1,0% 19,0% 2 2,0% 19,0% 42,2% 41,9% 4,5% 5.7% 

Fra uenante i l  46,5% 44,1% 5 1,0% 5 1,6% 42,0% 41,2% 5 2, 5% 54,1% 2 5,8% 39,0% 

Stud ierende a n  FH-5tudg. 6,7% 11,6% 2,7% 10,0% 2,1% 10,7% 3,8% 9,3% 3,1% 20,3% 

Bei h i lfe n bezieher l i n n e n  16,8% 20,8% 40,8% 39,9% 0,5% 0,7% 30,9% 33,5% 0,8% 1,7% 

Stud ierende mit K i n d  - - - --- --- - - - 2 3,0% 16,3% 7,6% 11,4% 38,1% 40,7% 

Stud iena ktive 97,4% 97,8% 99,3% 98,1% 8 5,2% 87,7% 99,1% 96,7% 84,9% 86,6% 

o Alter 22,1  22, S 22,3 22,S  30,2 30,8 2 2,9 24,4 31,S  34,1 

o Semesterzahl  6 ,5  6,4 6,4 5,9 12,7 12,1 7,0 7,1 13,9 12,0 

o St unden Stu d i u m  34,3 34,9 36,7 37,6 19,3 2 1,6 3 5,8 3 5, S  10,3 17,9 

o Stu nden erwerbstätig 4,6 2,3 3,0 2,0 26,8 31,4 2,0 2,7 45,3 43,3 
Defi n it ionen: 
(1) E lternwohner/innen, maximal 10 Stunden/Woche erwerbstätig während des Semesters, keine Ki nder; 
(2) Studentin nen heim- oder WG-Bewohner/innen, maximal 10 Stunden/Woche erwerbstätig während des Semesters, keine Kinder; 
(3) "E igenfi nanz ierte"; E i nnahmen aus E rwerbstätigkeit und/oder sonstigen Quellen machen mehr als 75% des Gesamtbudgets aus; 
(4) "Fremdfinanzierte", Zuwendungen der Fami l ie und/oder des Staates machen zusammen mehr als 75% des Gesamtbudgets aus; 
(5) "Vol lzeiterwerbstätige", verheiratet oder i n  Lebensgemeinschaft, eigener Haushalt, 
(6) "Teilzeiterwerbstätige", Ausmaß der E rwerbstätigkeit l iegt über 10 und unter 35 Stunden pro Woche; 
(7) Alternativer Hochschulzugang, zweiter Bi ldungsweg, 
Quelle: Sozialerhebung 1998, IHS-Sozia lerhebung 2002. 

"Te i lzeit-
erwerbstätig" Alternat. Zugang 

(G ruppe 6) (G r u p pe 7) Al le 

1998 2002 1998 2002 1998 2002 

20,9% 26,4% 5,5% 9,8% 100% 100% 

41,1% 54,8% 50,7% 44,2% 47,3% 50,6% 

2,1% 3,9% 3,9% 10,2% 3,2% 9,2% 

4,3% 15,5% 41,6% 3 5,9% 20,1% 2 3,4% 

0,0% 9,0% 33,3% 28,8% 1 1,5% 10,8% 

87,2% 9 3,4% 100% 9 1,8% 95,3% 94,7% 

27,S 2 7,1 33,3 3 3,9 2 5 , 2  26,0 

13,2 10,7 6,4 7,8 9,0 8,7 

20,8 27,1 31,3 32,0 10, 5 3 1,4 

26,S 19,5 16,3 16,5 10, 5 11,9 
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Ta be l le  3 (Fortsetzu ng): 14 Subgruppen von Studierenden It. Sozia lerhebung 1998 im Vergleich mit 2002 

Vor u.  i m  Stud. Frauen m it Männer mit  Hoher Zeita uf-
e rwerbstätig Ki nd(ern) Ki nd(ern) wand Stud i u m  

(Gruppe 8) (Gru ppe 9) (Gruppe 10) (Gru ppe 1 1) 

1998 2002 1998 2002 

In % a l ler  11,2% 10,8% 5,6% 5,9% 

Frauena ntei l  47,7% 51,1% 100% 100% 

Studierende an FH-Studg. 3,9% 19,1% 0,6% 2,3% 

Beih i lfen bezieherli n ne n  7,2% 1 5,7% 1 1,7% 16,1% 

Stud ierende m it K ind 33,4% 22,0% 100% 100% 

Stud ienaktive 91,0% 92,6% 87,2% 9 1,4% 

o Alter 31,5  31,7 I 32,8 3 5,8 

o Semesterz a h l  10,1 8,9 I 10,9 10,8 

o Stu nden Stud i u m  20,6 25 ,7  19,3 2 1,0 

o Stu nden erwerbstätig 28,3 28,5 10,9 13,1 
Defin itionen: 
(8) Vor Beginn  des Stud iums und während des Studiums E rwerbstätige; 
(9) Frauen mit Kind(ern); 
(10) Männer mit K ind(ern); 

1998 2002 1998 

5,7% 4,9% 3 5,1% 

0,0% 0,0% 45,9% 

2,6% 15,1% 6,9% 

16,7% 13,6% 28,5% 

100% 100% 5,8% 

9 1,8% 9 3, 2% 100% 

32,4 36,7 23,7 

11,2 12,7 7,8 

26,3 24,8 46,7 

22,1 27,3 4,3 

(11) Hohe Studien intensität, m indestens 35 Stunden pro Woche studien bezogener Zeitaufwand; 
(12) Niedrige Studienintensität, maximal 10 Stunden pro Woche studien bezogener Zeitaufwand; 
(13) Vater und Mutter ohne Matura und E inkommen der E ltern unter 1.500 € (2.0.000 öS) pro Monat; 
(14) Vater und Mutter mit mindestens Matura und E inkommen der E ltern ü ber 4.000 € (60.000 ö5). 
Quel le: Soz ia lerhebung 1998, IHS-Sozialerhebung 2.002.. 

2002 

3 7,0% 

48,0% 

1 5,3% 

3 1,3% 

4,9% 

97,5% 

24,2 

7,2 

46,3 

S,6 

N ied riger Zeit- Eltern -
aufwa nd b i ldungsfern 

Stud i u m  (Gr.12) (Gru ppe 13)  

1998 2002 1998 2002 

11,3% 7,0% 14,4% 13,8% 

44,9% 50, 5% 43,9% 5 5,0% 

0,3% 0,5% 2,0% 10,2% 

2,9% 7,1% 37,3% 36,6% 

3 1,3% 26,3% 2 2,6% 2 1,3% 

76,4% 84,4% 94,0% 9 1,8% 

28,9 3 1, 7  2 8 , 3  30,8 

14,8 15,5  10,7 10,1 

4,2 5,7 29,4 29,5 

29,1 25,7 13,5 15,9 

Eltern -
bi ldungsnah 
(Gru ppe 14) Al le 

1998 2002 1998 2002 

4,7% 6,2% 100% 100% . 

48,6% 39,6% I 47,3% 50,6% 

2,3% 5,9% I 3,2% 9,2% 

1,5% 2,7% I 20,1% 23,4% 

20,8% 1,6% 11,5% 10,8% 

9 7,7% 96,3% 95,3% 94,7% 

23,3 23,1  2S,2  26,0 

9,6 7,9 9,0 8,7 

26,8 33,1 10, 5 3 1,4 

9,1 8,5 10, 5 1 1,9 
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17. Su bgruppenana lysen nach ausgewählten Dimensionen 

Neben der sehr detail l ierten Darstel lung der ozialen Lage und den unterschiedlichen Lebenssituati­

onen von Studierenden umfasste der Auftrag fur diese Studie auch die Identifikation von potentiel­

len Risikogruppen unter den Studierenden. Um der Heterogenität der Problem lagen gerecht zu wer­

den, wurde die soziale Lage (und damit auch die potentiellen Risiken) nicht ausschl ießlich finan­

ziell verstanden, sondern es wurden darüber hinaus auch Bereiche wie zum Beispiel zeitliche Be­

lastung und Hindernis e im Studium einbezogen. Erstmals wurden daher bereits bei der Konzeption 

des Erhebungsinstrumentes auch die subjektiven Einschätzungen der individuellen Situation be­

rücksichtigt. Diese flossen zusammen mit den "objektiven" Daten in drei muItivariate Analysen zu 

den ex ante definierten Themenbereichen zeitliche Belastung, finanzielle Situation und Studien­

abbruchsintention ein. 8 Diese C lusteranalysen stel len eine Möglichkeit dar, die komplexen Lebens­

umstände von Studierenden zu analysieren und potentiel le Ri ikogruppen zu identifizieren. 

17. 1 Zeit l iche Gesamtbelastung 

Die Analyse, die Gruppen mit jewei ls  ähnlichem Zeitaufwand fur Studium, Erwerbstätigkeit und 

Kinderbetreuung bi ldet, bringt folgende 6 Clu ter hervor: 

Ta bel l e  4: Gruppen von Studierenden nach zeitlicher Gesamtbelastung 

Ante i l  

Vol l ze it-Stud ium 
0: 37  h Stud ium,  3 h E rwerbstätigke it, s ubjektiv 

17,0% 
durchsch n itt l ich belastet 

I ntens ives Vo l lze it-Stud i um 
0: 52 h Stud ium, 3 h E rwerbstätigkeit, subjektiv 

17,5% 
hoch belastet 

Reduziertes Vol lze it- 0: 29 h Stud ium,  13 h E rwerbstätigkeit, subjektiv 
33,8% 

Stud ium hoch be lastet 

Te i l ze it-5tud i um 0: 21  h Stud ium,  10  h Erwerbstätigkeit, subjektiv 
17,4% 

+ Tei lzeit-E rwerbstätigkeit du rchschn ittl ich belastet 

Tei lze it-Stud ium 0: 17 h Stud ium,  42  h Erwerbstätigkeit, subjektiv 
11,7% 

+ Vol l zeit-Erwerbstätigkeit hoch be lastet 

Te i lze it-Stud ium 0: 24 h Stud ium,  5 h Erwerbstätigkeit, 68 h 
2,6% 

+ intensive Kinderbetreuung Kinderbetreuung, subjektiv hoch belastet 

Quelle: IHS-Sozialerhebung 2002. 

8 Konkret umfassen die Risikodimensionen folgende Variablen: 
Zeitliche Gesamtbelastung: Zeitaufwand für Studium, Erwerbstätigkeit und gegebenenfalls Kinderbetreuung, Bewer­
tung der zeitlichen Gesamtbelastung. 
Finanzielle Situation: finanzielle Probleme als hemmender Faktor im bisherigen Studienverlauf und Zufriedenheit mit 
der finanziel len Situation, Antei l  der durch Staat und El tern finanzierten Lebenshaltungskosten. 
Studienabbruch: Studienabbruchsintention, Wahrnehmung von chwierigkeiten im Studium, H indernisse im bisherigen 

tudienverlauf, Zufriedenheit mit dem Studium, Studienfortschritt. 
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Die Gruppe derer, die ein Tei lzeit-Studium mit einer Teilzeit-Erwerbstätigkeit kombiniert ( 1 7% 

aller Studierenden), weist insgesamt eine unter dem Durchschnitt l iegende zeitliche Gesamt­

belastung auf und zeigt keine erwähnenswerten Besonderheiten hinsichtlich der soziodemographi­

sehen Merkmale. Einzig der Anteil der Elternwohnerlinnen l iegt über dem Gesamtdurchschnitt. Die 

Studierenden in dieser Gruppe geben jedoch öfter an, im bisherigen Studienfortschritt durch man­

gelnde Studiemnotivation behindert gewesen zu sein, auch wenn der Anteil der studienaktiven Stu­

dierenden dem Durchschnitt ent pricht. 

Jene, die ein Vollzeitstudium betreiben und nur in geringem Ausmaß erwerbstätig sind ( 1 7% al ler 

Studierenden), sind im Schnitt um fast 2 Y2 Jahre jünger, eher Männer, leben öfter noch im elterli­

chen Haushalt, stammen eher aus den hohen Schichten, haben keine Kinder, denken kaum an einen 

Studienabbruch, sind überdurchschnittl ich zufrieden mit dem Studium und in höherem Maß stu­

dienaktiv. In dieser Gruppe sind Beihilfenbezieherlinnen mit 3 1  % überrepräsentiert. Sie verfügen 

im Schnitt über alle Gruppen über das niedrigste Ge amtbudget, kommen aber aufgrund niedriger 

Lebenshaltungskosten und hoher Sockelfinanzierung gut mit den finanziellen Mitteln aus. Der 

Großteil  der Studierenden in dieser Gruppe ist während des Semesters nicht erwerbstätig. 

Die Gruppe der Studierenden mit intensivem Vollzeitstudium ( 1 8% al ler Studierenden) unter­

scheidet sich kaum von den Vol lzeit-Studierenden mit einer 40-Stunden Woche. Sie erhalten nur zu 

einem noch höheren Anteil eine Studienbeihilfe (34%), kommen etwas häufiger aus niedriger sozi­

aler Schicht und sind überdurchschnittl ich oft im FH-Sektor zu finden. Die hohe zeitliche Belastung 

wird auch subjektiv häufiger als Problem empfunden und schlägt sich auch in einem höheren Maß 

in stressbedingten, gesundheitlichen Problemen nieder. 

Charakteristisch für jene Studierenden, die ein reduziertes Vollzeitstudium betreiben (34% al ler 

Studierenden), ist die Vereinbarkeitsproblematik von Studium und Beruf. Üblich ist eine Erwerbstä­

tigkeit während des ganzen Semesters. Die Erwerbstätigkeit wird - ebenso wie finanzielle Probleme 

- überdurchschnittl ich oft als H indernis für den Studienfortschritt bezeichnet. Auch wird das Motiv 

"Lebensunterhalt verdienen" für die Erwerbstätigkeit überdurchschnittlich oft genannt und die Stu­

dierenden kommen schlechter mit ihren finanziel len Mitteln aus . Auch in dieser Gruppe werden 

stres bedingte gesundheitl iche Probleme überdurchschnittlich oft wahrgenommen, allerdings dürfte 

hier der Grund in der Vereinbarkeit von Beruf und Studium liegen. 

Insgesamt 1 2% aller Studierenden können der Gruppe mit Tei lzeit-Studium und Vollzeit-Er­

werbstätigkeit zugerechnet werden. Diese hohe Gesamtbelastung wird nicht nur häufiger als Pro­

blem thematisiert, sondern schlägt sich auch in einer höheren Studienabbruchsneigung und einer 

etwas geringeren Studienaktivität nieder. Dennoch sind 9 1  % der Studierenden dieser Gruppe stu­

dienaktiv, die Zufriedenheit mit dem Studium liegt etwas über dem Durchschnitt und es wird selte­

ner über fehlende Studienmotivation geklagt. In die er Gruppe sind Studierende aus niedriger sozi­

aler Schicht deutlich überrepräsentiert, der Anteil der Studierenden mit Kind(ern) sowie jener der 

FH-Studierenden liegt weit über dem Durchschnitt und mit durchschnittl ich 33 Jahren sind diese 

Studierenden mit Abstand die Ältesten. 

Ein Tei lzeitstudium aufgrund intensiver Kinderbetreuung betreiben rund 3% al ler Studierenden, fast 

zur Gänze Frauen. In dieser Gruppe liegt der Anteil der Studierenden, die sich durch den Zeitauf-
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wand für Studium, Beruf und Kinderbetreuung sehr belastet fühlen, weit über dem Durchschnitt 

und auch die Studienabbruchsneigung ist höher. Familiäre Verpflichtungen stellen den zentralen 

hemmenden Faktor im Studienfortschritt dar und finanzielle Probleme werden etwas häufiger ge­

nannt. Trotz der ausgeprägten Vereinbarkeitsproblematik und der Gesamtbelastung liegt der Antei l  

der Studienaktiven über dem Gesamtdurchschnitt, d .h .  es handelt sich um eine überdurchschnittlich 

motivierte Gruppe, die jedoch spezifischen Unterstützungsbedarf sowohl im H inblick auf finan­

zielle Probleme wie auch auf die Vereinbarkeit von Studium und familiären Verpflichtungen auf­

weist. 

In Summe kristall is ieren sich auf Basis der Clusteranalyse zur zeitl ichen Gesamtbelastung vier 

Gruppen von Studierenden heraus, die jewei ls eine über 40-Stundenwoche aufweisen und sich da­

durch stark belastet fühlen. Bei der ersten Gruppe (rund 1 8% aller Studierenden) ist die Belastung 

ursächlich auf das Studium zurückzuführen, das im Schnitt 52 Stunden pro Woche in Anspruch 

nimmt. Bei den anderen drei Gruppen entsteht die Belastung durch eine Kombination aus Studium 

und anderen Tätigkeiten, insbesondere Erwerbstätigkeit und/oder Kinderbetreuung, wobei die sub­

jektiv empfundene hohe Belastung vor allem dadurch entsteht, dass die Erwerbstätigkeit und/oder 

die Hochschule nicht au reichend zeitliche Flexibil ität bieten, um beide Tätigkeiten entsprechend zu 

vereinbaren. 

17. 2 Finanziel le Situation 

Die zentralen Variablen, die in die multivariate Analyse der finanziel len Situation eingehen, sind 

der Anteil der Lebenshaltungskosten, der durch die E ltern der Studierenden oder den Staat (d.h. die 

Sockelfinanzierung) abgedeckt ist, in Verbindung mit der subjektiven Wahrnehmung von finan­

ziellen Problemen als hemmendem Faktor im Studium sowie die Zufriedenheit mit der finanziel len 

Situation.9 Der Analyse wurden diese Indikatoren auch deshalb zugrunde gelegt, da die in der Ar­

mutsforschung üblicherweise verwendeten Konzepte nur schwer auf die Situation von Studierenden 

angewandt werden können. I 0 

Dabei kristal l isieren sich 6 Gruppen heraus, die sich wie folgt charakterisieren lassen: 

9 Die Frage lautet konkret: Wie gut kommen Sie mit den Ihnen zur Verfugung stehenden finanziellen M itteln aus? 
Antwortmöglichkeiten auf einer 5-er Skala von sehr gut bis gar nicht. 
10 So ist beispielswei e die Verwendung de in der EU wie auch in Österreich üblicherweise verwendeten Konzepts 
der "Armtusgefahrdung", das auf das durchschnittliche Haushaltseinkommen abstel l t, im Rahmen des vorliegenden 
Projekts nicht möglich, da keine baushaltsbezogenen Einkommensdaten vorliegen. Ebenso problematisch ist die Heran­
ziehung eines Existenzminimums als Analyse- oder Bewertungskriterium, da dieses fLir Studierende, die noch im elter­
lichen Haushalt leben, nicht adäquat wäre und zudem mangels geeigneter Vergleichswerte willkürlich festgelegt werden 
müsste. 
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Ta bel l e  5 :  Gruppen von Studierenden nach finanzieller Situation 

Ante i l  

Gruppe 1 
Keine fi nanzie l len Prob leme, sehr zufrieden, große Bedeutung der 

Sockelfi nanz ierung (85%) .  
23 ,0% 

Gruppe 2 
Ke ine fi nanzie l len Probleme, d u rchschn ittl iche Zufriedenhe it, große 

Bedeutung der Sockelfinanzierung (77%). 
20,3% 

G ruppe 3 
G roße finanz ie l le  Prob leme, große Unzufriedenhe it, große 

Bedeutung der Sockelfinanz ierung (71%). 
26,0% 

Tei lweise Beh inderung im Stud i u m  du rch finanz ie l le  Probleme, 

Gruppe 4 durchschn ittl iche Zufriedenhe it, ger inge Bedeutung der Sockelfinan- 17.4% 

z ierung (12%). 

Gruppe 5 
Sehr große fi nanz ie l le Probleme, große Unzufriedenhe it, sehr ger inge 

Bedeutung der Sockelfi nanzierung (8%). 
8,1% 

Gruppe 6 
Ke ine fina nzie l len Prob leme, große Zufriedenhe it, keine Bedeutung 

5,2% 
der Sockelfinanz ierung (8%). 

Quelle: IHS-Soz ia lerhebung 2002. 

Interessant sind insbesondere die Unterschiede zwischen jenen bei den Gruppen, die große finan­

zielle Probleme aufweisen und sehr unzufrieden mit ihrer finanziellen Situation sind einerseits, und 

andererseits die Gruppen, die geringere finanzielle Probleme haben und zufriedener sind. Die bei­

den Gruppen mit finanziel len Problemen, Gruppe 3 und Gruppe 5, weisen zwar teilweise sehr ähn­

l iche Strukturmerkmale auf, andererseits gibt es zu jeder Gruppe jeweils eine Pendant-Gruppe, die 

ihr in vielen Punkten noch ähnl icher ist, aber eben keine finanziel len Probleme hat (Gruppen 2 und 

6). 

Gruppe 2 (ohne finanzielle Probleme) und Gruppe 3 (mit großen finanziel len Problemen) sind im 

Schnitt 24 bzw. 25 Jahre alt, der Frauenantei l  beträgt jewei ls etwa 53%, davon haben 7% bzw. 8% 

Kinder. Beide Gruppen wenden zwischen 34 und 35 Stunden für ihr Studium auf, mehr als 96% 

sind prüfungsaktiv und für mehr als die Hälfte bi ldet das Studium den Lebensmittelpunkt. In beiden 

Gruppen ist der Anteil der Studienbeihi lfenbezieherlinnen überdurchschnitt l ich hoch. Beide Grup­

pen schätzen ihr Vorankommen im Studium gleich schnell ein. In der Gruppe mit finanziellen 

Problemen sind deutlich mehr Studierende während des Semesters erwerbstätig (47% versus 27%), 

so dass der durchschnittliche Zeitaufwand für Erwerbstätigkeit und der Gesamtaufwand um knapp 

vier Stunden höher ist. Aus dem höheren Erwerbsausmaß resultieren fast doppelt so hohe E innah­

men aus Erwerbstätigkeit (obwohl das Erwerbseinkommen mit 1 80 € nur 40% des durchschnitt­

lichen Erwerbseinkommens aller Studierender ausmacht). 

Der größte Unterschied zwischen diesen beiden Gruppen zeigt sich in der Höhe der Wohnkosten, 

die in der Gruppe mit finanziel len Problemen um 20% höher sind, was zum Teil auf einen geringe­

ren Anteil von E lternwohner/inne/n (und damit einen höheren Antei l  von Studierenden mit Wohn­

kosten) zurückzuführen ist. In etwa um den Betrag der höheren Wohnkosten unterscheiden sich 

auch die Lebenshaltungskosten. Mit dieser finanziellen Mehrbelastung geht bei Gruppe 2 eine grö-
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ßere Bedeutung des Motivs " Lebensunterhalt finanzieren" für die Erwerbstätigkeit einher. Diese 

Gruppe ist ebenfalls mit dem Studium in gesamt unzufriedener bzw. weist eine etwas höhere Ab­

bruchsneigung auf. Es ist zu vermuten, dass diese Gruppe, die nmd ein Viertel aller Studierenden 

ausmacht und in einer Durchschnittswoche 35 Stunden für ihr Studium und 8 Stunden für Er­

werbstätigkeit aufwendet, mittelfristig das Erwerbsausmaß erhöhen wird, um die Lebenshaltungs­

kosten bestreiten zu können. 

Auch die beiden Gruppen, die kaum eine Sockelfinanzienmg erhalten (8% bzw. 4%), sind einander 

sehr ähnlich, jedoch weist Gruppe 5 ein hohes Maß an finanziel len Problemen auf und kommt gar 

nicht mit den finanziellen Mitteln aus, während Gruppe 6 in geringerem Maß über finanzielle Pro­

bleme klagt und mit ihren finanziel len M itteln gut auskommt. Charakteristisch für diese beiden 

Gruppen ist, dass eine Erwerbstätigkeit in hohem Ausmaß von 25 bzw. 3 1  Wochenstunden vorliegt 

und sich daher in der Folge der durchschnittl iche studienbezogene Zeitaufwand etwas reduziert. In  

beiden Gruppen s ind Männer und Studierende aus n iedriger sozialer Schicht überrepräsentiert, in  

der Gruppe mi t  finanziel len Schwierigkeiten sogar sehr deutlich. Diese beiden Gruppen sind im 

Schnitt um einiges älter (das Durchschnittsalter l iegt bei 3 1  Jahren), haben daher bereits häufiger 

eine eigene Famil ie und sind verstärkt erwerbstätig. Zwischen diesen beiden Gruppen gibt es zwei 

markante Unterschiede: In der Gruppe 6 (ohne fmanzielle Probleme) ist der Anteil  der FH-Studie­

renden mehr als doppelt so hoch als im gesamten Hochschulsektor (in Gruppe 5 dagegen ist er 

deutlich unterdurchschnittl ich).  Aufgrund des hohen Erwerbsausmaßes ist anzunehmen, dass vor­

wiegend berufsbegleitende Studiengänge besucht werden, die sich leichter mit e iner Erwerbstä­

tigkeit vereinbaren lassen. Daher ist in dieser Gruppe die Zufriedenheit mit dem Studium höher, die 

Problemwahrnehmungen (Finanzen, Erwerbstätigkeit, Familie, Stress, Prüfungsängste, Tennin­

probleme und Vereinbarkeit Beruf-Studium) sind n iedriger, ebenso wie die Studien­

abbruchsintention. 

In  Bezug auf die Zufriedenheit mit der finanziellen Situation ist auffäl l ig, dass Gruppe 6 im Schnitt 

zwar einen um 25% höheren Erwerbsaufwand hat, dafür aber ein doppelt so hohes E inkommen aus 

Erwerbstätigkeit bezieht, d .h .  die Gruppe mit finanziellen Problemen ist in  wesentl ich schlechter 

entlohnten Tätigkeiten beschäftigt. In etwa um diese unterschiedl ichen Erwerbseinnahmen unter­

scheiden sich die Gesamtbudgets, während die Lebenshaltungskosten etwas näher beisammen lie­

gen. Das lässt vermuten, dass in der Gruppe ohne finanzielle Probleme der Beruf im Mittelpunkt 

steht und das Studium zu Weiterbildungszwecken nebenher, eben berufsbegleitend, betrieben wird, 

während bei der Gruppe mit finanziel len Problemen das Studium noch stark den Lebensmittelpunkt 

bildet, der mit eher prekären Jobs finanziert wird .  

102 

III-31 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 03 Materialien zur soz. Lage d. Studierenden 2003 (gescanntes Original) 101 von 106

www.parlament.gv.at



17. 3 Studienabbruchsneigung 

Studierende mit erhöhter Studienabbruchsintention, insgesamt 1 9% al ler Studierenden, lassen sich 

in vier Gruppen unterteilen: 

Ta bel le 6 :  Gruppen von Studierenden mit hoher Studienabbruchsneigung 

Ante i l  

Subc luster 1 J üngere, große Unzufriedenhe it m it dem Stud i um 3,3% 

Subc luster 2 F inanz ie l le  Probleme und Vere i nba rkeitsprobleme 6,7% 

Subc luster 3 Kumu lation von Problem lagen 4,1% 

Subc luster 4 Lebensm ittelpunkt ausserha lb  der Hochschu le  4,9% 

Quelle: IHS-Sozia lerhebung 2002. 

Einmal eine Gruppe (3% al ler Studierenden) jüngerer Studierender (0 23 Jahre), die überdurch­

schnittlich oft über mangelnde Studienmotivation klagen, mit dem Studium sehr unzufrieden sind 

und im Vergleich zur Gesamtheit aller Studierenden häufiger stressbedingte gesundheitliche Pro­

bleme sowie U nsicherheiten bzw. Prüfungsängste nennen. Sie sind derzeit im 8. Semester und ha­

ben erst fast die H älfte ihres Studiums absolviert. Objektiv betrachtet würde diese Gruppe über na­

hezu "optimale" Rahmenbedingungen verftigen, da sie Z .B .  mehr als drei Viertel (79%) ihrer Le­

benshaltungskosten von den Eltern oder dem Staat bezieht, kaum erwerbstätig ist (0 5 Stunden) 

und im Schnitt 32 Stunden pro Woche in das Studium investiert. 

Anders die zweite Gruppe, die rund 7% der Studierenden umfasst, eine überdurchschnittl ich hohe 

Studienmotivation aufweist, aber über finanzielle Probleme klagt und rund 2 1  Stunden pro Woche 

erwerbstätig ist. Sie wendet 27 Wochenstunden ftir ihr Studium auf und hat große Probleme Studi­

um und Erwerbstätigkeit zu vereinbaren. Studierende dieser Gruppe haben etwa zwei Drittel ihres 

Studiums absolviert und befinden sich derzeit im Schnitt im 1 2 . Semester. 

Bei der dritten Gruppe (4% al ler Studierenden) trifft eine breite Palette von Problemen zusammen. 

Die Zufriedenheit mit dem Studium wird am schlechtesten bewertet und gleichzeitig über finan­

zielle Probleme, fehlende Studienmotivation sowie Probleme bei der Leistungserbringung geklagt . 

Auch diese Gruppe ist in größerem Ausmaß erwerbstätig (0 1 9  Wochenstunden), aber offensicht­

lich in n icht besonders lukrativen Tätigkeiten und klagt über Vereinbarkeitsprobleme mit dem Stu­

dium. Im Durchschnitt sind Studierende dieser Gruppe im 1 4 . Semester, haben aber erst die Hälfte 

ihres Studiums absolviert. 

Die vierte Gruppe mit hoher Abbruchsintention (5% al ler Studierenden) sieht ihren Lebensmittel­

punkt bereits verstärkt außerhalb des Studiums, entweder aufgrund einer regelmäßigen Erwerbstä­

tigkeit in hohem Ausmaß und/oder famil iären Verpflichtungen. In dieser Gruppe, die deutlich älter 

als die anderen Gruppen mit erhöhter Studienabbruchsneigung ist (0 27 Jahre), l iegt der Anteil  der 

Studierenden, die mit dem Partner einen gemeinsamen Haushalt ftihren, mit 42% deutlich über dem 

Durchschnitt, ebenso der Anteil  der Studierenden mit Kind(ern) ( 1 5%) und der Anteil der während 

des ge amten Semesters Erwerbstätigen (84%). Diese Gruppe weist mit 52 Wochenstunden die 
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höchste zeitliche Gesamtbelastung auf, hat etwa die Hälfte des Studiums absolviert und befindet 

sich im Mittel im 1 1 . Semester. 

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass eine hohe Studienabbruchsneigung erst durch das Zu­

sammenspiel unterschiedl icher Problemfaktoren entsteht und zumeist nicht auf eine singuläre Ursa­

che zurückgeführt werden kann. Eine hohe Studienabbruchsneigung entsteht beispielsweise infolge 

von feh lender Studienmotivation in Kombination mit Unsicherheiten und Ängsten oder aber durch 

Probleme bei der Vereinbarkeit einer aus finanziellen Gründen notwendigen Erwerbstätigkeit mit 

Studium und Kinderbetreuung. Eine Gruppe mit ebenfalls überdurchschnitt l ichem Abbruchsrisiko 

bi lden jene Studierenden, die bereits stabil  in das Erwerbsleben integriert sind und langsam aus dem 

Studium hinausgleiten. 

18. Weitere Gruppen von Studierenden m it spezifischen Studien bedingungen 

Neben diesen komplexen Analysen können aber auch durch die Summe der deskriptiven Darstel­

lungen Gruppen von Studierenden identifiziert werden, die über besondere Problemlagen verfügen : 

In der Darstellung der studentischen Ausgaben fal len dabei zum Beispiel insbesondere Studierende 

der Künste mit überdurchschnittlich hohen Studienkosten auf, die mit durchschnittl ich 1 38 € (oder 

1 3% der Lebenshaltungskosten) pro Monat um fast die H älfte höher liegen als bei Studierenden an 

wissenschaftl ichen Universitäten. Studierende an Universitäten der Künste weisen mit 37 Wochen­

stunden auch einen deutlich höheren Studienaufwand auf als Studierende an wissenschaftl ichen 

U niversitäten, sind aber im Schnitt um 2,5 Stunden pro Woche weniger erwerbstätig. Daraus resul­

tiert auch ein insgesamt unterdurchschnittl iches Gesamtbudget, wodurch die höheren Studienkosten 

auch verstärkt ins Gewicht fallen. 

Eine weitere Gruppe mit unterschiedl ichen Problembereichen sind gesundheitlich beeinträchtigte 

Studierende, deren Beeinträchtigung nicht sichtbar ist, etwa weil sie ausgeprägte Allergien oder 

psychische Probleme haben oder starke Medikamente einnehmen müssen. eben einem zum Teil 

mangelnden Verständnis von Lehrenden und Studienkolleg/innlen stellt sich insbesondere die Stu­

dienorganisation als Problem dar, wenn zum Beispiel aufgrund der Beeinträchtigung Lehrveranstal­

tungen oder gar Prüfungen versäumt werden, für die nicht ausreichend Wiederholungstennine an­

geboten werden bzw. eine Prüfung wegen des Nichterscheinens als "nicht bestanden" gewertet 

wird. 

Zwischen den einzelnen Studienrichtungen unterscheidet sich der zeitliche Aufwand für das Studi­

um sehr deutlich. I nsbesondere im FH-Bereich werden für ein Studium in Vollzeitform zwischen 40 

und 50 Wochenstunden aufgewendet, Werte, die an Universitäten nur in medizinischen Studien 

erreicht werden (andere Fächer liegen tei lweise deutlich darunter) . Studierende in berufsbeglei­

tenden FH-Studiengängen sind zum überwiegenden Teil im Vollzeitausmaß berufstätig und wenden 

zusätzlich gut 26 Stunden pro Woche für ihr Studium auf. Sie verfügen somit über eine Gesamtar­

beitswoche von 60 bis 70 Stunden - und das über mindestens vier Jahre hinweg. 

Im Rahmen dieses Berichts wird die finanzielle Situation der Studierenden in unterschiedlichen 

Kontexten thematisiert, von den Einnahmen über schlechter bezahlte Nebenjobs, der F inanzierung 
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von Auslandsaufenthalten und der Verteuerung des Studiums durch den Einsatz Neuer Medien bis 

zur Clusteranalyse (siehe oben),  die versucht, die Komplexität dieses Themenbereichs zu entflech­

ten. Aus der Fülle dieser Indikatoren sei an dieser Stelle nochmals hervorgehoben, dass etwa 1 5% 

der Studierenden angeben, sehr oft durch finanzielle Probleme in ihrem bisherigen Studienfortgang 

behindert worden zu sein und 5% der Studierenden ursächlich aus finanziellen Gründen intensiv 

über einen Studienabbruch nachdenken. Vor allem aus diesem Grund würden wir den Anteil der 

Studierenden mit großen bis sehr großen finanziellen Problemen auf etwa 5% schätzen. Insbeson­

dere anhand der Erkenntnisse aus der Clusteranalyse lässt sich eine weitere Gruppe mit größeren 

finanziel len Problemen identifizieren, die nochmals etwa 5% aller Studierenden umfasst. 

Eine Thematik, die sich ebenfalls quer durch den ganzen Bericht zieht, ist die Vereinbarkeit von 

Studium und Erwerbstätigkeit. H iervon sind insbesondere Studierende ab 25 Jahren und verstärkt 

über 30-Jährige betroffen, also Studierende, die in einem Alter sind, in dem die staatlichen Studien­

förderungen in der Regel auslaufen bzw. Studierende, die in ihrem Studium schon weit fortge­

schritten sind. Als ein markanter Grenzbereich kristallisiert sich in dieser Studie ein Limit von bis 

zu 1 0  Wochenstunden für Erwerb tätigkeit heraus (sofern die Vereinbarkeit nicht wie an berufs­

begleitenden FH-Studiengängen bewusst erleichtert wird), bis zu dem der Studienaufwand kaum 

eingeschränkt wird. Rund 37% der Studierenden waren im Sommersemester 2002 mehr als 1 0  

Stunden erwerbstätig, die meisten davon laufend während des ganzen Semesters. Neben verbesser­

ten organisatorischen Rahmenbedingungen der Hochschulen, die die Vereinbarkeit von Beruf und 

Studium erleichtern (wie die Ausweitung von Öffnungszeiten, Abend- und Wochenendlehrveran­

staltungen, verstärkter Einsatz von Neuen Medien) fordern die Studierenden in zahlreichen Anmer­

kungen in den Fragebögen vor allem die Einführung eines Teilzeitstudiums, weil sie es als un­

gerecht empfinden, gleich viel bezahlen zu müssen wie Vollzeitstudierende, aber wesentlich weni­

ger Leistungen der Hochschulen in Anspruch nehmen zu können. Ein Teilzeitstudium wird auch 

von Studierenden mit Kind(ern) und Studierenden im Doktorat verstärkt gefordert. 

Abschließend sei im Zusammenhang mit der Vereinbarkeitsproblematik von Studium und Beruf 

noch auf eine Gruppe verwiesen, die als ein wichtiges Motiv für die Aufnahme ihres Studiums (ne­

ben anderen) Weiterbildung angibt. Diese Gruppe umfasst immerhin 30% der Studierenden und ist 

im Sinne der notwendigen Forcierung des lebensbegleitenden Lernens äußerst positiv zu sehen. 

H ierzu gehört vor al lem auch die wachsende Zahl von Studierenden, die über den zweiten Bi l­

dungsweg ein Studium aufnehmen . Gerade für diese (zunehmende) Gruppe von Studierenden, für 

die großteils ihr Beruf weiterhin im Zentrum steht und ergänzend hierzu studiert wird, bedarf es an 

den einzelnen Hochschulen noch verstärkter Bemühungen, um die Vereinbarkeit zu erleichtern. 

eben all den hier angeführten Subgruppen von Studierenden, die, wie im Vorgängerbericht, die 

zunehmende H eterogenität der Studierendenschaft aufzeigen, bleibt noch zu betonen, dass die ver­

meintlich größte Gruppe der Studierenden, die häufig noch immer mit den Studierenden gleichge­

setzt wird, nämlich die sogenannten Nonnalstudierenden (Vol lzeit-Studium, maximal studentische 

Nebenjobs, hauptsächlich durch die Eltern oder eine Studienbeihilfe finanziert und bei den E ltern, 

in Studentlinnlenheimen oder Wohngemeinschaften lebend) im Jahr 2002 nur mehr rund ein Drittel 

der Studierenden insgesamt ausmachen. 
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G lossar 

Abbruch sneigung 

Ausgaben 
Bezieher/i n nen von Stu­
d ienbe i h i lfe 
Doppelstud i um 

E lternwohner/i nnen 

E rststud i um 

FH  
Gelde i nnah men 

Gesamtausgaben 
Gesamtbudget 
Gesundhe it l ich beeinträch­
t igte Stud ierende 
Hochschu lzugangsquote 

Lebensha Itu ngskosten 
Natu ra l le istungen 

Prüfu ngsa ktivität 
Rekrutieru ngsquote 

Socke lfi nanz ierung 

Stud ienaktivität 

Studienanfä nger/ in nen 

Stud ierende 

Zuwendungen der Fam i l ie 

Zweitstud ium 

106 

Wenn Stud ierende nach eigenen Anga ben bereits e inen Studien­
abbruch i n  E rwägung gezogen haben .  
A l le  von Stud ierenden sel bst getragenen Kosten. 
Bez ieher/in nen einer staatl ichen Stud ienbe ih i lfe bzw. des Stu­
d ienzuschu sses 
G le ichzeitiges Stud ium mehrere r  n icht kom bi nationspfl ichtiger 
Studien r ichtungen. 
Stud ierende, d ie im  e lterl ichen Hausha lt leben .  Stud ierende, d ie 
den e lter l ichen Hausha lt bere its ver lassen haben,  werden a ls 
Nicht-E lternwoh ner/ in nen bezeichnet. 
Studierende, d ie noch kein Stud ium a bgesch lossen haben  ( ink l .  
Med iz in  und Doktorand/ in n/en nach ASVS). 
Fachhochschu l -Studiengänge. 
Al le d i rekt an  Stud ierende ausbezah lten/ü berwiesenen Geld be­
träge. 
Summe a l l er Au sgaben ( i nk l .  Natura l l e i stungen) .  
S u m me aus Gelde i nnahmen und Natura l le istungen .  
Behi nderte, ch ron isch kra n ke Stud ierende und Stud ierende m it 
sonstigen gesundhe it l ichen Beeinträchtigungen. 
Dieser I nd i kator d rückt den Ante i l  der Studienanfänger/i nnen a n  
d e r  18- b i s  2 1-jä h rigen Wohn bevö lkerung aus .  
Summe aus  Ausga ben und Natu ra l le istu ngen .  
A l le  von anderen Personen (E ltern, Partner/ in ,  a ndere Verwandte) 
ü bernommenen Le istungen zum Lebensunterha lt (z.B .  wenn  d ie 
E ltern d ie Miete d i rekt überweisen,  Lebensm itte l ,  K le idung, Bü­
cher oder Lernm ittel kaufen) .  
Abgelegte Prüfu ngen, erworbene Zeugnisse im WS 2001/02. 
Dieser I nd i kator ste l lt d ie  Herku nft der Studienanfänger/i n nen 
der Gesa mtbevölkerung gegenüber. 
S u m me au s  fi nanzie l len Zuwendungen der E ltern ( ink l .  Natural­
le istungen) und Stud ienbei h i lfe. 
Wen n  studien bezogener Ze itaufwand wäh rend e iner "typischen" 
Semesterwoche vor l iegt (Besuch von Leh rveran sta ltungen, Ler­
nen,  Fach lektü re usw.). 
E rstma l ig  zugelassene i n länd ische ordent l iche Studierende a n  
Un iversitäten oder Fach hochschu l -Studiengängen. 
Die E rgebn isse der Sozia lerhebung beziehen s ich - so n icht ande­
res angegeben - auf i n l änd ische Stud ierende an Un iversitäten 
( i nk l .  U n iversitäten der Künste) und in Fachhochschu l ­
Stud iengängen im  E rststud i um .  
Geld- und Natural le istungen de r  E ltern, de s  Partners/ de r  Partne­
rin und anderer Verwandter. 
Studierende, die bereits ein Stud ium a bgeschlossen haben  (d .h .  
nach abgesch lossenem Stud ium e in Doktoratsstud i u m  betre iben 
oder e ine  zweite Stud ien r ichtung stud ieren) .  
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Anhang 1 1 1  zu :  
Material ien zur sozialen Lage der  Studierenden 

Institut für Höhere Stud ien 
Studierenden-Sozia lerhebung 2002 

Beric ht  zur sozialen Lage der Stud ierend en 

La ngfassung des Projektberichts 
des I n stituts fü r Höhere Stud ien  

Ta bel lente i l  zur  Stud ierenden -Soz ia lerhebung 2002 

Die pdf-Dateien können m it dem Programm Acrobat Reader © 
gelesen werden (Down load unter: www.acrobat.com). 

Wien, 2003 
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